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Beginn: 13.35 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich erdffne die heutige Sitzung und darf Sie
bitten, sich von lhren Platzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich von ihren
Platzen.)

Wir trauern um Gunnar Uldall, der am 14. Novem-
ber im Alter von 76 Jahren verstorben ist. Er war
ein bedeutender Politiker, der stets zum Wohle un-
serer Heimatstadt gehandelt hat — mutig, ent-
schlossen und voller Pflichtgefihl.

Von 1966 bis 1983 gehdrte er diesem Hause an.
Uber viele Jahre pragte er die Arbeit des Haus-
haltsausschusses oder des Ausschusses fiir Ver-
moégen und Offentliche Unternehmen. Es gab
kaum einen Zweiten, der so akribisch mit Zahlen
umgehen konnte, dabei aber niemals vergal}, dass
hinter jeder Statistik das Schicksal von Menschen
steckt.

Nicht nur als Mitglied der Hamburgischen Burger-
schaft, auch als Abgeordneter des Deutschen Bun-
destages und schlielich als Senator flir Wirtschaft
und Arbeit fiihrte er jedes seiner Amter mit Weit-
sicht und Sachverstand. Dabei behielt er immer
das Ziel im Blick, Schritt fir Schritt etwas Bleiben-
des fur unser Gemeinwesen zu gestalten. Ham-
burg ware ohne ihn heute nicht die Wirtschaftsme-
tropole, die fir viele Birgerinnen und Blrger at-
traktiv und lebenswert ist.

Vieles in seiner Laufbahn als Politiker war von Er-
folg gekront: die Starkung des Hafens und zugleich
der Ausbau von Hamburg als Finanz-, Luftfahrt-,
Medien- und Tourismusstandort. In einer seiner
Reden in der Biirgerschaft am 26. Mai 2004 formu-
lierte Gunnar Uldall sein Leitmotiv, nach dem er
zeit seines Lebens auch Politik gestaltet hat. Es
gibt Angelegenheiten, sagte er, bei denen das In-
teresse der Stadt im Vordergrund steht und die
parteipolitischen Uberlegungen zurlicktreten miis-
sen. Ein nach wie vor aktuelles Zitat, meine Da-
men und Herren.

Gunnar Uldall hat sich um unsere Freie und Han-
sestadt Hamburg verdient gemacht. Wir, die Abge-
ordneten der Hamburgischen Buirgerschaft, wer-
den ihm stets ein ehrendes Andenken bewahren.
Unser Mitgefiihl gilt seiner Familie und seinen An-
gehorigen.

— Ich danke lhnen.

Bevor wir, meine Damen und Herren, nun in die
heutige Tagesordnung einsteigen, mdchte ich
noch Geburtstagsgliickwiinsche an unseren Kolle-
gen René Goégge richten.

Lieber Herr Gdgge, im Namen des ganzen Hauses
die allerherzlichsten Glickwiinsche zum Geburts-
tag und alles Gute fiir lhr neues Lebensjahr.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Dann habe ich Ihnen mitzuteilen, dass die Fraktio-
nen Ubereingekommen sind, den Tagesordnungs-
punkt 9, Grofte Anfrage der Fraktion DIE LINKE,
zu vertagen.

Wir kommen zu unserer

Aktuellen Stunde

Wie Sie wissen, sind dazu sechs Themen ange-
meldet worden, und zwar von der CDU-Fraktion

Entfesselter griiner Filz und die Justiz bleibt
auf der Strecke

von der GRUNEN Fraktion

Klima, Kita, Verkehrswende — die Weglauf-
Politik der FDP schadet auch Hamburg,
denn wir brauchen eine stabile Bundesregie-
rung

von der Fraktion DIE LINKE

Mut gegen Armut: Hamburg braucht endlich
eine umfassende Anti-Armutsstrategie!

von der FDP-Fraktion

Scholz-Senat mit Mullgebihr krachend ge-
scheitert — Rot-Griin regiert immer haufiger
an den Hamburgern vorbei!

von der AfD-Fraktion

Verhaltenskodex Religionsausibung — die
Blrgerschaft starkt der Universitat den
Rucken

und schlief3lich von der SPD-Fraktion

Kritik ernst genommen: Die Sauberkeitsof-
fensive startet ohne zusatzliche Gebihr!

Wir starten mit dem ersten Thema, angemeldet
von der CDU-Fraktion. Herr Seelmaecker, Sie be-
kommen das Wort flir maximal finf Minuten.

Richard Seelmaecker CDU:* Vielen Dank, Frau
Prasidentin. Meine Damen und Herren! Die kata-
strophale Lage in der hamburgischen Justiz, insbe-
sondere in den Justizvollzugsanstalten, ist hier in-
zwischen hinlanglich bekannt und schon mehrfach
Debattenthema gewesen. Aber ich muss sagen,
die letzten beiden Debatten, die wir hier gefiihrt
haben, zeigen, dass das Ganze doch noch einmal
in einem ganz anderen Licht heute erscheint, denn
Herr Steffen und auch der Birgermeister sind
dinnhautig geworden und sie haben inzwischen
begonnen, uns Marchen zu erzahlen.

(Zurufe von der CDU: Ah!)

Herr Steffen, kennen Sie das Marchen von der
Prinzessin auf der Erbse? Ich will Ihnen da einmal
weiterhelfen. Sie erzahlen uns namlich das Mar-
chen von der Justiz in Hamburg, der es gut geht,



4938

Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 67. Sitzung am 22. November 2017

(Richard Seelmaecker)

rundherum gut, wir wiirden als Opposition ja nur
kritisieren

(Dr. Andreas Dressel SPD: Stimmt!)

und keine eigenen Vorschlage machen. Das ist un-
wahr und das wissen Sie auch. Ich halte fest, ers-
tens, die besten Vorschlage fir die Justizpolitik in
Hamburg kommen und kamen von CDU und FDP.

(Dirk Kienscherf SPD: Haben Sie irgendet-
was eingenommen, oder was?)

Zweitens, Sie sind seit sechs Jahren hier in der
Regierungsverantwortung und hatten schon lange
Dinge andern konnen, das haben Sie auch nicht
gemacht. Und drittens, seit 2011 haben wir einen
Wechsel von 11 Milliarden zu 14 Milliarden Euro im
Haushalt — Ausgabensteigerung um 3 Milliarden
Euro. Da ist es wahrlich keine Kunst, zu regieren.

(Beifall bei der CDU)

Da wir auch nicht immer nur kritteln, sondern die
122 Stellen, die in der Justiz geschaffen wurden,
durchaus auch anerkennen, daran haben wir nam-
lich maf3geblich mitgewirkt,

(Farid Miiller GRUNE: Ach so! — Dirk Kien-
scherf SPD: Das ist jetzt Marchenstunde von
Ihnen!)

ist das aber keine Wohltat irgendeiner Prinzessin,
die hier einmal vergeben wird von Rot-Grin. Das
liegt auch nicht an irgendeiner Analyse oder Ein-
schatzung, die aufgrund objektiver Daten hier ein-
mal erarbeitet worden ist, sondern immer nur durch
Druck und Zwang. Das ist das Einzige, was dieser
Senator versteht.

(Beifall bei der CDU)

Aber nicht nur der Senator war in der letzten De-
batte larmoyant, ich muss auch sagen, mich hat es
wahrlich erstaunt, dass es auch der Blirgermeister
gewesen ist. Herr Scholz, Sie haben zuletzt hier
am Pult gestanden und um die Anerkennung der
Opposition gebettelt, geradezu gejammert, dass
wir lhnen nicht die Anerkennung zollen wirden, die
Sie verdienen. Aber warum sollten wir denn das
tun? Wegen der Selbstverstandlichkeiten in der Jus-
tiz, die geleistet wurden? Wegen lhres ehrlichen
Umgangs mit G20? Oder wegen des dauernden
Aushebelns der direkten Demokratie — allein finf
Burgerentscheide, die Sie kassiert haben in Ham-
burg-Nord? Ist es das, wofiir Sie Anerkennung wol-
len? Da kann ich nur sagen, das hat so viel mit
Grolke zu tun wie beispielsweise auch lhre Rede in
der Elbphilharmonie, als Sie es noch nicht einmal
geschafft haben, den Namen Ole von Beust in den
Mund zu nehmen, obwohl er anwesend war. Das
ist wahrlich keine GroRe.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Seelmaecker, wenn Sie die verbleibenden zwei Mi-
nuten etwas mehr dem Thema widmen wiurden,
bitte.

Richard Seelmaecker CDU (fortfahrend):* Gern
komme ich zum nachsten konkreten Beispiel, wie
Sie namlich mit der Justiz umgehen. Wir hatten be-
antragt, transparente und verbesserte Beforde-
rungsstrukturen zu schaffen, und in der Sitzung
des Justizausschusses hiel® es — ich zitiere —:

"Stellenhebungen sind immer mit Stellen-
streichungen verkniipft, sodass derjenige,
der Stellenhebungen fordere,"

die Opposition,

"auch Stellenstreichungen benennen mus-
se."

Das war am 16. Mai 2017.

(Dirk Nockemann AfD: Wo ist der Filz, Herr
Seelmaecker?)

Frei nach dem Motto: Was interessiert mich mein
Geschwatz von gestern. Keine zwei Wochen spa-
ter kommt eine Einsetzungsverfiigung aus der Jus-
tizbehdrde, die dann so aussieht: Da heildt es
Projektoffentlichkeitsarbeit und dort werden unter
anderem zwei weitere Pressesprecher eingesetzt.
Zwei weitere Pressesprecher. Die Justizbehoérde
ist eine der kleinsten Behorden. Jetzt hat diese Be-
horde drei Pressesprecher plus zwei weitere, die
Sie dem Bereich Justiz zuordnen missen, namlich
der Staatsanwaltschaft und den Gerichten. Wir ha-
ben jetzt also eine Abteilung, die sich mit Offent-
lichkeitsarbeit befasst, mit insgesamt fiinf Perso-
nen. Damit Sie sehen ...

(Zurufe)

— Ja, interessant wird es gleich, wenn ich Ihnen sa-
ge, wer diese Jobs da alle bekommen hat. Das
wird interessant. Wenn ich lhnen sage, wie das ge-
rechtfertigt wird.

(Farid Miiller GRUNE: Das stand schon alles
in der Zeitung, was Sie hier rumgreinen!)

Sie werfen hier in dieser Einsetzungsverfligung
vor, die Presse wirde heute ihre Arbeit nicht mehr
machen, sie schaffe es namlich nicht mehr zu re-
cherchieren und deswegen musse das jetzt die Ab-
teilung der Justizbehorde Gbernehmen. Auflerdem
miisse sie sich um die Offentlichkeitsarbeit fiir die
Patentkammer des Landgerichts kimmern. Da
kann ich nur sagen, machen Sie es so, statten Sie
die mit ausreichend Personal aus, dann sorgen die
durch gute Urteile schon ausreichend dafir, dass
sie in der Bundesrepublik wahrgenommen wer-
den. — Danke.

(Beifall bei der CDU)
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Prasidentin Carola Veit: Herr Tabbert bekommt
das Wort fir die SPD-Fraktion.

Urs Tabbert SPD: Frau Prasidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, lieber Richard Seelmaecker!
Der CDU scheint ja mittlerweile fast jedes Mittel
recht zu sein, um auf unseren Justizsenator und
unsere gute Justizpolitik, die Sie ja immerhin zum
Teil anerkennen, zu schieRen. Aber beim Thema
Filz kann ich Ihnen naturlich einen leichten Blick in
die Vergangenheit nicht ersparen. Ich weil} nicht,
ob Sie sich an die 17. Legislaturperiode erinnern.
Den Namen des Justizsenators soll ich ja nicht
mehr sagen, weil der lhnen ja heute noch peinlich
ist.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Sein Spitzname war die lachelnde Guillotine,
(Heiterkeit)

den hatte er sich unter anderem auch wegen sei-
ner wenig ruhmlichen und durchaus intransparen-
ten Personalpolitik eingehandelt, die immerhin so-
gar einen Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss nach sich gezogen hat. Also insofern sind
Sie hier wahrhaftig die Experten fur Filz.

(Zurufe)

Wie heil’t es so schon, die groRten Kritiker der El-
che waren friher selbst welche.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Ironie an der Geschichte ist, dass eine
Schlussfolgerung aus diesem PUA war, dass die
Personalpolitik des Senats seitdem transparenter
gestaltet wurde. Insofern profitieren Sie sozusagen
von lhren eigenen politischen Fehlern. Aber das
muss ja per se nicht schlecht sein.

(André Trepoll CDU: Das ist ja schon mal
ein Fortschritt, dass Sie das einrdumen!)

Wir haben jedenfalls — Sie haben es selbst schon
angesprochen — in dieser Legislaturperiode auf ei-
ne Menge politische Erfolge hinzuweisen, die in
der Personalpolitik ... Was den Personalaufbau
angeht, sind es Ubrigens 123 Stellen in der Justiz,
die haben Sie ja eben auch freundlicherweise an-
erkannt. Wir machen Fortschritte, was den Ausbau
des Strafvollzugs angeht, wir haben jetzt das Pro-
jekt Glasmoor weiter vorangetrieben und wir
gucken, dass wir dort einen ordentlichen offenen
Vollzug bekommen. Der D-Flugel in der JVA Fuhls-
bittel wird saniert, der B-Fligel in der U-Haftan-
stalt wird bald fertig. Beim Projekt Justizvoll-
zug 2020 haben wir uns vorgenommen, dass wir
am selben Strang ziehen werden, insofern kdnnen
Sie uns auch wieder loben, wenn wir dann am sel-
ben Strang ziehen. Wir haben noch das Resoziali-
sierungsgesetz in der Pipeline. Sie sehen, viele an-
spruchsvolle politische Projekte, die uns auch ins-

gesamt, finde ich, grosso modo, bisher gut gelun-
gen sind.

Das, was Sie hier machen, ist doch der durch-
schaubare Versuch, durch wenig substanziierte
Anschuldigungen, unsere gute  Justizpolitik
schlechtzumachen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dass das, wenn man sich all das vornimmt und all
das auf den Weg bringt, womdglich auch Auswir-
kungen auf die Prasidialabteilungen von Behoérden
haben kann, ist, glaube ich, fir jeden nachvollzieh-
bar. Im Zeitalter der Digitalisierung wollen wir ja
auch alle, dass Offentlichkeit an soziale Medien
angepasst wird. Auch das erfordert hier ein Nach-
steuern bei der Personalpolitik. Ich jedenfalls, wer-
ter Kollege Richard Seelmaecker, finde das sehr
plausibel. Wenn Sie die Prasidialabteilung entlas-
ten wollen ... Das will ich Ihnen noch nicht einmal
raten, weil ich auch davon Uberzeugt bin, dass die
Opposition gute Schriftliche Kleine Anfragen ma-
chen soll, das immerhin machen Sie ja, aber das
verursacht naturlich auch noch einmal eine Extra-
portion Arbeit.

(André Trepoll CDU: Aber doch keine Pres-
sesprecher!)

Insofern tragen Sie auch selbst dazu bei, dass die
Prasidialabteilung in der Justizbehérde gut be-
schaftigt ist.

Ich fasse zusammen: gute Personalpolitik, bauli-
che Mallnahmen, die wir, glaube ich, alle begri-
Ben, Verbesserungen im Justizvollzug und noch
ein Resozialisierungsgesetz in der Pipeline, was
wir sicherlich inhaltlich auch alle begriien. In der
FuRballersprache wirde ich sagen, es steht im
Hinblick auf lhren einfallslosen Griff in die rhetori-
sche Mottenkiste 3:0 fur die SPD

(Heiterkeit bei der CDU und der FDP)
in Kombination mit einem hasslichen Foul,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Gegen wen?)

was Sie hier verursachen im Hinblick auf die Per-
sonalpolitik. Insofern werden Sie auch den Fair-
nesspokal nicht gewinnen. Das tut mir leid, aber
wir kdnnen es trotzdem weiter probieren. — Danke.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Présidt_a_ntin Carola Veit: Herr Miller bekommt fiir
die GRUNE Fraktion das Wort.

Farid Miller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Man kann so etwas anmelden
zur Aktuellen Stunde, ich hatte es als Opposition
nicht getan.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Genau das werde ich tun!)
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Ich will gern Stellung beziehen zu dem merkwdrdi-
gen Vorwurf, dass sich die Justizbehérde in der Of-
fentlichkeitsarbeit etwas besser aufstellt. Bisher
war dort eine Frau, die die gesamte Pressearbeit,
und zwar fur den Strafvollzug, fur die Gerichte,
auch im Nachklapp, und fur die Justizbehdérde ge-
macht hat. Beim Strafvollzug, das wissen Sie ge-
nau, ist das ein 24-Stunden-Job. Man hat irgend-
wann festgestellt, dass das fiir eine Person mit den
Uberstunden so nicht machbar ist. Ich finde es in
der Sache eine richtige Entscheidung, dass man
sich hier eine Verstarkung geholt hat. Das ist ja an-
ders als in der Innenbehdrde, wo die Polizei und
die Feuerwehr auch eigene Pressestellen haben.
Ich finde die Entscheidung richtig. Die Verstarkung
ist gut, die Stelle war ausgeschrieben, ich weil} gar
nicht, was Sie an dieser Stelle zu kritteln haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die andere Frage, was die Online-Redaktion be-
trifft, diese Stelle gab es schon, die war im Zentral-
amt und ist jetzt aber auch, um alles aus einer
Hand zu haben, mit in die Offentlichkeitsarbeit ver-
lagert worden. Auch das ist eine richtige Entschei-
dung. Wir winschen uns eine Kommunikation aus
erster Hand und aus einer Hand.

(Dennis Gladiator CDU: Sie brauchen kei-
nen Pressesprecher, Sie brauchen ...!)

Naturlich ist es so, dass Sie doch die Ersten sind,
wenn Sie meinen, es kame sehr verspatet eine In-
formation aus der Justiz an die Offentlichkeit. Ich
finde, wir tragen hier insgesamt — die Koalitions-
fraktionen, aber auch der Senat — damit dem Inter-
esse der Offentlichkeit auch Rechnung. Auch da
verstehe ich nicht lhre Kritik. Ich muss ehrlich sa-
gen, es ist irgendwie alles an den Haaren herbei-
gezogen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dass Sie meinen, dass die 123 Stellen eine Selbst-
verstandlichkeit sind,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Auf Druck der Opposition!)

da sage ich einmal eines, ich kann mich noch an
Ihre Haushaltsantrage 2015/2016 und 2017/2018
erinnern. Hatten wir auf die gehdrt, hatte die Justiz
nicht ein Jahr durchgehalten. Sie haben nicht ein-
mal ansatzweise die Dimensionen erkannt und Sie
haben noch nicht einmal nachgesteuert, als Sie
uns hier kritisiert haben, dass wir nicht genug Stel-
len fir die Justiz bereitstellen. Das ist armselig,
das ist auch verlogen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dass die Justiz und Sicherheit bei diesem Senat in
guter Hand sind, hat ja auch noch einmal die An-
kindigung des Senators deutlich gemacht, dass
jetzt noch einmal 24 Stellen fir Staatsanwaltschaft
und fur das Landgericht bereitgestellt werden,

auch um andere Terrorprozesse hier in dieser
Stadt abzuwickeln. Das ist, finde ich, eine gute
Leistung in dieser Zeit und ich habe keine Ahnung,
was Sie hier meinen, kritisieren zu wollen. Die Jus-
tiz ist auf einem sehr guten Weg und insgesamt
muassen wir hier auch aufpassen, dass wir mit sol-
chen Woértern wie katastrophale Lage im Strafvoll-
zug

(Thilo Kleibauer CDU: Aber selbst von arm-
selig reden!)

diesen Bereich nicht schlechtreden, sondern die
leisten jeden Tag harte Arbeit, das wissen wir. Wir
bewilligen hier die Stellen natirlich sofort nach,
wenn wir neue Herausforderungen und Mehrbe-
darfe erkennen. Ich glaube, das hat diese Koalition
gezeigt. Von lhnen kam auller heilRer Luft gar
nichts. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Miller, beim nachs-
ten Mal muissen wir auch noch mit ein paar ande-
ren Woértern aufpassen. Aber jetzt bekommt Herr
Dolzer das Wort flr die LINKE Fraktion.

Martin Dolzer DIE LINKE: Vielen Dank, Frau Pra-
sidentin. Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, liebe
Hamburgerinnen und Hamburger! Herr Seel-
maecker, als ich die Anmeldung unter dem Titel
"Entfesselter griner Filz und die Justiz bleibt auf
der Strecke" gesehen habe, hatte ich befirchtet,
dass jetzt Theaterdonner kommt, dhnlich marketing-
orientiert wie der Ruckzug der FDP aus den Ko-
alitionsverhandlungen. Glicklicherweise sind Sie
ein bisschen sachlicher geblieben, allerdings, finde
ich, hat lhre Kritik an vielen Punkten nicht die Sub-
stanz getroffen. Herr Tabbert, ich finde, ja, Sie lo-
ben zu Recht einige Sachen, die auf den Weg ge-
bracht worden sind, aber wir missen doch wirklich
analysieren, was passiert in der Justiz.

(Urs Tabbert SPD: Kommen sie mal in den
Justizausschuss!)

Wir kénnen nicht an den Problemen vorbeigucken.
Noch immer ist die Justiz unterbesetzt an Justizbe-
amtinnen und -beamten. Das muss geandert wer-
den, da ist ein erster Schritt getan, aber viele wei-
tere Schritte sind notwendig.

(Beifall bei der LINKEN)

Noch immer sind wir weitgehend konfrontiert mit
einem Verwahrvollzug, noch immer gibt es zu we-
nige Therapieangebote, noch immer gibt es zu we-
nige Ausbildungsangebote, noch immer gibt es zu
wenige Stellen bei den sozialen Tragerinnen und
Tragern der Resozialisierung und, wenn ich das
richtig verstanden habe bei der Ankindigung zum
Resozialisierungsgesetz, sind auch keine konkre-
ten Malinahmen geplant, das wirklich zu andern,
sondern nur an der Oberflache. Das sind Proble-
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me, die wir nicht leugnen diirfen, sondern da mus-
sen wir anpacken.

(Beifall bei der LINKEN)

Gemaly Paragraf 2 Satz 1 des Strafvollzugsge-
setzes heil’t es, Resozialisierung ist das wichtigste
Vollzugsziel des Strafvollzugs — Zitat —:

"Im Vollzug der Freiheitsstrafe soll der Ge-
fangene fahig werden, kinftig in sozialer
Verantwortung ein Leben ohne Strafe zu
fuhren."

(Dr. Jérn Kruse AfD: Das Thema heilt Filz!)

Da hilft es eben nicht, wie Sie es im Resozialisie-
rungsgesetz vorhaben, lediglich in den letzten
sechs Monaten und den ersten sechs Monaten
Nachverbesserungen auf den Weg zu bringen,
sondern die mlUssen wahrend der gesamten Zeit
der Haft da sein. Dazu brauchen wir mehr Perso-
nal, dazu brauchen wir mehr Mittel und dazu brau-
chen wir eine Umorientierung. In Berlin zum Bei-
spiel ist der offene Vollzug als Regelvollzug ge-
plant. Dariiber missten wir einmal nachdenken,

(Urs Tabbert SPD: Berliner Verhaltnisse wol-
len wir hier aber nicht!)

nicht Uber populistische Sachen wie immer wieder
Personaldebatten zu fiihren, sondern wirkliche
Verbesserungen im Vollzug wirden so aussehen,
dass wir Uber so essenzielle Sachen auch einmal
nachdenken.

(Beifall bei der LINKEN)

AuRerdem darf es doch nicht sein, dass Sportan-
gebote ausfallen wie in Billwerder, nur weil einige
Justizbeamte krank sind. Das bedeutet dann tber
Monate hinweg, dass die dort Inhaftierten zu wenig
Sport haben, zu wenige Freizeitmdglichkeiten.
Dann kommen wir doch dahin, dass wir den soge-
nannten Drehturvollzug haben, der auch zu Recht
kritisiert wird, dass diejenigen, die in Haft sind,

(Farid Miiller GRUNE: Wir bilden ja schon
aus! Was wollen Sie denn noch?)

keine Bedingungen vorfinden, in denen sie wirklich
ein soziales Leben lernen kénnen. Daflir missen
wir die Bedingungen schaffen. Dafir muss das
Geld in die Hand genommen werden und da muss
man vielleicht auch einmal ehrlich sein und sich
umorientieren. Oder auch Sie in lhren Fraktionen
mussten einmal intensiver diskutieren und sagen,
ja, fur die Justiz brauchen wir entsprechend mehr
Geld.

Wir missen auch Projekte angehen, die Herr Stef-
fen sogar schon einmal genannt hat, die aber noch
immer auf Eis liegen. Was ist mit den sogenannten
Bagatelldelikten, was ist mit Schwarzfahrern?

(Farid Miiller GRUNE: Die sind nicht das
Problem im Strafvollzug, die Schwarzfahrer!)

Was ist mit denjenigen Menschen, die sehr geringe
Straftaten begangen haben, miissen die unbedingt
langer in Haft bleiben oder kann man da auch an-
dere Mittel und Methoden schaffen, wie das in an-
deren Landern Ublich ist? Ich finde, da missen wir
einmal herangehen, und das waren wirkliche Re-
formen und wirkliche Verbesserungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Da ist die Essenz. Da erhoffe ich mir auch weiter,
dass — es wurde ja angekindigt in der Pressemit-
teilung zum Entwurf des Resozialisierungsge-
setzes — noch weiter mit den Verbanden gespro-
chen und dass auch weiter im Parlament darlber
diskutiert wird. Ich wiinsche mir, dass wir in der Es-
senz zu etwas anderem kommen und dass wir
auch dazu kommen, dass zum Beispiel in der Jus-
tizvollzugsanstalt Billwerder die Untersuchungs-
haft auch wirklich eine Untersuchungshaft und kei-
ne Strafe ist, denn die Untersuchungshaft darf kei-
ne Strafe sein. Wenn Menschen keinen Zugang zu
Blchern haben, zur Bibliothek, wenn Menschen in
der Untersuchungshaft zu wenig Sport haben, zu
wenig Freizeit, dann grenzt das an eine Strafe und
das durfen wir nicht zulassen. Daran missen wir
arbeiten, da gibt es viele Verbesserungsbedarfe
und die missen wir angehen, und zwar wirklich
und auch mit einem Problembewusstsein. Da hilft
es dann weder, Debatten mit populistischen Titeln
anzumelden, noch alles schénzureden, sondern
dariber muss ernsthaft diskutiert werden und
Schritt fur Schritt

(Dirk Kienscherf SPD: Dann sollten Sie mal
in den Ausschuss kommen und nicht dau-
ernd schwéanzen!)

im Einzelnen vorangegangen und auch tatsachlich
Geld in die Hand genommen werden, und zwar
mehr fur Justiz als fiir andere Bereiche. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau von Treuenfels-Fro-
wein hat das Wort fiir die FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Herr Senator Steffen, irgendwie kann ich ja
verstehen, dass Sie in lhrer Not meinen, immer
mehr Pressereferenten zu brauchen, denn bei Ih-
rer traurigen Bilanz aus Pannen, Kahlschlag und
Uberlastung in Hamburgs Justiz kann man schon
einmal auf diese ldee kommen, dass ein aufge-
blahter Presseapparat noch hilft.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Aber ich sage |Ihnen, selbst die beste Kommunika-
tionstruppe wird Ihnen nicht helfen, lhre wiederkeh-
rende Pannenserie zu verschleiern.

(Beifall bei der FDP und der CDU - Farid
Miiller GRUNE: Aufgeblaht!)
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— Farid, du hast ja auch noch einmal anders gere-
det, aber dazu kommen wir spater.

Dafur gibt es mehr Beispiele als Sand am Elbufer.
Da ich nicht so viel Redezeit habe, konzentriere ich
mich jetzt auf eine kleine Auswahl.

Erstens, die Uberlastung der Gerichte etwa geht
durch alle Instanzen, im Gegensatz zu dem, was
ihr vorgetragen habt. Wenn ihr sie aufblaht, dann
immer nur auf Druck von uns. Das OLG zum Bei-
spiel arbeitet immer noch im Notfallmodus. Strafse-
nate muissen von Zivilsenaten unterstitzt werden,
in den Geschaftsstellen in der Justiz fehlen qualifi-
zierte Krafte und die Fehlzeiten sind immer noch
zu hoch. Das Landgericht: Wirtschaftsstrafverfah-
ren am Landgericht dauern 47 Monate. Das finde
ich einen richtig guten Erfolg, Urs Tabbert. Wenn
man das als Erfolg der Justizpolitik werten will, bit-
te sehr, wir sehen das ein bisschen anders.

Baustreitigkeiten werden kaum unter 20 Monaten
geregelt. Entlastung Fehlanzeige. Da freut sich der
Blrger. Weder gibt es eine gezielte personelle
Nachsteuerung noch ein nachhaltiges Personal-
konzept. Herr Steffen setzt da, glaube ich, ein
bisschen auf das Prinzip Hoffnung und auch auf
die Hoffnung, dass wir als Opposition immer weiter
Druck machen, damit er ein bisschen weiter ein-
stellen kann.

Zweitens, im Justizvollzug, den Sie gerade anspra-
chen, Herr Dolzer, sieht es nicht sehr viel besser
aus, denn die Fehlentscheidung aus lhrer ersten
Amtszeit, die Ausbildung der Vollzugsnachwuchse
stark zu reduzieren, racht sich bis heute. Es gibt
vor allen Dingen jetzt auch viel zu viele Abbrecher.
Seit 2016 haben 14 Anwarter die Ausbildung abge-
brochen. Was lauft da eigentlich falsch im Hause
Steffen, fragen wir uns.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Farid Miller GRUNE: 150 sind noch
in der Ausbildung!)

Irgendwie scheinen Sie es noch nicht einmal zu
schaffen, die Leute auszubilden. Schwerin be-
kommt das hin. Nehmen Sie sich einmal ein Bei-
spiel an Mecklenburg-Vorpommern. Im Septem-
ber 2017 sind 20 Quereinsteiger bei denen einge-
stellt worden. Warum machen wir das nicht? Bei
uns dagegen wieder nur Notwirtschaft. In der JVA
Billwerder sind 31 Stellen und in der JVA Fuhlsbut-
tel 23 Stellen unbesetzt. Fehlzeiten des Personals
liegen im zweistelligen Bereich und die Licke wird
immer groler. Diese Unterausstattung in der Justiz
hat Folgen, denn wer nicht genug Vollzugsbeamte
vorhalt, der kann auch keine gelingende Resoziali-
sierung organisieren. Da ist es mit einem Gesetz-
entwurf namlich nicht getan. Wir werden dadurch
immer mehr rickfallgefahrdete Straftater haben,
und wer die in die Gesellschaft entlasst, der setzt
einen gefahrlichen Kreislauf in Gang. Und das ist

keine gute Justizpolitik, sondern das ist eine Ge-
fahr fir die Innere Sicherheit.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Wir warten immer noch — und das sage ich hier
wahrscheinlich schon zum hundertsten Mal, ich
werde es auch immer wieder sagen —, dass wir in
Hamburg endlich eine o6ffentliche Ruckfallstatistik
bekommen, denn sie ist ja gerade die Grundlage,
um zielgerichtete Malknahmen gegen die Riickfall-
quoten zu erreichen. Warum, verdammt noch ein-
mal — entschuldigen Sie, wenn ich das sage, neh-
me ich gleich zuriick —, kénnen Sie das nicht hier
endlich einfiihren? Das ist wirklich eine wichtige
Voraussetzung fiir die Resozialisierung. Tun Sie es
endlich.

(Beifall bei der FDP)

Abschlieltend appelliere ich noch einmal an Sie
— und ich werde es immer wieder tun, weil ich nicht
aufgebe —, schaffen Sie endlich bessere Rahmen-
bedingungen fir die Arbeit von Richtern, Vollzugs-
kraften und Justizpersonal, schaffen Sie endlich ei-
ne wirklich handlungsfahige Justiz. Das ware im-
merhin ein Anfang — man soll jeden Tag neu an-
fangen —, um dazu beizutragen, dass die Hambur-
ger ihr Vertrauen in den Rechtsstaat weiterhin
nicht verlieren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen, meine Damen und Herren? — Wenn
das ... — Herr Nockemann, dann bitte, ja. Wenn
Sie das Wort wiinschen, bekommen Sie es.

Dirk Nockemann AfD: Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Nachdem Rot
beziehungsweise Rot-Griin in den vergangenen
Jahren und Jahrzehnten den Justizapparat kaputt-
gespart haben, versuchen sie nun mit der Neu-
schaffung von 123 neuen Stellen zu klotzen. Recht
tun Sie daran, aber gleichwohl bleibt die Hambur-
ger Justiz in vielen Bereichen notleidend. Nun ha-
ben Sie gedacht, wenn wir in diesem Bereich klot-
zen und neue Stellen schaffen, dann kénnen wir
das auch in den Intendanzbereichen tun, da, wo es
in den Prasidialabteilungen bisher schon immer zu
viele Mitarbeiter gegeben hat. Aber auch zehn
Pressesprecher wirden nichts daran andern, Herr
Senator Steffen,

(Farid Miiller GRUNE: Es ist einer mehr! Ei-
ner!)

dass das Begriffspaar Steffen und Skandal zusam-
menpasst wie Topf und Deckel.

(Beifall bei der AfD)

Es geht aber nicht nur darum, dass neue Stellen in
den Intendanzbereichen geschaffen werden. Sie
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erzahlen doch landauf, landab, zum Beispiel bei
der Polizei missten die Intendanzbereiche weiter
ausgedinnt werden, damit Polizeibeamte auf die
Strale kommen. Und hier ist es so, dass Sie auf-
blahen. Das ist keine konsistente Politik und das
passt nicht zusammen.

Das Thema heil’t aber auch Filz oder entfesselter
Filz.

(Heiterkeit bei der SPD)

Und jetzt kommen wir einmal zum Thema. Persén-
liche Eignung, Leistung und Befahigung sind ei-
gentlich immer die unmittelbaren Voraussetzun-
gen, damit jemand im Bereich des Offentlichen
Dienstes tatig werden kann. Das betrifft auch
— Herr Kollege, héren Sie gut zu — den Bereich der
Prasidialabteilung. Nun bestreitet natirlich nie-
mand,

(Dirk Kienscherf SPD: Manche sitzen hier in
der Biirgerschaft!)

dass man dort auch einmal Stellen ohne Aus-
schreibung vergeben kann. Es muss nicht immer
ausgeschrieben werden, namlich bei den Stellen,
die ein besonders enges personliches Vertrauens-
verhaltnis zur Voraussetzung haben. Nun haben
Sie kurzlich aber auch einen Parlamentsreferenten
eingestellt ohne Ausschreibung. Da kann ich nur
sagen, da bedarf es keines besonderen personli-
chen Vertrauensverhaltnisses. Das muss zwar sein
beim Leiter der Prasidialabteilung, das muss auch
sein beim Leiter der Presseabteilung.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Und es ist ausge-
schrieben worden, Herr Nockemann!)

— Das bestreite ich.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Doch, das ist
auch ausgeschrieben worden!)

Ich habe seinerzeit in der Innenbehorde die Parla-
mentsreferenten lGbernommen, die der damalige
Innensenator Olaf Scholz hinterlassen hat, das wa-
ren sehr gute und vor allem auch sehr loyale. Da
brauche ich kein besonderes personliches Vertrau-
ensverhaltnis. Man kann also durchaus auch mit
anderen Leuten zusammenarbeiten, man muss da
nicht die eigene griine Klientel in die Behdrden
bringen.

Dass Sie, Herr Steffen, bestimmte Stellen nicht
ausschreiben lassen, ist ein Skandal. Ein noch viel
gréRerer Skandal ist es allerdings, dass Sie der Of-
fentlichkeit auch noch weismachen wollen, dass
Sie gar nicht ausschreiben missen. Und ich glau-
be, hier hort es auf mit der Verdummung der Of-
fentlichkeit.

(Farid Miiller GRUNE: Hier fangt es erst an!)

Wenn es in den vergangenen Jahren und Monaten
in der Burgerschaft ein treffendes Wortpaar oder

Synonyme gegeben hat, dann waren das, wie ge-
sagt, Steffen und Skandal.

Herr Kollege Seelmaecker, Sie haben vorhin zu-
treffend vom Vorwurf griinen Filzes in der Justizbe-
horde gesprochen. Ich erinnere mich noch sehr ge-
nau an die friiheren Justizsenatoren Carsten Lide-
mann und Kusch, und glauben Sie mir, das war
damals wirklich nicht sehr viel besser. Und nie-
mand anderes als Herr Dr. Dressel hat im
Jahr 2008, namlich im Oktober des Jahres 2008,
den heutigen grinen Justizsenator Steffen massiv
kritisiert wegen seiner Filzpolitik.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was war mit |h-
nen und Herrn Mettbach?)

Und heute tun Sie das nicht mehr, Herr Dressel.
Bitte richten Sie sich nach Ihren eigenen Malsta-
ben.

Nein, wenn es um das Thema Filz geht, dann sind
SPD, GRUNE und die CDU Profis. Dann gibt es
Filzpolitik in Meterware, und das muss sich an-
dern. — Vielen Dank fiirs Zuhéren

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasident, sehr verehrte Volksvertreter!

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Flocken, Frau Prasidentin, wenn es ginge, bit-
te.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Okay. — Es geht hier nicht um irgendeinen Bereich
staatlichen Handelns, es geht bei der Justiz um
das Herz des Rechtsstaats. Und es ist eben etwas
anderes, wenn man Uber grinen Filz redet im Be-
reich der Medien, wo der Einzelne es heute immer
leichter hat, sich dem Filz zu entziehen. Schwerer
ist es bei der Polizei, aber Uberhaupt unmaoglich ist
es bei der Justiz. Und wenn die Justiz in den Ruf
kommt, eine Gesinnungsjustiz zu praktizieren,

(Farid Miiller GRUNE: Wovon reden Sie
Uberhaupt?)

dann geht das Vertrauen der Birger verloren.

Ich will ein Beispiel nennen. Da sind zwei Falle von
Brandstiftung in Asylheimen. In beiden Fallen gibt
es hohe Millionenschaden. In keinem der Falle gibt
es Verletzte, in dem einen Fall werden aber mehr
als 200 Menschen gefahrdet. In dem anderen Fall
ist das Motiv Feindschaft gegen Asylbewerber.
Derjenige, der die Brandstiftung begangen hat we-
gen eines fehlenden Schokoladenpuddings, wird
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freigesprochen, derjenige, der wegen Fremden-
feindlichkeit ...

(Arno Miinster SPD: Ist das jetzt Thema?)
— Ja, das ist das Thema Gesinnungsjustiz.

Derjenige, der da als Motiv Fremdenfeindlichkeit
hat, kommt neun Jahre ins Gefangnis. Das ist eine
Gefahr fir den Rechtsstaat. — Vielen Dank.

(Arno Mtinster SPD: Ist doch nicht wahr!)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, das Wort bekommt erneut Herr Seelmaecker.
Ich weise noch einmal darauf hin, dass in der zwei-
ten Runde jetzt nur noch drei Minuten Redezeit zur
Verfligung stehen.

Richard Seelmaecker CDU:* Vielen Dank, Frau
Prasidentin! Herr Flocken, zunachst zu lhnen. Also
ich glaube entschieden zuriickweisen zu konnen
im Namen aller Fraktionen, dass es hier in Ham-
burg irgendeine Form von Gesinnungsjustiz gabe.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der FDP
und bei Cansu Ozdemir DIE LINKE)

Man kann sicherlich berechtigte Kritik an dem
einen oder anderen uben, aber dass irgendjemand
hier versucht, politisch Einfluss zu nehmen, das
kann flr niemanden hier im Hause gelten, auch
nicht fur diesen Justizsenator.

Das Zweite, es ist eine interessante Argumentati-
onsweise zu sagen, also in der 17. Legislaturperi-
ode war ja alles auch so schlecht. Ehrlich gesagt,
das verstehe ich nicht. Wenn das denn Unrecht
gewesen ein soll, dann kann das damalige Unrecht
das heute doch nicht wieder heilen oder richtig ma-
chen. Das kann doch nicht der Ansatz sein.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es ist ja auch subtil. Herr Nockemann hat in einem
Punkt vollkommen recht: Eignung, Leistung und
Befahigung sind die Mal3stédbe, an denen sich Be-
foérderungen und Einstellungen zu richten haben.
Das sind wir unserem Rechtsstaat schuldig, das
steht bei uns im Grundgesetz in Artikel 33, glaube
ich. Eignung, Leistung, Befahigung. Jetzt haben
wir natdrlich ein paar Vertrauenspositionen, die
entsprechend auch politisch zu besetzen sind. Wir
haben aber, und das ist hier inzwischen System,
so viele Einstellungen, die mit politischer Vertrau-
ensbasis begrindet werden und die dann wegge-
schoben werden aus der Behdrde. Um es einmal
klar zu sagen, es sind neun Stlick in dieser Legis-
laturperiode. Immer wieder neue Vertrauensperso-
nen zu haben, die ich danach in anderer Stelle un-
terbringe, ich weil} nicht, ob das in erster Linie mit
Eignung, Leistung und Befahigung zu tun hat. Das
ist das eine.

Das Zweite ist, es wird immer so gemacht, wie es
gerade passt. Mit anderen Worten, entweder ma-

che ich eine Ausschreibung extern, wenn sie mir
nutzt, oder ich mache sie intern, je nachdem, wie
sie mir gerade nutzt. Es gibt eigentlich einen
Grundsatz bei uns in Hamburg, dass Stellenaus-
schreibungen intern sein sollen. Das ist auch ver-
ninftig, so haben wir unsere hamburgische Ver-
waltung gut aufgestellit.

Dann wird aber zum Beispiel wie jetzt in der Lan-
desvertretung in der Ausschreibung naturlich
schon davon abgewichen. Da heil3t es:

. aufgrund der politischen Pragung der
Stelle mit dem Arbeitsplatz Berlin ein UGber
den FHH-internen Arbeitsmarkt hinausge-
hender Kreis an Bewerberinnen und Bewer-
bern angesprochen werden soll."

Und raten Sie, welch ein Parteibuch derjenige hat,
der diese Stelle am Ende bekommen hat. So viel
zum Thema Eignung, Leistung und Befahigung.

(Zuruf von Anna Gallina GRUNE)

Das mit den 24 Stunden, ich wusste nicht, dass die
Justizbehoérde bislang 24 Stunden hier irgendwel-
che Pressemitteilungen rausgeben wirde. Ehrlich
gesagt ist die Anzahl der Pressemitteilungen aus
der Justizbehoérde sehr Uberschaubar.

(Zuruf von Farid Miiller GRUNE)

Da drei Leute zu brauchen, das weil3 ich also wirk-
lich nicht.

Und zu guter Letzt, Sie haben selbst diesen ver-
ninftigen Grundsatz mit den internen Stellenaus-
schreibungen einmal ins Werk gesetzt, und ich
kann lhnen nur sagen, Herr Krupp weicht ab A 14
— interessant — immer weiter davon ab. 2015
139 Abweichungen, 2016 waren es 254 und jetzt,
2017, sind es schon 265.

(Glocke)

Machen Sie nur weiter so, dann werden Sie beim
nachsten Mal die Quittung vom Wahler bekom-
men. — Danke.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat Herr Pein
far die SPD-Fraktion.

Milan Pein SPD: Frau Prasidentin, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Lieber Richard Seel-
maecker, ich bin mir nicht sicher, ob wir uns wirk-
lich alle damit einen Gefallen tun, solche Debatten
zu flhren, indem wir ein Ausschreibungsverfahren
und die Nachbesetzung einer Stelle, obwohl es als
Ausschreibungsverfahren gelaufen ist, wie du es ja
auch gefordert hast, lieber Richard Seelmaecker,
dann insofern diffamieren, als dass wir infrage stel-
len, dass dort jemand beférdert worden ist, ohne
dass er die Eignung und die Leistung erbringt. Ich
finde das sehr gefahrlich, und der Wortbeitrag von
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Herrn Nockemann hat nur gezeigt, dass man das
genau in der Art und Weise dann weiterspielt.

Ich glaube, dass es einen guten Grund gibt, warum
diese Stelle ausgeschrieben worden ist, die Behor-
de hat eine Begriindung dafiir geliefert, warum sie
sagt, es gebe dort Mehrbedarf. Und dass ihr das
kritisiert, ist eine Sache. Aber dass ihr dann gleich-
zeitig den Bewerber, die Bewerberin, ich weil} es
gar nicht, wer es geworden ist, infrage stellt und
sagt, da wird aber bestimmt irgendetwas nicht rich-
tig gelaufen sein, denn wir haben irgendwie den
Eindruck, dass das alles Filz ist, ist doch problema-
tisch. Man muss doch anerkennen, dass die Be-
horde hier einen Mehrbedarf erkannt hat, dass sie
dann eine Ausschreibung macht und dass in die-
ser Ausschreibung sich jetzt jemand durchgesetzt
hat. Wenn wir kinftig jedes Verfahren, das durch
Ausschreibungen besetzt worden ist, in der Bir-
gerschaft wieder diskutieren nach dem Motto, da
wird bestimmt auch Filz dran sein, dann mussen
wir uns nicht wundern, wenn wir den populisti-
schen Randern in die Karten spielen, und das
kann auch nicht deine Absicht gewesen sein, lie-
ber Richard. — Danke.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Nockemann, Sie
haben das Wort.

Dirk Nockemann AfD:
(Heiterkeit bei der SPD und der CDU)

Herr Kollege Seelmaecker, Sie sind Rechtsanwalt,
das ist ein sehr angesehener Beruf, das schatze
ich auch durchaus. Wenn Sie sich dann aber tGber
Belange der offentlichen Verwaltung aufRern und
sagen, interne Ausschreibungen seien besser als
externe, dann kann lhnen nur eins sagen, die Ver-
waltung dieser Stadt leidet darunter, dass immer
nur intern ausgeschrieben wird und nicht auch ein-
mal extern. Was wir brauchen, sind auch einmal
externe Krafte, das ist auch einmal frisches Blut,
Leute, die anders denken, Leute, die neu denken,
und die mussen dann auch dementsprechend gut
bezahlt werden.

(André Trepoll CDU: Bei Ihnen auch?)
Das gilt fur alle Bereiche.

(Beifall bei der AfD und bei Dr. Ludwig
Flocken fraktionslos — Dr. Andreas Dressel
SPD: Das war ein Rohrkrepierer!)

Prasidentin Carola Veit: Weitere Wortmeldungen
zu diesem Thema sehe ich nicht.

Dann kommen wir zum zweiten Thema, angemel-
det von der GRUNEN Fraktion

Klima, Kita, Verkehrswende - die Weg-
lauf-Politik der FDP schadet auch Ham-

burg, denn wir brauchen eine stabile
Bundesregierung

Das Wort bekommt Herr Dr. Tjarks, nun wieder fir
funf Minuten.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Liebe CDU, ich bin doch
ein bisschen Uberrascht. Wahrend Deutschland um
eine Regierung — wir mit IThnen — ringt, reden Sie in
Hamburg bei der Aktuellen Stunde um eine Stelle
in der Justizbehérde. Das zeigt schon ein
bisschen, in welch beklagenswertem Zustand hier
die Opposition ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn wir dieses Thema, das uns, glaube ich, An-
fang der Woche alle bewegt hat, ein bisschen be-
trachten, dann kommen wir zu dem Ergebnis, dass
wir leider eine sehr ernichternde Zustandsbe-
schreibung des Deutschen Bundestages haben. Er
besteht erstens aus einer AfD, die mit vielen
Grundwerten unserer Verfassung im Konflikt steht
und mit der zu Recht niemand regieren kann und
auch niemand regieren will. Er besteht zweitens
aus einer Links-Partei, mit der seit Jahren niemand
regieren kann, weil sie seit Jahren nicht kompro-
missfahig ist.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ein bisschen
billig, oder? — Dennis Gladiator CDU: Sie
vergessen die SPD!)

Und er besteht drittens jetzt aus einer FDP, die
durch Christian Lindner beschlossen hat, in dieser
Reihe die dritte Partei zu sein, die nicht koalitions-
fahig ist. Man muss es so zusammenfassen: Noch
nie gab es eine grolRere Verantwortungslosigkeit
im deutschen Parlament.

(Beifall bei der SPD)

Bei Wahlen bewerben sich Parteien nicht fur Sitze
in einem Parlament, sondern sie bewerben sich
um die Verantwortung fur ein Land. Parteien und
ihre Reprasentanten werden gewahlt, um die
schwierigen Probleme in unserem Land zu IGsen,
denn die leichten 16sen sich im Ubrigen ohne sie.

Christian Lindner hat in Niedersachen und Baden-
Wiurttemberg die Ampel verhindert und er hat jetzt
im Bund Jamaika verhindert. Und man muss Sie
doch fragen, liebe FDP, mit wem wollen Sie eigent-
lich in diesem Land koalieren?

(Martin Dolzer DIE LINKE: Mit der AfD!)

Mit wem wollen Sie eigentlich irgendwelche Pro-
bleme I6sen? Sie haben doch den Wahlerauftrag,
um den Sie sich beworben haben, vollig verfehlt.

(Beifall bei der SPD)
Zur Begriindung wurde dann gesagt, Zitat:
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"Es ist besser, nicht zu regieren, als falsch
zu regieren."”

(Beifall bei Ewald Aukes FDP)

Diesen Satz kann doch jeder unterschreiben. Den
kann die AfD unterschreiben, kann die LINKE un-
terschreiben, den kénnen wir unterschreiben, aber
man muss den Satz doch einmal in einem Kontext
sehen. Und im Kontext, dass Sie in Ihrem Lager ei-
ne Regierungsbildung mit uns versucht haben, in
Ihrem Lager mit CDU/CSU es nicht geschafft ha-
ben, eine mehrheitsfahige Regierung zu bilden,

(Michael Kruse FDP: Was soll das fir ein
Lager sein?)

das bedeutet entweder, Herr Kruse, Sie haben
schlecht verhandelt oder auch grottenschlecht ver-
handelt oder Sie haben die Deutschen Uber die
wahren Absichten, dass Sie gar nicht in die Koaliti-
on wollten, im Unklaren gelassen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Da kommt dann auch wieder lhr Wahlspruch her-
vor, lhr Wahlkampfspruch war ja "Digital first, Be-
denken second", der heit jetzt wohl eher "Ego
first, Deutschland second".

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Herr Putin, Herr Erdogan, Herr Trump polarisieren
die ganze Welt, sie achten die Freiheit, die Demo-
kratie und die Menschenrechte wenig, dann ist es
doch klar, dass es an Europa ist, an Deutschland
und an Frankreich, sich diesen Tendenzen zu stel-
len und der Spaltung in Europa gerade in Zeiten
des Brexit und der Welt entgegenzuwirken. Aber
was man daflr braucht, ist eine stabile und hand-
lungsfahige Bundesregierung, das erwarten im
Ernst die Leute in Hamburg, aber auch in ganz
Europa.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das gilt konkret auch fir Hamburg. Sie haben hier,
Herr Oetzel, von diesem Podium die Kita-Volks-
initiative unterstitzt,

(Dennis Thering CDU: Das ist so stumpf!)

Sie haben gesagt, wir wollen mehr Geld aus dem
Bund, das sagt auch die Kita-Volksinitiative, wir
wollen mehr Geld fir Qualitat, aber Sie werden
niemals ein Kita-Qualitdtsgesetz in diesem Land
bekommen, wenn es keine handlungsfahige Bun-
desregierung gibt. Es kann nicht sein, dass Sie
sich in Berlin aus der Verantwortung stehlen und
hier mit dem Finger auf andere zeigen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deswegen kann ich sagen, bei der Haltung, die
Sie hier an den Tag gelegt haben, wir GRUNE ha-
ben keine Angst vor Neuwahlen.

Aber ich mochte gern einmal in diesem Zusam-
menhang daran erinnern, was Herr Kubicki am
3. November im ZDF gesagt hat.

(Zuruf von Philipp Hei3ner CDU)
Ich zitiere:

"Ich glaube, wenn die politische Klasse in
Deutschland dokumentiert, dass wir nicht
zueinanderkommen, dann haben wir es ei-
gentlich auch nicht verdient, dass die Men-
schen uns ihr Vertrauen aussprechen."

Lieber Herr Kubicki, liebe FDP, das glaube ich
auch, und ich hoffe, Sie werden an Ihren Worten
gemessen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Dressel, Sie be-
kommen das Wort fiir die SPD-Fraktion.

(Dennis Thering CDU: Jetzt sind wir ja mal
gespannt! Bestimmt auch selbstkritisch!)

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Das Schei-
tern der Jamaika-Verhandlungen ist zweifellos eine
Belastung fir unser Land. Die vier Parteien hatten
einen klaren Regierungsauftrag, schauen Sie sich
die Erklarungen malgeblicher Vertreter vor der
Wahl, nach der Wahl an, schauen Sie sich das
Wahlergebnis an, CDU/CSU zwar verloren, aber
klar starkste Kraft, FDP mit riesigen Zugewinnen
wieder im Parlament und die GRUNEN gestéarkt
aus der Wahl hervorgegangen. Auch die Umfrage-
zahlen, 57 Prozent Deutschlandtrend fir Jamaika,
nur 32 Prozent fur die GroRRe Koalition, das sind
die Eckdaten, mit denen man auch in diesen Ver-
handlungsweg gegangen ist. Das war lhr Auftrag,
und jetzt missen wir sagen, Sie haben es nicht
hinbekommen. Und wer gestern Abend "Maisch-
berger" gesehen hat, vielleicht hat sich das der ei-
ne oder andere angetan, konnte eine Ahnung da-
von bekommen, wie es ablief. Die Kanzlerin hat es
nicht hinbekommen, ihre Art, Politik zu machen,
stoRt an Grenzen, sie ist gescheitert. Auch das
muss man hier heute einmal feststellen.

(Beifall bei der SPD)

Die GRUNEN haben sich konstruktiv in diesen
Verhandlungsprozess eingebracht, auch das konn-
te man beobachten, obwohl sie in der Tat zu Ja-
maika hin den weitesten Weg zurlickzulegen hat-
ten. Im Gegensatz, und damit bin ich dann bei |h-
nen, zur FDP, gerade lhre Herren Kubicki und
Lindner haben sich wirklich als Zocker um die Zu-
kunft dieses Landes betatigt.

Man muss wirklich sagen: Was wirden die Urge-
steine der FDP, Walter Scheel, Hans-Dietrich Gen-
scher,
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(Dennis Gladiator CDU: Sie haben sich
gleich in die Biische geschlagen!)

heute angesichts dieses Verhaltens, das ihre
Nachfolger an den Tag legen, sagen? Das ist ver-
antwortungslos, was Sie gemacht haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Sie waren einmal eine liberale Kraft in der Mitte,
die es geschafft hat, auch in diesem Land Briicken
zu bauen. Was ist davon heute ubrig geblieben?
Sie sind auf dem Weg nach Nirgendwo an dieser
Stelle, das wird auf Sie am Ende zurlckfallen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es mag sein, dass Sie dann bei einer Neuwahl der
AfD ein paar Stimmen abluchsen,

(Zuruf Michael Kruse FDP)

aber um welchen Preis tun Sie das an der Stelle?
Kollege Tjarks hat ja auch schon hingewiesen, weil
sich natirlich Gberall fir Sie auch die Glaubwirdig-
keitsfrage stellen wird, und das fangt dann bei
Herrn Oetzel in der Tat an.

(Dennis Gladiator CDU: Was ist denn mit Ih-
rer Glaubwiirdigkeit?)

Weil alle Themen in diesem Land auch miteinan-
der zu tun haben. Das Thema Kita ist angespro-
chen worden. Deswegen bringe ich einfach noch
einmal einen wunderbaren Slogan von I|hnen:
Nichtstun ist Machtmissbrauch.

(Michael Kruse FDP: Ja, ja, genau!)
Auch das war ein Slogan von lhnen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Es ist so schon, dass jetzt alle klatschen. Aber das
war nicht unser Slogan, das war lhr Slogan, und
der fallt Thnen jetzt auf die FuRe.

(Beifall bei der SPD)

Wie geht es jetzt weiter? Der Bundesprasident
spricht mit den Parteichefs — schon, dass Sie sich
daruber so aufregen —,

(Zurufe)

und ich bin in dieser Situation schon froh, dass wir
einen Frank-Walter Steinmeier als Bundesprasi-
denten haben, weil er eben auch mit schwierigen
Situationen umgehen kann. Das muss man einmal
festhalten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Naturlich wird die geschaftsfihrende Bundeskanz-
lerin auch priifen miissen, ob sie in dieser Situation
eine Minderheitsregierung zustande bekommt.

(Zuruf von der FDP)

Das ist ungewohnlich, das ist klar. Aber auch das
wird sie fur sich prifen mussen, weil es dann auch

der Weg ist, den das Grundgesetz im Falle des
Falles fir Neuwahlen vorsieht. Das hort die CDU
nicht so gern, aber auch dieser Verantwortung
werden Sie und lhre Bundeskanzlerin sich stellen
missen.

(Beifall bei der SPD)

Ich sage fiir uns aber auch klar, die SPD ist in ei-
ner solchen Situation nicht der Notnagel der Kanz-
lerin, die zwar einen Regierungsauftrag hat, aber
keine Regierung zustande bekommt.

(Beifall bei der SPD)

Ich sage Ihnen auch klar, wir haben keine Nachhil-
fe in Sachen staatspolitischer Verantwortung nétig,

(Michael Kruse FDP: Wo ist denn lhre Ver-
antwortung?)

und ich sage lhnen auch warum. Weil wir in den
letzten zwolf Jahren zweimal eine Grofe Koalition
mitgetragen haben im Interesse des Landes. Des-
halb haben wir von Ihnen keine Nachhilfe nétig.

(Beifall bei der SPD)

Wir missen uns auch fragen, was war denn die
Botschaft des 24. September 2017. Die Botschaft
war, die Groflle Koalition wird abgewahlt, sie ist ab-
gewahlt, das ist ein wesentliches Ergebnis,

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Oh, ich habe
gerade SPD verstanden!)

das hat man auch demokratisch zu respektieren.
(Beifall bei der SPD)

Letzter Punkt. Es ging uns auch darum, und das ist
auch eine staatspolitische Frage, dass die Opposi-
tionsfihrerschaft im Deutschen Bundestag nicht
bei der AfD liegt, sondern bei der Sozialdemokra-
tie. — Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Trepoll bekommt
das Wort fiir die CDU-Fraktion.

(Zuruf von der AfD — Heiterkeit bei der SPD)

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich hatte das grof3e Gliick, am
Sonntagabend rechtzeitig ins Bett gehen zu kén-
nen, so hatte ich noch eine ruhige Nacht. Ins Bett
gegangen mit dem Projekt Jamaika, aufgewacht
beim "Fluch der Karibik".

(Heiterkeit bei der SPD)

Ich glaube, wie mir ging es vielen Menschen. Na-
turlich bin auch ich enttduscht Uber diese Entwick-
lung, wie das sicherlich auch viele Burger sind. Ja-
maika war eine Chance, verschiedene Positionen
in einer schwierigen Zeit, in einer anspruchsvollen
Zeit zusammenzubringen. Aber ich frage mich
schon, was ist unserem Land passiert. Was ist
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auch mit den politischen Parteien passiert? Die
SPD will nicht, sitzt lieber schmollend in der Ecke,
die FDP ist vom Mut verlassen, LINKE und AfD
halten sich selbst nicht fir regierungsfahig. Und da
frage ich mich schon: Woher kommt eigentlich auf
einmal diese Lust an der Opposition? Ich meine,
ich mache den Job hier als Oppositionsfiihrer auch
schon jetzt knapp drei Jahre

(Dr. Andreas Dressel SPD: Kann noch lan-
ger dauern!)

und unser Bestreben ist es, alles dafir zu tun, wie-
der in die Verantwortung zu kommen. Das muss
doch auch in der Verantwortung von Politikern lie-
gen und nicht der Weg in die Opposition.

(Beifall bei der CDU und bei Carl-Edgar Jar-
chow FDP)

Man kann Muntefering auf Hamburgisch Uberset-
zen, Opposition ist Schiet. Deshalb, glaube ich, ist
es richtig, dass wir uns dartber unterhalten, wie es
jetzt weitergehen muss. Wer in die Politik geht, der
muss bereit sein, Verantwortung zu tUbernehmen.
Kompromisse sind Wesensmerkmale unserer De-
mokratie, und wer das nicht begriffen hat, wer
Kompromisse nur als Umfallen diffamiert, der
schadet am Ende der Demokratie. Deshalb bin ich
stolz auf meine Partei, auf meine Bundeskanzlerin,
dass sie dazu bereit war und bereit ist, Regie-
rungsverantwortung fir dieses Land zu Uberneh-
men, auch wenn das manchmal schmerzhafte
Kompromisse bedeutet.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt ist sie wie-
der deine!)

Naturlich bedaure ich es aufRerordentlich, dass es
offensichtlich, und das haben wir jetzt auch von |h-
nen erlebt, Herr Tjarks, grofle Unterschiede und
auch keine ausreichende Vertrauensbasis, insbe-
sondere zwischen FDP und GRUNEN, gab und sie
auch nicht hergestellt werden konnte. Aber ich will
mich auch schon an dieser Stelle, das will ich klar-
machen, bei denjenigen Kraften bedanken, die da-
zu bereit und willens waren, diesen Weg zu gehen.
Das mdchte ich schon an dieser Stelle anerken-
nen. Manchmal sagt ja auch eine Krawatte mehr
als tausend Worte.

(Heiterkeit bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb, finde ich, ist das in Ordnung. Das darf
man auch einmal erwdhnen. Sie haben dazuge-
lernt.

(Beifall bei der CDU, der SPD und den
GRUNEN)

Aber wenn ich mir diesen Auftritt angucke, insbe-
sondere der Sozialdemokraten, dann frage ich
mich wirklich, Herr Dressel, Herr Scholz: Woher
nehmen Sie eigentlich diese Uberheblichkeit? Wer
sich selbst aus dem Spiel nimmt, der sollte hier

kleine Brotchen backen, Herr Dressel. Das miisste
einmal an lhre Stelle gerichtet werden.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der AfD)

Und, Herr Scholz, wenn Sie auf lhrem Parteitag
sich hinstellen und sagen, wenn die es nicht schaf-
fen, haben sie sich blamiert, ich finde, blamiert hat
sich nicht, wer bereit ist zu verhandeln, zu sondie-
ren, wer bereit ist, grundsatzlich Verantwortung zu
Ubernehmen, nein, Herr Scholz, blamiert haben
Sie sich, die sich von Anfang an selbst aus dem
Spiel genommen haben.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der AfD)

Dann kommen wir doch einmal zu Ihrer Argumen-
tation, die Sie uns immer vorhalten. Das haben Sie
hier ja wieder versucht. Also, Ihre Analyse ist, die
Wahler hatten die SPD in die Opposition geschickt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja!)

Ja, wer SPD gewahlt hat, der wollte, dass Sie in
die Opposition kommen. Herr Dressel, wenn es so
einfach ist, dann bin ich der Erste, der bei der
nachsten Birgerschaftswahl SPD wahlt. Das ver-
spreche ich lhnen hier.

(Beifall bei der CDU und der FDP und Hei-
terkeit)

Eine selten hirnrissige Argumentation ist das. Und
auch lhre AuRerungen, Herr Scholz, es gebe einen
klaren Auftrag fur Jamaika: Im Wahlkampf ist keine
der Parteien vorangeschritten und hat gesagt, wir
wollen Jamaika. Das hat doch Uberhaupt nicht
stattgefunden. In Wahrheit hat zum Beispiel eine
rechnerisch grolRe Koalition mehr Mandate im
Deutschen Bundestag als eine Jamaika-Koalition.
Was ist das fir ein Argument, das Sie hier immer
nennen? Die sind haltlos.

Ich habe von lhnen kein einziges inhaltliches Argu-
ment gehort. Ihren Mindestlohn haben Sie erst
spater ausgepackt, Herr Scholz. Aber wo ist denn
die grofle inhaltliche Baustelle? Natlrlich gibt es
unterschiedliche inhaltliche Auffassungen, aber
doch nichts, was ... Und das haben Sie ja vor dem
Wahlkampf immer betont. Sie haben doch auch Er-
folge inhaltlicher Art in der GroRen Koalition umge-
setzt. Darauf waren Sie noch stolz, Herr Dressel.
Wo ist denn das alles geblieben, frage ich mich.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Der Wahler hat
sein Urteil gefallt!)

Diese Entscheidung direkt am Wahlabend, erst die
Partei, dann das Land, die war falsch und ist spa-
testens jetzt nicht mehr haltbar, und dariber mis-
sen Sie nachdenken.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich kann das gleiche Spiel machen, das Sie eben
mit der FDP gemacht haben. Hatte Helmut
Schmidt so gehandelt, ich kann lhren Slogan vorle-
sen,
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(Dr. Andreas Dressel SPD: Dem geht der
Arsch auf Grundeis!)

Zeit fur mehr Gerechtigkeit, Herr Dressel, Herr
Scholz, Zeit fir mehr Verantwortung, das ist jetzt
das Motto, das Sie sich vornehmen mussten.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir kdénnen doch nicht so lange wahlen, bis uns
das Ergebnis passt. Was soll denn besser werden
mit Neuwahlen, das frage ich mich. Wahrscheinlich
sitzen die gleichen Leute, die gleichen Parteien am
gleichen Tisch, stehen auf dem gleichen Balkon
und haben die gleichen Probleme zu I6sen. Das
fuhrt doch nicht weiter.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es gibt ja erste Stimmen in der SPD, die dazu auf-
fordern, auch den Kurs zu korrigieren, und ich
kann nur an Sie appellieren, kommen Sie endlich
zur Vernunft und Ubernehmen Sie auch wieder
Verantwortung in dieser fiir Deutschland schwieri-
gen Lage. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

E_’résidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Ozdemir fiur die Fraktion DIE LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Be-
merkenswert an dieser Debatte und auch an den
Verhandlungen in den letzten Wochen ist doch,
dass die sozialen Themen in diesem Land gar kein
Thema waren, obwohl das Wahlergebnis doch
sehr deutlich war.

(Anna Gallina GRUNE: Das stimmt doch gar
nicht!)

Die GRUNEN haben, und das hat die griine Berli-
ner Abgeordnete Canan Bayram in einem Inter-
view mit der "taz" auch richtig festgestellt, heftige
Zugestandnisse gemacht. Die Vermdgenssteuer
wurde sofort Uber Bord geworfen, unmittelbar vor
Beginn der Gesprache haben Sie, Herr Tjarks, sich
bereit erklart, einen atmenden Rahmen in Hohe
von 200 000 Flachtlingen pro Jahr zu akzeptieren.
Damit sind Sie der CSU schon ziemlich weit entge-
gengekommen. Das erinnert mich an die Verhand-
lungen hier in Hamburg.

Dieses Biindnis, und das kénnen viele feststellen,
hat nicht die Geringverdienerinnen und -verdiener
und auch nicht die Mittelschicht in den Mittelpunkt
gestellt.

(Vizeprasidentin Antje Mdller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Wahrend dieser Verhandlungen kam gerade die
Zahl der 860 000 wohnungslosen Menschen in
Deutschland in die Medien. Auch das war kein
Thema bei den Verhandlungen.

(Farid Miiller GRUNE: Waren Sie dabei?)

— Nein, ich war nicht dabei, aber ich habe es aus-
fuhrlich verfolgt, genau wie Sie wahrscheinlich.

Es standen aber auch nicht die Kinder und die
Rentnerinnen und Rentner, die in Armut leben, im
Fokus dieser Verhandlungen. Fir die FDP heif3t
eben auch Sozialpolitik, einfach nur den Soli ab-
schaffen und dann geht es allen gut in der Bundes-
republik. Und das ist ja auch das Problem, Herr
Kruse, Frau von Treuenfels-Frowein, gerade nur
diese Gruppe haben Sie im Blick. Und das ist der
falsche Ansatz.

(Beifall bei der LINKEN)

Und Sie haben auch allgemein keine positive Rolle
gespielt. Ich finde es sehr bemerkenswert, dass
Sie eine teilweise noch striktere Migrationspolitik
als die CSU durchsetzen wollten, dass Sie ver-
sucht haben, die CSU rechts zu uberholen. Und
was war eigentlich das Ziel der FDP?

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Frau Ozdemir, lassen Sie eine Zwischenfrage der
Kollegin Gallina zu?

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Gern.

Zwischenfrage von Anna Gallina GRUNE:* Es
ist jetzt schon ein bisschen in Ihrer Rede weiterge-
gangen, bis die Zwischenfrage bemerkt wurde,
aber noch einmal zurtck: Ist lhnen bekannt, dass
gerade das Thema Kinderarmut sehr wohl Gber
viele Stunden debattiert wurde und es dazu auch
ganz klare Ergebnisse gegeben hat in den Ver-
handlungen? Oder ignorieren Sie das?

(Beifall bei den GRUNEN)

Cansu Ozdemir DIE LINKE (fortfahrend): Ich igno-
riere das nicht, aber Sie wissen ja, dass wir als
LINKE in Sachen Bekdmpfung von Kinderarmut
viel weitere Forderungen haben als die GRUNEN.

(Beifall bei der LINKEN — Wolfgang Rose
SPD: Wissen Sie auch, wie viel Prozent Sie
hatten?)

Ich méchte trotzdem noch einmal auf die FDP zu-
rickkommen, weil ich das flr eine wichtige Ent-
wicklung halte. Ich frage mich, Herr Kruse, ob Sie
potenziellen AfD-Wahlerinnen und -Wahlern zei-
gen wollten, dass ihre Stimmen auch bei der FDP
gut aufgehoben sind. Hatte Herr Lindner vor, so
wie Sebastian Kurz in Osterreich,

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)
schnell und sicher weit nach oben zu kommen?

Vielleicht haben Sie heute auch den Mut, uns die-
se Fragen zu beantworten.
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(Michael Kruse FDP: Wenn nicht, dann hat-
ten Sie uns auch gern in der Regierung ge-
sehen, oder was?)

Es stehen jetzt zwei Wege zur Debatte, eine Min-
derheitsregierung oder Neuwahlen. Eine Minder-
heitsregierung, zugegebenerweise kein einfacher
Weg bei sechs Fraktionen im Bundestag, ware
aber eine Chance fir dieses Land. Das zeigen uns
auch die Lander Skandinaviens. Das zeigt uns
auch, dass es an der Zeit ist, dass das Parlament
mehr Macht bekommt und nicht die Regierung.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ware auch eine Chance, die Opposition im Bun-
destag zu starken. Die Lésung, und da schaue ich
auch in Richtung SPD, darf jetzt eben nicht sein,
zur Not gehen wir in eine Grolke Koalition, um Neu-
wahlen zu verhindern, so, wie es einige SPDler
auch aus Hamburg andeuten. Ich méchte der SPD
ja nicht unbedingt Ratschldge geben, weil sie auch
beratungsresistent ist,

(Heiterkeit bei der CDU und der FDP — Mi-
chael Kruse FDP: Aber der FDP, oder was?)

aber ich tue es heute trotzdem. Sie haben ange-
kiindigt, in eine Selbstfindungsphase zu gehen,
Sie haben die Moglichkeit, in den nachsten Jahren
wieder zur Besinnung zu kommen, wieder zurlick
zu lhren Wurzeln zu finden und das Thema soziale
Gerechtigkeit wieder in den Fokus zu stellen. Dann
hatten wir mehr Stimmen in diesem Land, die dafur
kdmpfen, dass die sozialen Probleme auch ernst
genommen und auch wirklich ernst bekampft und
nicht weiter verharmlost und ignoriert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Gehen Sie aber mit einem "Weiter so!" in die
Grole Koalition, dann droht lhnen bei den néachs-
ten Wahlen ein ziemlich bitteres Ergebnis.

Und, Herr Tjarks, nicht DIE LINKE verweigert sich
einer Zusammenarbeit,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nein, Sie arbei-
ten sich an uns ab!)

sondern die GRUNEN haben kein stabiles Riick-
grat. Erstens das und zweitens, die SPD muss erst
einmal zurick zu ihren Wurzeln kommen, dann
kénnen wir Seite an Seite dafur kdmpfen, dass das
Land auch wieder sozial gerechter wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Und heute haben wir doch die erste Chance, bei
unserem Antrag, Mindestlohn von 13 Euro, kdnnen
Sie heute doch zeigen, dass Sie wirklich das Inter-
esse haben, fiir soziale Gerechtigkeit zu kampfen.
Da haben Sie uns dann an lhrer Seite.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Tjarks, Sie haben gesagt, dass Regierungs-
mehrheiten gleich Stabilitdt bedeuten. Sie haben

damit argumentiert, dass es autoritare Regierungs-
herrscher gibt wie Erdogan oder andere. Das hat
uns doch nicht davor bewahrt, dass Konfliktlinien in
der Gesellschaft sich nicht weiterhin verscharfen.
Das hat uns auch nicht davor bewahrt,

(Glocke)

dass der Kniefall vor Erdogan tiefer wird oder aber
eine unfriedliche AulRenpolitik weiterhin betrieben
wird, unter anderem auch von der SPD.

(Glocke — Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Mdller: Das Wort bekommt
Frau von Treuenfels-Frowein von der FDP-Frakti-
on.

(Wolfgang Rose SPD: Jetzt kommt die Ent-
schuldigung! — Zuruf: Jetzt bin ich aber ge-
spannt!)

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Das muss richtig Spal® gemacht haben,
sich endlich einmal wieder ein bisschen an der
FDP abzuarbeiten. Jetzt kommen wir alle einmal
wieder ein bisschen runter

(Beifall bei der SPD — Dr. Andreas Dressel
SPD: Richtig!)

und kommen zum wahren Punkt, und das ist sehr
ernsthaft, héren Sie gut zu. Es geht um ein sehr
zentrales Thema, und ich méchte, dass Sie das
bitte ernst nehmen. Es geht um das Thema Wahr-
heit. Die Wahrheit unterliegt namlich keinen takti-
schen Spielchen. Sie ist nicht dehnbar und sie
kennt auch keinen falschen Zeitpunkt.

(J6rg Hamann CDU: Und jeder hat eine ei-
gene!)

Die Wabhrheit ist schlicht, wir Freien Demokraten
sind nach einem mihsamen und mehr als vier Wo-
chen langen Prozess zu der Erkenntnis gelangt, es
gibt im Bund zurzeit keine gemeinsame Basis flr
Jamaika.

(Beifall bei der FDP)

Das ist die simple Erkenntnis eines komplizierten
Prozesses und wir haben diese Wahrheit in die-
sem konkreten Fall nur als Erste ausgesprochen.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Joachim
Kérner AfD — Dr. Andreas Dressel SPD: Wie
war das mit der Wahrheit? — Dr. Anjes
Tjarks GRUNE: Nein, das stimmt nicht!)

Das hatten andere auch tun kénnen, Robert Ha-
beck zum Beispiel von den GRUNEN. Ich zitiere:

"Auch wir GRUNEN haben sicher mehr als
ein Dutzend Mal an Abbruch gedacht, aber
uns immer wieder mihsam zusammenge-
rauft."
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Und jetzt kommt es:

"Man sollte jetzt nicht so tun, als hatte die
Sonne Uber Jamaika geschienen, wenn die
FDP geblieben ware."

Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Joachim
Kérner AfD — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Entschuldigen Sie, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Kollegen llkhanipour zu?

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP
(fortfahrend): Nein, im Moment mdchte ich gern
weitersprechen.

237 Punkte standen mit eckigen Klammern, waren
also streitig in dem mehr als 60 Seiten starken Ab-
schlusspapier. Da war keine Sonne, da war kein
Licht am Ende des Tunnels, da war dicker, fetter
Nebel um Jamaika, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Und zur Wahrheit dieser Geschichte gehort auch,
wir haben am Sonntag die Konsequenz gezogen
und abgebrochen. Ja, aber wir sind deshalb nicht
allein verantwortlich fur etwas, was alle zu verant-
worten haben.

(Beifall bei der FDP)

Denn in Wahrheit ist Jamaika vor allem daran ge-
scheitert, dass es keine gemeinsame Idee fiir die
Modernisierung des Landes gab und vor allem die
gemeinsame Vertrauensbasis fehlte. Dies zu be-
werkstelligen, ist in der Tat eine grof3e Herausfor-
derung, aber genau dies ware ja die Fihrungsauf-
gabe der Kanzlerin gewesen. Und unter ihr haben
alle Verhandlungspartner, ich nehme uns da gar
nicht aus, es eben nicht geschafft, sich auf eine
Leitidee fur Schwarz-Gelb-Grin und fir dieses
Land zu einigen.

(Wolfgang Rose SPD: Da haben wir die
Schuldige!)

— Wir alle.

Stattdessen ging es in Detailfragen hin und her
und bereits vereinbarte Kompromisse wurden stan-
dig wieder aufgeschndrt.

(Hansjérg Schmidt SPD: So ist das manch-
mall)

Darlber ist es eben nicht gelungen, die entschei-
denden Zukunftsthemen dieses Landes wie Bil-
dung, Digitalisierung und Entlastung der Burger ins
Zentrum der Sondierungen zu stellen und das ist
die wirkliche Wahrheit. Kein Mensch kann das be-
zweifeln.

(Beifall bei der FDP)

Fir das fehlende Vertrauen sind vor allem die
GRUNEN verantwortlich. Jirgen Trittin lief prak-
tisch taglich in die Berliner Redaktion,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Und Herr Kubicki
war schon da!)

um irgendetwas zu dementieren, zu kritisieren,
worauf man sich gerade geeinigt hatte. In Wahrheit
hat vor allem dieser destruktive Demontagepro-
zess das notige Vertrauen fiir Jamaika schwer er-
schuttert.

(Beifall bei der FDP)

Und Sie von den GRUNEN, hier in Hamburg in der
zweiten Reihe, haben daran kraftig mitgewirkt. Wir
konnten es taglich in der Zeitung lesen.

Und zur Wahrheit gehort schliel3lich auch, meine
Damen und Herren von der SPD,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, jetzt kommen
wirl)

Sie haben sich schon am Wahlabend um Punkt
18.05 Uhr aus der politischen Verantwortung ver-
abschiedet. Da sollen wir jetzt staatspolitische
Nachhilfe von lhnen entgegennehmen? Das ist
wirklich einfach nur lachhaft,

(Beifall bei der FDP und bei Dennis Gladia-
tor CDU)

das glauben Sie doch nicht einmal selbst.

Wir Freien Demokraten wurden in den Bundestag
gewahlt, um Trendwenden einzuleiten. Wir haben,
im Gegensatz zu Ihnen, mehr als vier Wochen da-
fur gekdmpft und wir haben und werden unsere
Ziele nicht verraten. Als Mehrheitsbeschaffer einer
schwarz-grinen Regierung ohne wirkliche FDP-In-
halte stehen wir Freien Demokraten nicht zur Ver-
figung.

(Beifall bei der FDP)

Wir bleiben deshalb bei der fiir uns unverfalschten
Wahrheit, es ist eben nicht einfach besser, zu re-
gieren, wir wollen nicht falsch regieren. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Joachim
Kérner AfD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Von der AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Dr. Wolf das Wort.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrtes Prasidi-
um, sehr geehrte Damen und Herren! Im Ergebnis
sind die Jamaika-Sondierungen nach vier Wochen
— seit der Wahl sind sogar acht Wochen vergan-
gen — krachend gescheitert. Viel Zeit ist verloren
gegangen, viel Geld ist verschwendet worden, oh-
ne dass Deutschland vorangekommen ist. Das ein-
zig Gute vielleicht, dem Land bleibt eine griine Re-
gierungsbeteiligung erspart.
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(Beifall bei der AfD)

Am Scheitern haben alle beteiligten Akteure und
Parteien ihren Anteil. Eine einseitige Schuldzuwei-
sung gegen eine Partei ist billig und durchsichtig,
um vom eigenen Versagen abzulenken. Eine be-
sondere Verantwortung fir das Scheitern der Ver-
handlungen tragt nattrlich Angela Merkel,

(Jbrg Hamann CDU: Natlrlich! — Dennis
Thering CDU: Wie sollte es auch anders
sein!)

die es, wie aus gut informierten Kreisen in Berlin
immer wieder berichtet wurde, nicht geschafft hat,
die Sondierungspartner zueinander zu fiuhren, und
sie konnte auch keine vertrauensvolle Gesprach-
satmosphare herstellen.

Deutschland hat acht Wochen lang erlebt, wie die
Sondierungspartner gefeilscht, gepokert, sich ge-
genseitig misstraut und gar beleidigt haben. Mit
verantwortlicher Politik, Verantwortung fir unser
Land mit Stil hat das nichts zu tun. Weiter noch, es
ist eine historische Zasur, erstmals sind die Altpar-
teien nicht willens oder fahig, eine Bundesregie-
rung zu bilden.

(Ksenija Bekeris SPD: Und jetzt bringen Sie
sich ins Spiel!)

Ein einfaches "Weiter so!" ist nicht mehr moglich.
Die Krise der Altparteien fUhrt jetzt zu einer Regie-
rungskrise. Von einer Staatskrise will ich noch
nicht sprechen.

Angela Merkel hat abgewirtschaftet. Der kleinste
gemeinsame Nenner der anderen, gegen die AfD
zu sein, ist zu wenig fur Deutschland. Die FDP hat
wohl am klarsten erkannt, dass es eine ganzlich
verfehlte Politik gewesen ist, die die AfD etabliert
und so erfolgreich in den Deutschen Bundestag
gefihrt hat.

(Beifall bei der AfD)

Sie sitzt vor allem der Union und der FDP perma-
nent und stets im Nacken. Gerade die FDP hat ja
einige AfD-Positionen Gibernommen.

(Heiterkeit bei der SPD, der CDU und den
GRUNEN)

Dass sie am Ende diesmal nicht umgefallen ist, da-
fur ist ihr einerseits durchaus Respekt zu zollen.
Andererseits zeigt es natirlich auch, wie stark die
Angst vor der AfD ist, wobei ich mir sicher bin,
dass der Wahler am Ende das Original und nicht
die Kopie wahlen wird. Das Ende einer moglichen
Jamaika-Koalition koénnte endlich den dringend
notwendigen Politikwechsel in diesem Land einlei-
ten. Deutschland wartet auf eine deutliche Kurskor-
rektur in allen wesentlichen Politikfeldern,

(Dennis Thering CDU: Und keiner wartet auf
Sie!)

vor allem in der Flichtlingspolitik, aber auch in der
Wirtschafts- und Finanzpolitik und in der Politik der
verfehlten Euro-Rettung. Die AfD scheut keine
Neuwahlen.

Unsere Ideen, insbesondere in den Politikfeldern
Asyl, Einwanderung und Islamkritik, sind die The-
men der Zeit. Es sind die Probleme, die die Men-
schen in diesem Land bewegen und die die eta-
blierten Parteien bislang nicht gelést haben. Sie
zeigen auch nicht, dass sie sie zu lésen gewillt
sind. Mit diesen Themen werden wir auch im Sze-
nario von Neuwahlen in die Offensive gehen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Damit gehen wir in
die zweite Runde. Das V\(ort bekommt Frau Gallina
von der Fraktion der GRUNEN.

Anna Gallina GRUNE:* Liebe Frau von Treuen-
fels-Frowein! Wir haben ja gestern Abend schon
ein bisschen diskutieren kénnen bei Herrn Schalt-
hoff. Da habe ich lhnen auch schon gesagt, auch
ich hatte an eine Partei, die meint, liberale Werte
zu vertreten, die Erwartung gehabt, dass sie in ei-
ner so schwierigen Situation nach einer Wahl die
Rolle einnimmt, Briicken bauen zu wollen. Ich ha-
be das leider nicht wahrgenommen und ich be-
dauere das sehr an dieser Stelle.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich freue mich Ubrigens auch hier vorn Uber Auf-
merksamekeit.

Dann sind Sie aus den Sondierungsgesprachen
ausgestiegen mit der Ansage, wir kdnnen nicht ge-
gen unsere Grundiberzeugungen handeln. Dann
frage ich Sie aber auch: Ist es denn eine liberale
Grundiberzeugung, die Zusammenflihrung von
Familien zu verhindern? Ist es eine liberale Grund-
Uberzeugung, Frauen und Kinder in Kriegs- und
Krisengebieten zurtickzulassen?

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Mit lhrer Haltung beim Familiennachzug haben Sie
versucht, sich noch rechts der CSU zu positionie-
ren und ich finde, das ist eine besonders traurige
Angelegenheit.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Aber eines, finde ich, ist in dieser Debatte bisher
zu kurz gekommen, denn es sind ja tatsachlich wir
alle, die Verantwortung tragen. Es sind wir alle, die
umgehen missen mit schwierigen Wahlergebnis-
sen, die sich fur uns teilweise wie eine Zumutung
anfuihlen mégen, aber dennoch sind sie dadurch ja
nicht illegitim geworden. Und ich denke auch, ei-
nes hat diese Situation gezeigt: Wir miissen an un-
serer politischen Kultur arbeiten. Es muss moglich
sein, dass wir in gesellschaftliche Diskurse darlber
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eintreten, welche Probleme wir tatsachlich haben,
denn das per se Schlechtreden der Situation
Deutschlands finde ich auch, ehrlich gesagt, véllig
absurd. Aber es muss darum gehen, dass wir die-
se Probleme gemeinsam analysieren, die da sind,
dass wir daraus aber auch schaffen, gemeinsam
Lésungen oder zumindest Ideen dafir zu ent-
wickeln, anstatt uns immer nur einzelne Forderun-
gen aus Wahlprogrammen gegenseitig um die Oh-
ren zu hauen. Aus meiner Sicht haben wir das als
GRUNE an einigen Stellen versucht, aber ich glau-
be, insgesamt ist Deutschland von einer solchen
Kultur leider noch weit entfernt.

Und ich méchte an DIE LINKE auch noch einmal
sagen, wissen Sie, wenn Sie sich hier so hinstel-
len, ich hére immer, ja, aber wir wollen mehr. Wir
wollen mehr dieses und wir wollen mehr jenes und
so weiter. Wann rechnen Sie denn eigentlich mit
der absoluten Mehrheit fir lhre Fraktion?

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Denn Sie sind Uberhaupt nicht bereit, sich in ir-
gendeiner Weise zu bewegen. Sie sagen immer
nur: Alle anderen mussen sich andern, damit wir
unsere Politik umsetzen kénnen. Das finde ich total
fahrlassig, das muss ich Ihnen auch einmal sehr
deutlich sagen. Und um jetzt mit diesem schénen
Spruch von Herrn Lindner, den es in verschiede-
nen Ausfihrungen gibt, noch einmal abzuschlie-
Ren, habe ich heute im Netz gelesen, es ist bes-
ser, nicht Hausaufgaben zu machen, als falsch
Hausaufgaben zu machen. Ich wiirde sagen, Auf-
gabe von Politik ist, immer Hausaufgaben zu ma-
chen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der SPD-Frak-
tion bekommt nun Herr Dr. Dressel das Wort.

(Zurufe von der CDU)

Dr. Andreas Dressel SPD:* — Auf jeden Fall.

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! So,
wie der Kollege Trepoll aufgeregt war — und das
mit der griinen Krawatte —, muss man doch sagen,
dass der CDU im Moment der Allerwerteste auf
Grundeis geht, weil die Machtperspektiven im
Bund verschwinden. Das ist auch eine Situation,
die Sie auch fiir sich verarbeiten miissen, wie Sie
damit umgehen wollen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Anna-Elisabeth von  Treuenfels-Frowein
FDP: Stellt ihr euch doch auch mal Fragen!)

— Und die FDP muss sich auch Fragen stellen.

Ich meine, das muss doch fir Sie auch ein Alarm-
signal sein, dass hier einer von der AfD sagt: Ja,
da haben wir doch thematische Nahepunkte. Auf
welchem Weg bewegt sich denn die deutsche

FDP? Das ist eine Frage, die Sie sich stellen mis-
sen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und wir stellen uns der Verantwortung. Ich habe
auf das Thema zwei GroRRe Koalitionen, die wir mit-
getragen haben, hingewiesen. Wir werden natdr-
lich jetzt auch in dieser schwierigen Ubergangs-
phase in der geschéaftsfihrenden Bundesregierung
Verantwortung Ubernehmen und selbstverstandlich
auch im Bundestag. Wo dort wichtige, dringliche
Entscheidungen getroffen werden, werden wir sie
auch mittragen. Und trotzdem muss man doch sa-
gen: Was ist denn der Befund nach der zweiten
GrofRen Koalition?

(Dennis Gladiator CDU: |hr traut es euch
nicht mehr zu! Das ist der Befund!)

Das ist eine Situation, wo wir manches miteinander
hinbekommen haben, aber trotzdem sehen mis-
sen, was das Ergebnis ist. Die Rander sind ge-
starkt, die politische Debatte ist polarisiert. Deshalb
muss doch klar sein, Grofte Koalitionen kénnen in
einer Demokratie nur die absolute Ausnahme sein.
Das muss doch ein Befund sein, auf den man sich
auch hier im Parlament einigen kann.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auch der Blick nach Osterreich sollte uns das ein
Stlck weit lehren, was passiert, wenn man Grofl3e
Koalitionen als Dauerschleife macht.

(Dennis Gladiator CDU: Und deshalb sind
Neuwahlen besser?)

Und deshalb finde ich manches, was hier an Hin-
weisen kommt, ein bisschen heuchlerisch. Sie sa-
gen, jetzt soll die SPD einschwenken, und in drei
Wochen, wenn wir es tun wirden, wirden diesel-
ben Leute sagen, ihr seid umgefallen, ihr seid ein
Anhangsel der CDU und wo ist eigentlich die Un-
terscheidbarkeit der Volksparteien. Dieselben Leu-
te wirden das sagen. Das sollten Sie sich einmal
merken.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und das, garniert in der Tat von den Hinweisen
von Linksauf3en und Rechtsaufien, die sowieso im-
mer, das haben wir ja ein bisschen erlebt, Verrat in
die eine oder andere Richtung schreien, ist etwas
in einer Situation, wo man sich die Situation an-
gucken muss. Deshalb mussen wir wieder zu ei-
nem normalen demokratischen Diskurs zurtickkeh-
ren, wo die CDU auf der einen Seite des Spek-
trums steht und die SPD als groRe Volkspartei auf
der anderen Seite. So ist demokratischer Wettbe-
werb, so ist demokratischer Diskurs moglich. Dar-
an sollte dieses Land auch wieder anknupfen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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Vizeprasidentin Antje Moéller: Das Wort bekommt
nun Herr Trepoll von der CDU-Fraktion flr knappe
drei Minuten.

André Trepoll CDU: Hier stehen drei, aber ...

Vizeprasidentin Antje Moéller (unterbrechend):
Herr Trepoll, wenn ich Sie daran erinnern darf, die
Redezeit fur die Aktuelle Stunde ist insgesamt limi-
tiert.

André Trepoll CDU (fortfahrend): Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Herr
Dr. Dressel, Sie haben sich ja im Prinzip gerade
selbst entlarvt. Sie haben am Anfang gleich ge-
sagt, worum es lhnen geht: schwindende Macht-
perspektive fir die CDU. Das ist lhre Argumentati-
on.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nein, das ist ein
Befund!)

Und das ist einfach zu wenig fir eine solche Partei
mit einer 150-jahrigen stolzen Geschichte, die
auch oft auf der richtigen Seite stand. Ich meine:
Wovor haben Sie denn Angst? Das muss man Sie
doch auch einmal fragen. Und was soll besser wer-
den, wenn Sie jetzt ein oder zwei Prozent mdégli-
cherweise dazugewinnen? Was soll davon besser
werden? Die Machtoptionen sind klar. Entweder
gibt es Jamaika oder eine GrofRe Koalition, viel
mehr ist da nicht moglich. Und das ist doch auch
die Frage, die die Wahler uns, lhnen, mir und allen
anderen stellen werden,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was ist mit einer
Minderheitsregierung?)

wenn Sie erneut die Menschen an die Urnen rufen.
Also, das ist, glaube ich, nicht der richtige Weg.

(Beifall bei der CDU)

Dann missen Sie auch die Frage beantworten,
Herr Scholz, ab welchem Wahlergebnis wollen Sie
denn wieder zur Regierungsverantwortung stehen?
Das werden Sie die Menschen fragen im Wahl-
kampf. Was soll das sein, das Ergebnis der SPD,
wo Sie sagen, wir spielen wieder mit? Es reicht
nicht aus, sich jetzt hinzustellen und zu sagen: Wir
wollen das nicht. Es sei denn, Sie haben eine an-
dere Taktik: Sie wollen drittstarkste Kraft werden
und dann kdnnen Sie sagen, es ist keine Grolde
Koalition mehr, wenn Sie in die Koalition eintreten,
aber ich weild nicht, ob Ihnen das auch dann am
Ende hilft.

(Beifall bei der CDU — Wolfgang Rose SPD:
Das ist doch albern!)

Zu den GRUNEN: Ich habe ja versucht, auch Si-
gnale zu setzen, aber ich meine, dass hier von den
Hamburger Vertretern noch nicht einmal ein kriti-
scher Halbsatz zum Verhalten der SPD kommt,

wahrend Sie so auf die Kollegen der FDP zeigen.
Junge, Junge. Also ein bisschen mehr Selbstbe-
wusstsein, auch fiir die Hamburger GRUNEN. Ste-
hen Sie einmal wieder auf, das kénnen Sie doch
eigentlich.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Und am Ende geht es mir darum, es ist doch eine
Situation in Deutschland, wo wir nicht am Abgrund
stehen. Wir haben keine Massenarbeitslosigkeit,
wir haben die beste Beschéaftigungsquote seit
25 Jahren. Wir haben zum vierten Mal in Folge
einen ausgeglichenen Staatshaushalt. Wenn wir
es in dieser Situation nicht hinbekommen, auch
einmal Uber Graben zu springen, Uber Grenzen zu
gehen, Kompromisse zu schlielen, wann denn
dann, frage ich mich, wann denn dann.

(Beifall bei Philipp Heiliner CDU)

Herr Dr. Dressel, Sie haben gesagt: Grol3e Koaliti-
on ist die Ausnahme, friiher war alles besser. Herr
Dressel, Herr Scholz, ich sage es |Ihnen, die Zeiten
andern sich und Sie missen sich auch andern. —
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dr. An-
dreas Dressel SPD: Und Sie? Was macht
die CDU?)

Vizeprasidentin Antje Moller: Meine Damen und
Herren, damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 3, 4,
6 und 7, den Drucksachen 21/9459, 21/10498,
21/10852 und 21/10853 in der Neufassung. Das
sind Wahlen zu verschiedenen Gremien.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl einer oder eines Deputierten der Behorde
fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation

— Drs 21/9459 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds fiir die
Hartefallkommission

— Drs 21/10498 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl einer oder eines Deputierten der Behorde
fur Wirtschaft, Verkehr und Innovation

— Drs 21/10852 —]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9459
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10498
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10852
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(Vizeprasidentin Antje Moller)

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Schule und Berufsbildung
— Drs 21/10853 (Neufassung) -]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass diese vier
Wahlen in einem Wahlgang durchgefiihrt werden
kénnen.

Die vier Stimmzettel liegen lhnen vor. Sie enthalten
bei den Namen jeweils Felder fir Zustimmung, Ab-
lehnung und Enthaltung. — Verehrte Schriftfiihrerin,
wirden Sie vielleicht einen Moment noch warten,
sonst habe ich Uberhaupt keine Aufmerksamkeit
fur die jeweils notwendigen Informationen, auch
wenn sie scheinbar allen Kolleginnen und Kollegen
bekannt sind. — Sie durfen auf jedem Stimmzettel
bei jedem der Namen ein Kreuz machen, aber bitte
nur eines. Stimmzettel, die den Willen des Mit-
glieds nicht zweifelsfrei erkennen lassen oder Zu-
satze enthalten, sind ungultig. Auch unausgefiillte
Stimmzettel gelten als ungliltig.

Bitte nehmen Sie nun lhre Wahlentscheidungen
VOor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich darf die Schriftfiihrung bitten, mit dem Einsam-
meln der Stimmzettel zu beginnen.

Darf ich um Ihre Aufmerksamkeit bitten? Sind alle
Stimmzettel abgegeben worden? Das scheint der
Fall zu sein. Dann schlief3e ich die Wahlhandlung.
Die Wahlergebnisse werden gleich ermittelt. Ich
werde sie Ihnen im Laufe der Sitzung bekannt ge-
ben.**

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich wirde jetzt
mit dem nachsten Tagesordnungspunkt fortfahren
wollen. St6Rt das auch auf lhr Interesse?

(Glocke)

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 42, Druck-
sache 21/10918, Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN: Dekade des Schnellbahnaus-
baus gestalten — S-Bahn-Netz fit machen fur die
Zukunft und Stoéranfalligkeit deutlich reduzieren.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Dekade des Schnellbahnausbaus gestalten —
S-Bahn-Netz fit machen fiir die Zukunft und
Storanfilligkeit deutlich reduzieren

— Drs 21/10918 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

S-Bahn-Netz auch langfristig in hoher Qualitét
betreiben

— Drs 21/11043 -]

** Die Wahlergebnisse sind auf Seite 4962 zu finden.

Hierzu liegt lhnen als Drucksache 21/11043 ein
Antrag der Fraktion DIE LINKE vor. Beide Druck-
sachen mochten die Fraktionen der LINKEN und
der AfD an den Verkehrsausschuss Uberweisen.

Wird hierzu das Wort gewiinscht? — Der Kollege
Buschhuter von der SPD-Fraktion bekommt es.

Ole Thorben Buschhiiter SPD: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Hamburg steht vor der
Dekade des Schnellbahnausbaus. Mit den U4-Ver-
langerungen, mit der S4, der S21 nach Kaltenkir-
chen, der neuen U5, zusatzlichen Haltestellen und
dem barrierefreien Ausbau aller Haltestellen und
Stationen machen wir das Schnellbahnnetz der
Hansestadt noch attraktiver und sorgen so dafiir,
dass mehr Pendler auf Bus und Bahn umsteigen
konnen.

(Beifall bei der SPD und bei Martin Bill GRU-
NE)

Dabei nehmen wir auch die vorhandenen Linien
und Strecken in den Blick, denn auch wir wollen
hier auf diesen Strecken, die wir schon langst ha-
ben, eine hohe Qualitat.

In der letzten Zeit hat es bei der S-Bahn leider zu
viele Stérungen mit zu groRen Auswirkungen ge-
geben. Die langst identifizierten Schwachstellen,
die bei der S-Bahn fur eine héhere Stdéranfalligkeit
sorgen, mussen daher so bald wie méglich besei-
tigt und die Infrastruktur muss entsprechend nach-
gerustet werden. Ziel muss es sein, Betriebssto-
rungen moglichst zu vermeiden beziehungsweise
die Auswirkungen von unvermeidlichen Betriebs-
stérungen so gering wie mdglich zu halten.

Aber auch fir den anstehenden Ausbau des
S-Bahn-Netzes, S4, S21, und flir mehr Fahrten im
bestehenden Netz ist eine leistungsfahige S-Bahn-
Infrastruktur unerlasslich.

(Beifall bei der SPD und bei Martin Bill GRU-
NE)

Bereits im Zuge der Olympiabewerbung wurde da-
her ein MalRnahmenpaket entwickelt, mit dem die
Zuverlassigkeit des S-Bahn-Betriebs erhéht und
die Storanfalligkeit des Systems reduziert werden
soll. Fiur diesen Sechspunkteplan ist der Bau zu-
satzlicher Zaune bereits in der Umsetzung, zwei
MaRnahmen werden im Rahmen der Projekte S4
und Altona-Nord umgesetzt. Heute geht es um die
drei Projekte, die hier als besonders dringlich iden-
tifiziert wurden.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Einen Moment, ich wirde lhnen gern mehr Auf-
merksamkeit verschaffen.

Ole Thorben Buschhiiter SPD: Das ist nett.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10853
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10918
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/11043
HembacRu
Schreibmaschinentext

HembacRu
Schreibmaschinentext
** Die Wahlergebnisse sind auf Seite 4962 zu finden.
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Vizeprasidentin Antje Moller: Bitte fahren Sie
fort.

Ole Thorben Buschhiiter SPD (fortfahrend): Ers-
tens: Mit dem Umbau der Stromspeiseanlage im
Knoten Hauptbahnhof soll erreicht werden, dass im
Falle von Abschaltungen der Stromversorgung
— das kommt leider einmal vor — wenigstens ein
Betrieb bis zu den benachbarten Stationen mdglich
ist, sodass dann dort auf andere, noch weiter fah-
rende Linien umgestiegen werden kann. Das redu-
ziert zwar nicht die Stérung an sich, aber deutlich
die Auswirkung von Stérungen.

Zweitens, wir wollen zusatzliche Weichen auch auf
der Strecke Richtung Bergedorf, das soll die Leis-
tungsfahigkeit erhéhen. Wir wollen, dass, wenn
dort nur ein Gleis befahrbar ist, wenigstens noch
ein 20-Minuten-Takt mdglich ist. Das ist im Mo-
ment nicht der Fall und diesen schlechten Zustand
wollen wir beenden.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen damit auch die Voraussetzung schaffen,
dass auf dem Ast Richtung Bergedorf mehr Leis-
tungen gefahren werden kdnnen.

(Beifall bei der SPD)

Drittens, mit zusatzlichen Weichen und Signalen
auf dem Streckenast Richtung Harburg soll dort ei-
ne Zweiminuten-Zugfolge ermoglicht werden. Das
heil3t allerdings nicht, dass hier ein Zweiminuten-
takt, so wie das der Antrag der Fraktion der LIN-
KEN irrigerweise annimmt, gefahren werden soll.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Nee, nee,
nee!)

— Doch, das schreibt ihr auch.

Das nun ausdricklich nicht. Aber die Mdéglichkeit
der Zweiminuten-Zugfolge reduziert die Auswirkun-
gen von Verspatungen auf nachfolgende Zige und
stabilisiert auch so den Zugbetrieb.

(Beifall bei der SPD)

Den Harburgerinnen und Harburgern und Wil-
helmsburgerinnen und Wilhelmsburgern mdchte
ich an dieser Stelle ausdricklich sagen, der Aus-
bau der Kapazitaten in und aus Richtung Harburg
hat bei uns hochste Prioritat. Mit der Beschaffung
neuer und zusatzlicher Fahrzeuge und der Erho-
hung der Reserve sorgen wir dafir, dass, begin-
nend im Dezember 2018, der Einsatz von neun
statt sechs Wagenziigen auf der Linie S3 schritt-
weise ausgeweitet wird, mit dem Ziel, dass in den
Hauptverkehrszeiten alle Zige der Linie S3 als
Langzige fahren.

(Beifall bei der SPD)

Diese Erhohung der Platzkapazitat im Linienbindel
S3/S31 um bis zu 25 Prozent wird die Qualitat
merklich erhéhen. Perspektivisch — man denke an

zusatzlichen Wohnungsbau entlang der Achse —
halten wir aber auch diese Steigerung nicht fir
ausreichend. Deshalb wollen wir mit den zusatzli-
chen Weichen und Signalen auch die technischen
Voraussetzungen daflir schaffen, dass noch ein
dritter Zug innerhalb eines Zehnminutenintervalls
fahren kann, und zwar stabil und nicht irgendwie.

(Beifall bei der SPD)

Das ware dann noch einmal eine Kapazitatssteige-
rung um weitere 20 Prozent.

Den Antrag der Fraktion der LINKEN werden wir
heute ablehnen, eine solche Untersuchung gibt es
bereits. Sie wurde im Zuge der S4-Planung ange-
stellt und das ist okay. Bevor meine Zeit gleich zu
Ende geht — aber ein paar Sekunden habe ich ja
noch extra, glaube ich —, mochte ich sagen, das
Schienennetz der S-Bahn ist eine Eisenbahn des
Bundes und damit ist auch die Verantwortlichkeit
ziemlich klar, der Bund muss handeln und muss
hier etwas tun. Wir zielen mit dem Antrag darauf,
dass der Bund sich an den Kosten beteiligt, dass
er dafir sorgt, dass die Finanzierung steht.

(Glocke)

Ich mochte Sie bitten, mit einem kraftigen Votum
fir den Antrag heute dafir zu sorgen, dass dieses
Signal auch vom ganzen Hause ausgeht. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: VVon der CDU-Frak-
tion bekommt nun Herr Thering das Wort.

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Herr
Buschhiiter, das waren ja wieder sehr hochtraben-
de Worte, gerade wenn man sich anguckt, was Sie
bisher im Ausbau in Sachen S-Bahn geschafft ha-
ben. Das ist ndmlich herzlich wenig und deshalb
mochte ich direkt auch an Ihren Beitrag anknupfen.

(Zuruf von Farid Miiller GRUNE)

Wissen Sie eigentlich, von wem das folgende Zitat
stammt? Ich zitiere:

"Nahverkehrssysteme sind mittlerweile so
etwas wie die Nervenbahnen groRRer Stadte
und bedlrfen deshalb besonderer Beach-
tung."

Dieses Zitat stammt aus der Regierungserklarung
2011 des Ersten Burgermeisters Olaf Scholz. Des-
halb ist es schon ziemlich verwunderlich, warum
Sie jetzt nach sechseinhalb Jahren endlich erkannt
haben, dass im Bereich der F&érderung des
S-Bahn-Verkehrs endlich etwas getan werden
musste. Das zeugt genauso wenig wie viele ande-
re Verkehrsprojekte in unserer Stadt vom guten
Regieren.
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(Dennis Thering)

Da missen wir uns nichts vormachen, der OPNV
ist das Riickgrat der Mobilitat in unserer Stadt. Es
ist, glaube ich, unser aller Ziel, mdglichst viele
Menschen vom Auto zum Umstieg auf den OPNV
zu bewegen. So, wie Sie es aktuell machen, ge-
lingt es aber immer weniger.

(Beifall bei der CDU)

Es ist vor allem die S-Bahn, die die Menschen im-
mer wieder nervt und das Image des OPNV an-
kratzt. Daran sind nicht nur die Herbststirme und
die schlechte Kommunikation der letzten Wochen
schuld; aber dazu kommen wir in unserer Debatte
noch einmal zu einem spateren Zeitpunkt. Und
dass dieser Senat dem Nahverkehrsystem in unse-
rer Stadt eben keine besondere Beachtung
schenkt, zeigt auch der Umgang mit der Problema-
tik am Hauptbahnhof, der Kapazitatserweiterung.
Auch da geht es Uberhaupt nicht voran und Glei-
ches gilt dann auch fir die massiven Pannen und
Stérungen im S-Bahn-Verkehr. Und sechs Jahre
spater — ich hatte das eben schon gesagt, eine re-
lativ lange Zeit, wenn man sich das Thema OPNV
auf die Fahne geschrieben hat —, kommen Sie
dann mit diesem sogenannten Sechspunkteplan
daher. Dass dieser Plan eher ein fauler Zauber ist,
zeigt sich dann auch relativ schnell, wenn man sich
meine Senatsanfrage aus dem Marz 2017 an-
guckt. Da habe ich zu mehreren anderen Fragen
auch genau exakt 31 Fragen zu diesem Sechs-
punkteplan gestellt. Jetzt kdnnen Sie raten, wie
viele dieser Fragen vom Senat beantwortet werden
konnten oder wollten. Der Senat hat nicht eine Fra-
ge davon beantwortet und ich glaube, das zeigt
dann auch besonders eindrucksvoll, dass dieser
Senat unter dieser Regierungskoalition vielleicht
weniger Schaufensterantrage und lieber mehr in-
haltlich starke Initiativen auf den Weg bringen soll-
te.

(Zuruf von Martin Bill GRUNE)

— Lieber Martin Bill, Sie sind ja gleich direkt nach
mir dran, flr Sie habe ich namlich auch noch ein
Zitat parat, namlich vom 23. Marz 2017.

Da sagten Sie, im nachsten Schritt werden voraus-
sichtlich im Frihjahr 2017 der Bund und die Deut-
sche Bahn uber die Finanzierung der Ma3nahmen
beraten. Und genau da sind wir wieder an dem
Punkt, Herr Bill, den ich auch immer wieder ge-
betsmihlenartig hier kritisiere, die leidige Kosten-
und Finanzierungsfrage bei groRRen Infrastruktur-
projekten in unserer Stadt. Da passt es einmal
mehr ins Bild, dass die Mallnahmen dieses vorge-
legten Sechspunkteplans urspriinglich Bestandteil
Ihrer Olympiastrategie war. Jene Olympiabewer-
bung, die krachend gescheitert ist, weil der Erste
Blrgermeister damals bei der Kosten- und Finan-
zierungsfrage mit dem Bund hoch gepokert und
sich am Ende krachend verzockt hat. Das sollte
uns alles eine Lehre gewesen sein und von daher
mahne ich hier ausdriicklich auch zur Vorsicht.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube, dass wir Hamburg mit dieser Zocker-
mentalitdt des Blrgermeisters nicht nach vorn be-
kommen. Und wenn wir uns das Projekt der U5
einmal angucken, da droht jetzt der nachste Su-
per-GAU. Denn auch hier belastet die seit Jahren
ungeklarte Kosten- und Finanzierungsfrage dieses
sehr wichtige, und ich betone noch einmal, auch
richtige Projekt der U5. Und auch hier bei den
MaRnahmen fir die Stabilisierung des S-Bahn-Net-
zes das gleiche Bild. Denn wieder patzt der Senat
hier bei der Finanzierungs- und Kostenfrage. Na-
turlich gehen Sie hier auf Vorauszahlung ein, das
Hin oder Her, gar keine Frage, Sie wollen sich die
MaRnahmen am Ende des Tages wieder vollstan-
dig vom Bund und von der Bahn finanzieren las-
sen. Diese All-inclusive-Mentalitat hat mit der 2011
von Blrgermeister Scholz versprochenen beson-
deren Beachtung der Nervenbahnen rein gar
nichts zu tun.

Deswegen, meine Damen und Herren von SPD
und GRUNE, tun Sie uns hier alle einen Gefallen,
sparen Sie sich in Zukunft solche Schaufensteran-
trage und fangen Sie endlich an, verniunftig zu re-
gieren. Tun Sie endlich etwas fiir den 6ffentlichen
Personennahverkehr in unserer Stadt. Hier ist
Handeln gefragt und keine Schaufensterantrage. —
Herzlichen Dank fiir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Antje Méller: Von der GRUNEN
Fraktion bekommt nun Herr Bill das Wort.

Martin Bill GRUNE: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Der rot-griine Senat
und die Regierungsfraktionen haben die Dekade
des Schnellbahnausbaus ausgerufen und nun fra-
gen Sie mich bitte nicht, wer sich diesen Claim
ausgedacht hat, aber er stimmt. Wir sind zurzeit
mittendrin in den Planungen fur die U5, fur eine
neue U-Bahn-Linie mitten durch Hamburg, die S4
wird gerade planfestgestellt, ebenfalls die S21
nach Kaltenkirchen. Und an der Station Elb-
briicken kénnen wir sehen, dass wir Uber das Sta-
dium der Planung schon langst hinaus sind, dort
wird schon gebaut, und auch an der Station Olden-
felde auf der U1 wird bald der erste Spatenstich er-
folgen. Auch mit der Verlangerung der Linie U4 in
die Horner Geest sind wir fast vor der Planfeststel-
lungsplanung.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Bill, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Martin Bill GRUNE (fortfahrend): Jetzt komme ich
gerade zur S-Bahn, also nein.
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(Martin Bill)

Bevor ich jetzt zur S-Bahn spreche, mdéchte ich
noch einmal festhalten: Hier in Hamburg haben wir
nach wie vor einen gut funktionierenden Nahver-
kehr. Im HVV werden pro Tag 2 Millionen Fahr-
gaste befoérdert und er ist das erste Ruckgrat un-
serer Alltagsmobilitat.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Doch darf man sich natlrlich auf diesem Erfolg
nicht ausruhen, denn immer mehr Fahrgaste be-
deuten natirlich auch eine immer wiederkommen-
de Herausforderung und bei der S-Bahn hat man
mittlerweile ein bisschen das Gefiihl, dass der Er-
folg die S-Bahn Uberholt hat. Deswegen ist es
eben wichtig, nicht nur in eine neue Infrastruktur zu
investieren, sondern auch die bestehende zu opti-
mieren und an die neuen Herausforderungen an-
zupassen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Und das gilt insbesondere flir die S-Bahn-Verbin-
dung nach Harburg und fiir die S-Bahn-Strecke
nach Bergedorf. Da wurde in den letzten Jahren
die Geduld vieler Fahrgaste immer wieder auf eine
harte Probe gestellt. Das muss sich in Zukunft an-
dern.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die neuen Triebfahrzeuge der S-Bahn machen
mittlerweile erste Probefahrten in Hamburg. Schon
damit wird sich ein grof3es Problem hoffentlich an-
dern, namlich die Stabilitdt der Fahrzeuge. Doch
auch an der Strecke — Herr Buschhiter hat es ge-
sagt — mussen wir dringend arbeiten. Die Strecken
nach Harburg und Bergedorf brauchen neue Wei-
chen und sie brauchen neue Signale, damit sowohl
die Zlge, die jetzt schon fahren, stabiler dort fah-
ren konnen, aber damit eben auch zusatzliche Zi-
ge dort eingesetzt werden, um die vielen Fahrgas-
te zu beférdern. Wer schon einmal mit der Bahn
verhandelt hat, der weil} eben, dass das nicht so
einfach ist. Die Deutsche Bahn ist aufgegliedert in
viele eigene Gesellschaften, jede Gesellschaft
mochte mitreden und eigene Entscheidungen tref-
fen und am Ende, wenn es ums Geld geht, mdchte
keine der Gesellschaften das bezahlen. Und, Herr
Thering, die Deutsche Bahn gehdrt der Bundesre-
publik Deutschland. Die Deutsche Bahn ist ein
Bundesunternehmen. Und da hat natirlich der
Bund, da hat die Bundesregierung, da hat Ihre
Kanzlerin die Aufgabe, die Herausforderung und
die Verpflichtung, dafir zu sorgen, dass solche
MafRnahmen eben auch finanziert werden. Deswe-
gen mdchte ich lhnen diese Frage der Finanzie-
rung, die Sie hier aufgeworfen haben, postwen-
dend zuriickgeben: Nehmen Sie sie mit, nehmen
Sie sie mit nach Berlin, da gehdrt sie hin.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dennis Thering CDU: Und bei der U5, wie ist
es da?)

Doch dieses ganze Hin und Her mit den Verant-
wortlichkeiten nitzt weder uns hier noch nitzt es
den Fahrgasten, die in Uberflllten und stéranfalli-
gen Zigen sitzen. Deswegen, wie gesagt, wir
packen hier auf Hamburger Ebene das Problem
an, wir sind bereit, teilweise in die Vorfinanzierung
zu gehen, damit sich im Bund endlich etwas &ndert
und diese Mallnahmen oben auf die Agenda kom-
men. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Frau Sudmann das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Die Hamburger
S-Bahn ist im OPNV leider immer noch das Pro-
blemkind. Bei einigen Problemen kann man sagen,
daflr kann die S-Bahn wenig, aber, Herr Buschhi-
ter hat es auch schon beschrieben, bei einigen Sa-
chen sind es durchaus hausgemachte Probleme,
da kénnte die S-Bahn besser handeln. Und ich
glaube, alle Hamburgerinnen und Hamburger, die
S-Bahn fahren, wiirden mir zustimmen, wenn ich
sage, es gibt etwas, was noch schlimmer ist als
Uberfillte S-Bahnen. Schlimmer als (berfullte
S-Bahnen sind S-Bahnen, die gar nicht fahren, die
ausfallen, und das muss endlich beendet werden.

(Beifall bei der LINKEN und bei Martin Bill
GRUNE)

Und, Herr Buschhiter, Sie hatten zwar schon an-
gesprochen, dass in Richtung Harburg einiges
passieren muss, aber Sie haben nicht angespro-
chen, dass die SPD jahrelang gesagt hat, es wird
eine S32 geben, es wird eine Extralinie geben. Es
ging nicht darum zu sagen, es gibt drei Zlige mehr.
Und die Harburgerinnen und Harburger und auch
die Wilhelmsburgerinnen und Wilhelmsburger be-
zweifeln, ob drei Ziige mehr in der Hauptverkehrs-
zeit dazu fihren, dass man nicht mehr wie in einer
Sardinenbichse steht. Aber daran werden wir wei-
ter arbeiten.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Méller (unterbrechend):
Frau Sudmann, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ja, gern.

Zwischenbemerkung von Ole Thorben Busch-
hiiter SPD: Also, ich mochte doch klarstellen und
bitte Sie, das zur Kenntnis zu nehmen, dass ...

(Zuruf — Heike Sudmann DIE LINKE: Er
kann Kommentare machen, alles gut! —
Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Buschhiiter, fahren Sie fort.
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(Vizeprasidentin Antje Moller)

(Heike Sudmann DIE LINKE: Aber ich hore
ihn nicht!)

Zwischenbemerkung von Ole Thorben Busch-
hiter SPD (fortfahrend): ... dass es nicht um drei
zusatzliche Zige geht, sondern um drei Zlge in-
nerhalb von 10 Minuten, dass natirlich deutlich
mehr Zige eingesetzt werden sollen als nur drei,
wie der Bedarf es erfordert.

(Dennis Thering CDU: Das reicht doch vorne
und hinten nicht!)

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Genau.
Das ist schon einmal ein sehr gutes Stichwort, da
sind Sie schon fast in meinem Antrag, in dem wir
sagen, es soll auch geprift werden, ob ein Zweimi-
nutentakt moglich ist. Aber dazu komme ich gleich.

Wir gehen noch einmal zuriick zu dem, was Sie
heute beantragt haben. Wir haben ...

(Zuruf von Dennis Thering CDU)
— Herr Thering.

Wir haben diese Punkte im Verkehrsausschuss
schon im Frihjahr diskutiert, die Bahn hat die Pro-
bleme beschrieben.

(Zuruf von Dennis Thering CDU)

Kann man die Zeit einmal kurz anhalten? Dann
kann er einmal die Luft anhalten. — Danke.

(Zurufe)

Also, in 2015 ist schon festgestellt worden, was ge-
tan werden muss. In 2016 hat der Senat mit der
DB verhandelt, ist eine Prioritdtenliste zu genau Ih-
ren Antragspunkten festgelegt worden und es ist
traurig genug, dass da wenig passiert. Und, Herr
Thering, wenn Sie immer hier so herumquaken,
wurde ich einmal sagen, die Deutsche Bahn, die in
ihrer Privatisierungswelle durchaus von der CDU
einmal getragen wurde, hat doch CDUler im Bahn-
vorstand. Warum passiert da eigentlich nicht
mehr? Da kdénnen Sie auch einmal ansetzen, aber
da hdre ich nie etwas von lhnen.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD)

Wir haben jetzt feststellen miissen, dass trotz des
Antrags, den wir ja schon irgendwann in der
Selbstbefassung im Verkehrsausschuss hatten, bis
heute nichts passiert ist. Insofern finden wir es gut,
dass Sie jetzt sagen, es soll eine Vorfinanzierung
geben. Naturlich fragen wir uns, warum kommt der
Senat damit nicht selbst um die Ecke, aber viel-
leicht braucht er da weitere AnstoRe.

Was wir aber nicht gut finden, ist, dass Sie jetzt sa-
gen, unseren Prufauftrag, den nehmen Sie ab,
denn Sie reden von einer Dekade des Schnell-
bahnausbaus. Sie reden davon, es soll alles bes-
ser werden. Und dann sagen Sie, Sie wollen nicht,

dass geprift wird, wie weit wir den Takt noch ver-
dichten kénnen, ob es einen Zweiminutentakt gibt.
Das ist namlich nicht bei dem Gutachten fur die S4
gepruft worden. Insofern ist es schade, dass Sie
unserem Antrag nicht folgen wollen, aber ich hoffe
trotzdem, dass die S-Bahn Hamburg langsam bes-
ser wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Méller: Von der FDP-Frak-
tion bekommt nun Herr Aukes das Wort.

Ewald Aukes FDP: Meine sehr verehrten Damen
und Herren, liebes, verehrtes Prasidium! Die Ham-
burger SPD hat nun also das groe Jahrzehnt des
Schnellbahnausbaus ausgerufen. Die Plane klin-
gen dabei ziemlich gro3, etwa 150 Kilometer
Schnellbahn, bis 2030 soll gebaut werden, mehre-
re Hunderttausend Menschen sollen davon in der
Metropolregion profitieren, zuverlassiger und be-
quemer soll der OPNV werden. Alles Plane, bei
denen keine Fraktion und kein Burger Ihnen wider-
sprechen wirden.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Burgerin!)

Gerade in einer wachsenden Stadt wie Hamburg
ist allen bewusst, dass der Ausbau des OPNV mit
dem Bevdlkerungswachstum einhergehen muss.
Passiert das nicht, wird das Verkehrschaos noch
schlimmer, als es ohnehin schon ist. Um hier ge-
genzusteuern, muss aber schnell gehandelt wer-
den. Liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD und
GRUNEN, in lhrem Antrag wird aber alles andere
als schnell gehandelt. Man findet zwar grof3e Wor-
te und Versprechen in der Antragsbegriindung, im
Petitum versteckt sich aber nicht viel mehr als hei-
Re Luft. So findet man in dem Antrag den Satz —
Zitat —:

"Nach Angaben der DB Netz AG und der
Hamburger S-Bahn sind weiter folgende
Mafnahmen prioritar."

Da kommen dann folgende drei Punkte: Umbau
der Stromspeiseanlage am Knoten Hauptbahnhof,
neue Weichengtrapeze und Signale zwischen Har-
burg und Hammerbrook, Neuordnung Weichentra-
peze Rothenburgsort-Bergedorf.

Wenn diese MalRnahmen bereits bei den Handeln-
den Prioritat haben, ist es doch vollkommen obso-
let, den Senat aufzufordern, bei diesen prioritaren
MaRnahmen auch noch Druck zu machen. Wir wis-
sen seit Jahren, dass diese Malinahmen notwen-
dig sind, aber weder lhr Senat noch die schwarz-
rote Bundesregierung haben es in dieser Zeit hin-
bekommen, die Finanzierung dieser Malinahmen
unter Dach und Fach zu bringen.

(Beifall bei der FDP)

Nun aber Druck zu machen, wo auf Bundesebene
Sie nicht mehr in Regierungsverantwortung sind,
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na, seien Sie doch ehrlich, das ist doch relativ un-
glaubwirdig.

(Ole Thorben Buschhiiter SPD: Im Moment
sind wir nicht in der Regierungsverantwor-
tung!)

In drei Punkten schlagen Sie zudem die Prifung
einer Vorfinanzierung der Planungen durch Ham-
burg vor. Dadurch kénnte sogar Bewegung in die
Sache kommen. Aber Geld allein reicht hier leider
nicht fir die Lésung. Weder die Deutsche Bahn
noch die Ingenieursbiiros kénnen von heute auf
morgen die notwendigen Plane erstellen. Es fehlt
schlicht und ergreifend in dieser Angelegenheit an
Personal. Sie suggerieren leider wieder einmal,
dass es vorangeht, aber wie immer herrscht Still-
stand.

(Beifall bei der FDP)

Um wirklich den Startschuss flr die Dekade des
Schnellbahnausbaus zu geben, braucht es mehr
als die in Wort gegossene Selbstsuggestion von
Rot-Griin. Deshalb fordere ich Sie auf: Schluss mit
den bunten Wortwolken, handeln Sie endlich. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Ehlebracht das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wenn ich
die Uberschrift lese und mir dann den Inhalt des
Antrags anschaue, dann passt hier etwas nicht zu-
sammen. Denn die Dekade des Schnellbahnaus-
baus anzukindigen und dann ein paar Baumal3-
nahmen im technischen Bereich bei der DB AG
einfordern zu wollen, das wird dem einfach nicht
gerecht. Dennoch werden wir dem Antrag zustim-
men, denn die Mallnahmen, die sicherlich von ent-
sprechenden Fachleuten aus der Materie stammen
und an die Politik herangetragen worden sind, ha-
ben schon ihre Berechtigung. Zielen Sie doch dar-
aufhin ab, die Storanfalligkeit der S-Bahn im Ver-
gleich zur U-Bahn, die deutlich héher ist, zu verrin-
gern und im Umkehrschluss die Verlasslichkeit die-
ses so wichtigen o6ffentlichen Verkehrsmittels deut-
lich zu erhdhen und etwaige Kapazitatserweiterun-
gen zu avisieren.

Um das zu erreichen, muss man aber hier an die-
ser Stelle noch ein bisschen tiefer einsteigen. Ers-
tens: Die Tatsache, dass die S-Bahn gegeniliber
der U-Bahn hinsichtlich der Stabilitat viel schlech-
ter wegkommt, hat Auswirkungen auf die Bahnre-
form und des Regionalisierungsgesetzes. Die
S-Bahn Hamburg denkt namlich nur in Abschrei-
bungszeitrdumen von 15 Jahren und versucht, die-
se Zeitraume betriebswirtschaftlich zu optimieren.
Daher denkt sie nicht mit fir das Streckennetz,
denn das gehort der DB Netz AG, und ist haupt-

sachlich daran interessiert, ihre Fahrzeuge voll
auszulasten. Beides ist im Grundsatz nicht zu ver-
urteilen als betriebswirtschaftliches Handeln von in
der Wirtschaft agierenden Unternehmen, solange
eine akzeptable Ausfall- und Betriebssicherheit ge-
wahrleistet ist. Das ist aber nach Ansicht der AfD
nicht mehr der Fall und hier sollte der Senat ein-
greifen.

Zweitens: Auch die Einsparung von Fachpersonal
vor Ort beziehungsweise die mangelnde flachen-
deckende Bereitstellung von Bereitschaftspersonal
in ausreichender Zahl ist ein Grund dafiir. Wei-
chenstellungen wurden frilher vom Fahrdienstleiter
behoben. Gab es Personen oder Fremdkorper in
den Gleisen, dann sind auch diese schnellstmog-
lich beseitigt worden. Heute kommt von irgendwo
irgendjemand her, es dauert nicht Minuten, son-
dern Stunden, bis dann der Zugverkehr wieder sei-
nen normalen Betrieb aufnehmen kann.

Drittens: Der Zusatzantrag deckt das strukturelle
Dilemma auf, was in dieser Thematik steckt. Wenn
die S-Bahn nach Harburg mit vier Zigen a 10 Mi-
nuten fahren wirde und die S4 mit zwei Zigen im
Zehnminutentakt, dann wird der Hauptbahnhof
zum Flaschenhals, denn da kommen noch die S1
beziehungsweise S11 mit zwei Ziigen und die S2
und S21 mit ebenfalls zwei Ziigen dazu. Dort sind
zwei Gleise vorhanden, die hatten dann jeweils
funf Zige a 10 Minuten zu bewaltigen, und das
klappt dann eigentlich nur noch in der Theorie.
Und dabei ist noch nicht bedacht, dass die Linie
nach Bergedorf gegebenenfalls verstarkt werden
muss, wenn Oberbillwerder jetzt besiedelt werden
wird. Und an einer gewlnschten Verlangerung
Richtung Glinde oder Geesthacht ist unter diesen
Umstanden Gberhaupt nicht zu denken.

Das zeigt wieder, dass alles ein bisschen Stlck-
werk ist, was Sie machen. Auch hier wie in vielen
verkehrlichen Belangen fehlt ein ganzheitlicher
Plan. Wie es scheint, haben wir deswegen mit un-
serem Antrag, den wir vor eineinhalb Jahren ein-
mal eingebracht haben, zu Uberlegen, ob man
nicht in der Kirchenallee einen weiteren Tunnel-
bahnsteig bauen konnte; nicht ganz so schiefgele-
gen. Und wo wir auf jeden Fall richtig liegen, ist die
Verlangerung der U4 Richtung Wilhelmsburg und
Harburg, und die wird kommen, ob Sie das nun
wollen oder nicht, die Sachlage wird Sie dazu
zwingen.

Und viertens: Um jetzt noch einmal ein bisschen
Wasser in den Antragswein schutten zu wollen, der
Ausbau der Weichentrapeze erhéht bei Storfallen
die Flexibilitdt der Gleisnutzung. Aber die vorhan-
denen Uberleitungsstellen sind schon jetzt mit Be-
dacht gebaut worden, denn ein 20-minltiger Ein-
gleisbetrieb kann jetzt schon realisiert werden. Da-
her kuriert der Antrag nur Symptome und lautet
keine neue Dekade ein, wie es im Antragstitel
heif3t.
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Insgesamt gesehen sollte der Senat lieber endlich
ein integriertes Verkehrskonzept fur das Jahr 2030
oder von mir aus auch 2040 vorstellen, bevor die-
ser planlose Aktionismus so weitergeht. Und dazu
gehort auch, dass Sie sich zugunsten realistischer
Lésungen zum Beispiel der Anbindung von Rand-
gemeinden durch die Verlangerung bestehender
U-Bahn- und S-Bahn-Linien widmen. Und das
deutlich starker als bisher in Projekten, die viel zu
lange laufen.

Dazu zahlen wir allerdings nicht das Projekt der U5
mit Ausnahme der Anbindungen von Steilshoop
und Osdorf, denn da scheint sich ein Akteur nur
ein Denkmal setzen zu wollen. Dort wird jedes
Geld hineinflieRen, was wir brauchen fir die Anbin-
dungen der Randgemeinden, fir die Umkehrung
der Pendlerstrome zur Entlastung unserer stauge-
plagten Straen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Antje Moller: Meine Damen und
Herren, das Wort bekommt Herr Senator Horch.

Senator Frank Horch:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete! Sie wissen es, und ich will mich auch gar
nicht auf einzelne Bereiche hier kaprizieren, son-
dern will nur einige Grundsatzlichkeiten herausstel-
len. Der offentliche Nahverkehr und gerade der
schienengebundene Verkehr und auch der
S-Bahn-Verkehr sind elementare Saulen des Ham-
burger Nahverkehrs und gehdéren zu unseren Ziel-
setzungen, die wir fir die Zukunft, was unser Mobi-
litdtskonzept in Hamburg ausmacht, auf den Weg
gebracht haben. Viel Kritik, die hier heute ange-
sprochen wurde, ist berechtigt, damit sind wir auch
nicht zufrieden. Ich will Thnen nur deutlich machen,
dass wir diese Bearbeitung in der Gesamtheit auf
die Zukunft ausgerichtet haben und eben auf die
vielen beteiligten Partner hierbei. Es ist ja kein Pro-
blem, was nur wir allein in Hamburg 16sen kénnen,
sondern hier sind viele Beteiligte.

Wir missen auf die Situation zurlickkommen, die
sogenannten klimabedingten Einflisse, die wir bei
der S-Bahn haben. Oberirdische Verkehrsbereiche
sind eben anfalliger als unterirdische, wie die Ham-
burger Hochbahn, und es sind nicht nur Sturm-
schaden, wir haben es auch in der jungsten Zeit
mit klimatischen Bedingungen wie Nebel, mit Grin-
bewuchs und verschiedenen anderen Dingen letzt-
endlich zu tun. Und ich darf lhnen sagen, diese
Stérungen haben wir auch gerade in ihrer Bedeu-
tung in der Verkehrsministerkonferenz ausfiihrlich
diskutiert, in allen MaRnahmen mit Redundanzen,
mit Informationen. Das ist ja auch ein wichtiger
Hintergrund, um Fahrgaste entsprechend zu infor-
mieren. Das ist nicht alles, aber ich will damit nur
die Gesamtheit und auch diesen elementaren
Punkt nennen, den wir in einer Beschlussfassung

auf der Deutschen Verkehrsministerkonferenz in
aller Deutlichkeit an das Verkehrsministerium und
die Deutsche Bahn adressiert haben.

Weiter ist es auch ein elementares Thema beim
sogenannten Diesel-Gipfel, was eben das Forum
Mobilitat fiir die Zukunft angeht. Auch da haben wir
mit der Forderung nach erheblichen Anhebungen,
was die investiven Mallnahmen betrifft, an diesen
Punkt angesetzt, um nicht nur verkehrlicherseits,
sondern eben auch &kologisch gesehen, was
Luftreinhalteplan angeht, hier die Voraussetzung
fur die Zukunft zu schaffen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich darf lhnen hier auch persoénlich versichern,
dass wir mit sehr groRen Anstrengungen, gerade
aus Hamburg heraus auch, wie ich eben ausge-
fihrt habe, uns in Berlin und auf der Deutschen
Verkehrsministerkonferenz hierflir einsetzen. Wir
sind uns bewusst, dass in Hamburg mit seiner Ent-
wicklung und seinen Herausforderungen als wach-
sende Stadt auch in der Personenbeférderung Din-
ge passieren mussen. Da reichen nicht nur gute
Worte, und ich darf Ihnen sagen, wir rdumen die-
ser Tatsache eine sehr hohe Prioritat ein. Diesem
Gremium mdochte ich aber sagen, dass wir hier ge-
meinsam alle Anstrengungen an jeder Stelle unter-
nehmen missen, um eben dieses wichtige Ver-
kehrsmittel in seiner Effizienz flr die Zukunft er-
heblich zu steigern. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Meine Damen und
Herren, weitere Wortmeldungen sehe ich nicht und
wir kommen damit zur Abstimmung.

Wer mochte also zunéachst die Drucksachen 21/
10918 und 21/11043 an den Verkehrsausschuss
Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Wir stimmen jetzt in der Sache ab und beginnen
hier mit dem Antrag der LINKEN aus Drucksache
21/11043.

Wer méchte diesem seine Zustimmung geben? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist der Antrag mit groRer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen dann zum gemeinsamen Antrag von
SPD und GRUNEN aus Drucksache 21/10918.

Wer diesem folgen mdchte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist der Antrag einstimmig angenom-
men.

(Zuruf)

Das waren Gegenstimmen? — Pardon. Ich habe es
als Enthaltungen gesehen. Also: mit groRer Mehr-
heit angenommen.
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Wir kommen zum Wahlergebnis fir die vier ver-
schiedenen Wahlen, die wir vorgenommen haben.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
hérde fir Wirtschaft, Verkehr und Innovation sind
99 Stimmzettel abgegeben worden. Davon war ein
Stimmzettel ungdltig, somit sind 98 Stimmen gliltig.
Herr Gunther Siegert erhielt 31 Ja-Stimmen,
53 Nein-Stimmen, 14 Enthaltungen. Damit ist Herr
Siegert nicht gewahlt worden und wir werden diese
Wahl in der nachsten Sitzung erneut auf die Ta-
gesordnung setzen.

Bei der Wahl eines stellvertretenden Mitglieds fur
die Hartefallkommission sind 106 Stimmzettel ab-
gegeben worden. Davon war ebenfalls ein Stimm-
zettel ungiiltig, somit sind 105 Stimmen giiltig. Frau
Dr. Carola Ensslen erhielt 55 Ja-Stimmen,
42 Nein-Stimmen, es gab 8 Enthaltungen. Damit
ist Frau Dr. Ensslen gewahlt worden.

Bei der Wahl eines oder einer weiteren Deputierten
der Behorde fiir Wirtschaft, Verkehr und Innovation
sind 107 Stimmzettel abgegeben worden. Davon
war eine Stimme unglltig, somit sind ... — Ent-
schuldigung, das missen wir noch einmal hier kla-
ren. Die Information, die ich bekommen habe, ist
nicht eindeutig.

Ich fahre mit der letzten Wahl, die wir durchgefiihrt
haben, fort. Bei der Wahl eines oder einer Depu-
tierten der Behorde fiir Schule und Berufsbildung
sind 107 Stimmzettel abgegeben worden. Davon
war ein Stimmzettel ungultig, somit sind 106 Stim-
men gultig. Frau Dr. Katja Conradi erhielt Ja-Stim-
men 100, Nein-Stimmen 4, Enthaltungen 2. Damit
ist Frau Dr. Conradi gewahlt worden.

Und jetzt kommen wir noch einmal zurlick zu der
dritten Wahl. Bei der Wahl eines oder einer weite-
ren Deputierten der Behorde fir Wirtschaft, Ver-
kehr und Innovation sind 107 Stimmzettel abgege-
ben worden; das hatte ich eben schon gesagt. Da-
von war ein Stimmzettel ungiiltig, somit sind also
106 Stimmen gultig. Herr Rene Spiegelberger er-
hielt 97 Ja-Stimmen, es gab 2 Nein-Stimmen und
7 Enthaltungen. Damit ist auch Herr Spiegelberger
gewahlt worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 43, Druck-
sache 21/10919, Antrag der GRUNEN und SPD-
Fraktion: Wachstum des Campus Bahrenfeld wei-
ter starken — Besucherzentrum weiter vorantrei-
ben!

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Wachstum des Campus Bahrenfeld weiter stér-
ken — Besucherzentrum weiter vorantreiben!

— Drs 21/10919 -]

Wer wiinscht dazu Wort? — Frau Dobusch von der
SPD-Fraktion, Sie bekommen es.

(Vizeprasidentin Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Gabi Dobusch SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Quasi unter unseren Augen und
denen der Welttffentlichkeit hat sich Hamburg mit
dem Campus Bahrenfeld zu einem Wissenschafts-
standort der Sonderklasse entwickelt. DESY,
CFEL, Innovationszentrum, geplanter Technologie-
park, das allein stellte schon eine ungeheure Bal-
lung an Grundlagenforschung, Technologieent-
wicklung und theoretischer Forschung dar. Zusam-
men aber mit dem klrzlich eingeweihten European
XFEL, dem starksten Rontgenlaser weltweit, hat
sich der Campus Bahrenfeld als Wissen-
schaftspark der Sonderklasse etabliert und das Po-
tenzial fur die Ansiedlung weiterer hoch speziali-
sierter Forschungseinrichtungen ist in Altona noch
lange nicht ausgeschopft.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nun geben sich auf dem Campus zwar Vertreterin-
nen und Vertreter der vielen an dem Projekt betei-
ligten Lander quasi die Klinke in die Hand, zumin-
dest war das zuletzt so, Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus der ganzen Welt arbeiten be-
reits auf dem Campus und kinftig werden es na-
tarlich noch haufiger Forscherinnen und Forscher
aus dem Ausland sein. Sie missen sich allein ein-
mal die Klingelschilder, die Namensschilder an den
Tiren, dort ansehen, dann werden Sie sehen, wie
international aufgestellt wir da schon sind.

Aber inwieweit die unmittelbare Nachbarschaft be-
ziehungsweise die Bilrgerinnen und Blrger aus Al-
tona jetzt jenseits von der Unruhe, die die Bauar-
beiten dort hervorgerufen haben, schon in Ganze
realisiert haben, was da auf dem Gelande vor sich
geht, da bin ich mir nicht so sicher, da gibt es mei-
nes Erachtens noch Luft nach oben. Natirlich hat
zum Beispiel die Laseraktion zur Einweihung des
XFEL far Hamburg fur weite Aufmerksamkeit ge-
sorgt. Die lange Nacht des Wissens und der Tag
der offenen Tir bei DESY bieten weitere Gelegen-
heiten, sich auf dem Campus umzusehen. Zwei
neue StadtRAD-Stationen tun ihr Ubriges zur bes-
seren Anbindung und Erreichbarkeit des weitlaufi-
gen Gelandes. Auch die Fihrungen im Rahmen
des Tages der Architektur gestatteten aulerst in-
teressante Einblicke in das, was im Inneren der
von aufden bisweilen unscheinbaren, innen aber
héchst innovativen Gebaude vor sich geht.

CFEL zum Beispiel — ich weil3 nicht, ob Sie sich
das einmal angesehen haben, das ist der Standort
der drei Forschungspartner Universitdt Hamburg,
DESY und der Max-Planck-Gesellschaft — ist ein
Gebaude, das Sie unbedingt einmal von innen be-
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trachten und sich am besten von den Architekten
erlautern lassen sollten.

Es ist aber unser Anliegen, dass die bisherigen An-
strengungen gegenuber Altona, gegenlber den
Hamburgerinnen und Hamburgern, den grof3en wie
den kleinen, sich zu 6ffnen, nicht nur so engagiert
weiterlaufen wie bisher, sondern ausgebaut wer-
den. Das von DESY getragene Besucherinnen-
und Besucherzentrum bietet hier wirklich viele
Moglichkeiten fur die Zukunft: zum Beispiel zur
Forderung der Diskussion Uber die gesellschaftli-
chen Auswirkungen neuer wissenschaftlicher Er-
kenntnisse. Das ist eine Diskussion, die wir in
Hamburg dringend flihren sollten. Zum Beispiel
aber auch zur Starkung der naturwissenschaftli-
chen Bildung fir Kinder und Jugendliche, die so
die Welt von morgen vielleicht besser verstehen
kdnnten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Mir persdnlich ware es natlrlich, das werden Sie
nachvollziehen kdnnen, eine Herzensangelegen-
heit, wenn dabei auch nachhaltige Strategien zum
Einsatz kdmen, um insbesondere die Madchen aus
unserer Stadt fur die Spitzenforschung auf dem
Campus Bahrenfeld zu begeistern.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ein internationaler, wuselnder Campus mit kleinen
und grofRen Forscherinnen und Forschern aus Chi-
na genauso wie aus, sagen wir einmal, Lurup, ich
kdénnte auch Bergedorf sagen, eingebettet in einen
sich rasant weiterentwickelnden Stadtteil und Be-
zirk: Auf die Realisierung dieser gar nicht so fernen
Vision freuen wir uns jedenfalls besonders und
wollen darauf hinarbeiten. — Vielen Dank.

(Beifall bei SPD und GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Dobusch. — Herr Ovens von der CDU-
Fraktion bekommt das Wort.

Carsten Ovens CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Liebe Kollegin Dobusch, das war
ein wunderschéner Besinnungsaufsatz, dem wir
natirlich in seiner gesamten wohlfeilen Prosa
durchaus vollumfanglich zustimmen kdénnen, vielen
Dank dafur.

(Beifall bei Wolfthard Ploog CDU und bei
Dr. Ludwig Flocken fraktionslos)

Es geht um die Starkung und den Ausbau des
Campus von DESY in Bahrenfeld beziehungswei-
se des Gelandes vom XFEL in Schenefeld. Und in
der Tat, Sie haben es schon umschrieben, wir ha-
ben hier nicht weniger als eine Elbphilharmonie der
Wissenschaft. Und eine Elbphilharmonie, wie wir
sie im Hafen haben, die strahlt durch ihre Architek-
tur, die strahlt durch ihre Musik, die strahlt durch
das, was wir in den Medien Uber sie tagtaglich be-

richtet bekommen, auch international. Eine Elbphil-
harmonie der Wissenschaft wiederum hat es deut-
lich schwerer, vor allem, wenn ein Grofteil dieser
Elbphilharmonie unter der Erde liegt beziehungs-
weise in weniger schmuckvoll gestalteten Rdumen
stattfindet. Aber tatsachlich findet dort wissen-
schaftliche Exzellenz auf international hdchstem
Niveau statt und das ist etwas, worauf wir hier in
Hamburg durchaus stolz sein kénnen. Und deshalb
ist es auch folgerichtig, dass wir diesen wissen-
schaftlichen Leistungen dort, diesen Frauen und
Méannern, die dort in der Forschung und in der Leh-
re tatig sind, zu mehr Strahlkraft und vor allem
mehr Aufmerksamkeit in Hamburg verhelfen wol-
len. Dem kénnen wir uns als CDU natirlich vollum-
fanglich anschlie3en.

(Beifall bei der CDU)

Daflr braucht es mehr Kommunikation, dazu kann
diese Debatte hier heute sicherlich beitragen, dazu
braucht es aber auch, und das greifen Sie in lhrem
Antrag in Teilen auf, unter anderem ein Besucher-
zentrum. Jedoch braucht es nicht nur ein Besu-
cherzentrum, wenn man sich auch mit den Kon-
zeptionen, mit den mittelfristigen Fortentwicklungs-
planen fir XFEL beispielsweise auseinandersetzt,
sondern — Herr Dr. Tode nickt schon — es braucht
ein Kongresszentrum. Es braucht ein internationa-
les Kongresszentrum, das aber nicht flr sich allein
stehen sollte, sondern eines, das im Idealfall als
ganzheitliche Einrichtung Besucherzentrum und
Kongresszentrum vereint. Es ist wohl etwas unge-
schickt, Sie haben dieses Kongresszentrum in Ih-
rem Antrag schlichtweg vergessen, meine Damen
und Herren, liebe Frau Dobusch, denn der Antrag
ist an diesen konkreten Stellen, wo er hatte kon-
kret werden konnen, eben leider doch etwas
schwammig gehalten.

Genauso schwammig, liebe Frau Dobusch, ist
auch Punkt 2 des Antrags, in dem Sie sagen, Sie
wollen gern einen internationalen Forschungs- und
Lehrcampus dort aufbauen fir naturwissenschaftli-
che Facher. Wir diskutieren im Wissenschaftsaus-
schuss ja gerade noch dariiber, was denn eigent-
lich am Campus Bahrenfeld Uberhaupt entstehen
soll, ob die Chemie beispielsweise dorthin verla-
gert werden soll oder nicht. Sie bleiben in diesem
Antrag komplett schwammig, woraufhin wir uns
jetzt natlrlich die Frage stellen: Ist das jetzt etwa
schon ein Vorgriff universitarer Entscheidungen,
was die Verlagerung der Chemie angeht, oder
aber ist es einfach nur wieder wohlfeile Prosa, weil
es so nett klang, dass man irgendetwas Internatio-
nales entwickeln will? Vielleicht kbnnen das ja lhre
Koalitionskollegen der GRUNEN gleich noch erkla-
ren, was es denn eigentlich konkret damit auf sich
hat, dass Sie einen internationalen Forschungs-
und Lehrcampus entwickeln wollen.

Was Sie dann leider auch, obwohl Sie ja ein
bisschen auf den HVV eingegangen sind, in lhrem
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Antrag selbst wiederum vermissen lassen, liebe
Frau Dobusch, verehrte Damen und Herren von
SPD und GRUNEN, ist eine bessere Vernetzung
der beiden Standorte. Denn die S-Bahn-Stationen
allein, die insgesamt im Grofiraum entstehen sol-
len, werden nicht reichen. Wenn wir uns heute die
unregelmaBig verkehrenden Buslinien anschauen,
die wiederum gerade vom Standort des XFEL in
Schenefeld zu den nahegelegensten S-Bahn-Sta-
tionen fahren, ist das weder flr die Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler eine Freude, so den 6f-
fentlichen Nahverkehr zu nutzen, den wir hier alle
gemeinsam starken wollen, noch erflllt es das,
was wir eigentlich wollen, ndmlich eine Vernetzung
zu schaffen, diesen Campus Uber den rein wissen-
schaftlichen Bereich zu 6ffnen. So schreiben Sie
es in lhrem Antrag, aber das funktioniert so, wie
Sie es gerade geschildert haben, eben noch nicht,
das ist zu wenig.

Dennoch sind wir sehr gespannt, was die Burger-
schaft im Sommer 2018 vom Senat zu diesem
Thema berichtet bekommen soll. Ich persoénlich ha-
be die Vermutung, dass es, wie bei so vielen ande-
ren Punkten, deutlich langer dauern wird als bis
zum Sommer 2018, aber die Legislaturperiode ist
dann auch lang. Ich bin mir sicher, kurz bevor es
dann in die Fassung der Wahlprogramme geht,
wird der Senat irgendeine Drucksache aus dem
Hut zaubern, mit groRen Ankiindigungen durch die
Presse jagen, anschlieBend hier durch uns disku-
tieren lassen, wobei wir dann feststellen, das war
zwar gut, dennoch nur ein halber Schritt, aber ein
halber Schritt ist immerhin besser als gar nichts, in-
sofern werden wir zustimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprésidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Ovens. — Herr Goégge von der GRU-
NEN Fraktion, Sie haben jetzt das Wort.

René Gégge GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Goethes Faust hat ja die Wis-
senschaft einmal so definiert, dass es sich um die
Frage handelt, was die Welt im Innersten zusam-
menhalt. Und wer sollte besser qualifiziert sein, da-
zu Antworten zu finden, als Naturwissenschaftlerin-
nen und Naturwissenschaftler. In dieser Hinsicht
konnen wir besonders stolz sein, dass wir eine der
renommiertesten  naturwissenschaftlichen For-
schungsstatten Europas hier in unserer Stadt ha-
ben. Ich finde, als Wissenschaftsstadt Hamburg
konnen wir darauf wirklich stolz sein.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir Menschen wollen ja wissen, was hinter den
Dingen steht, und wir fragen uns nattrlich immer
wieder, wie wir auf die Herausforderungen der Zu-
kunft reagieren sollen. Vieles davon kann uns na-
turlich allein die Wissenschaft erklaren und in die
Wege leiten. Gleichzeitig ist sie ein bedeutender

Wirtschaftsfaktor. Es ist ja geradezu eine Binsen-
weisheit, dass wir als Stadt, die in Zukunft nicht
mehr allein durch den Hafen getragen werden
kann, auf die Innovationskraft von Wissenschaft
besonders angewiesen sind. Wissenschaft und
insbesondere Spitzenforschung bilden oft genug
die Grundlage fiir kommerziell erfolgreiche Produk-
te und auch fir Neuerungen, die die Menschheit
voranbringt. Das World Wide Web zum Beispiel
wurde, viele von lhnen wissen das, 1989 mehr
oder weniger am CERN in Bern erfunden. Und klar
ist, dieses Forschungsergebnis hat die Menschheit
und ihr Leben véllig revolutioniert. Bedeutende Er-
findungen aus Forschungsprojekten sollen ja kinf-
tig dann auch hier aus Bahrenfeld kommen und so
werden im Moment auch schon neuartige medizini-
sche Gerate flr die Krebsforschung entwickelt.

In der naturwissenschaftlichen Strukturforschung
bilden DESY und XFEL die Kathedrale der Wis-
senschaft und diese beeindruckenden Einrich-
tungen sollen allen Interessierten auch offenste-
hen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Um spurbar und verstandlich zu machen, welchen
Wert Wissenschaft fir unsere Gesellschaft hat, soll
das kunftige Besucherzentrum zu einer Reise
durch die naturwissenschaftliche Forschung einla-
den. Mdglichst viele Menschen, und da meine ich
besonders die jingeren, sollen hier eintauchen in
das, was Wissenschaft ausmacht. Kinder und Ju-
gendliche spriihen vor Neugier und Gestaltungs-
lust und diese perfekte Ausgangssituation missen
wir nutzen, um Begeisterung fir die Wissenschaft
zu entfachen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Je mehr Begeisterung fir die Wissenschaft, desto
besser fir Hamburg, das meine ich jedenfalls, und
genau darum investiert diese Koalition auch immer
weiter in die Zukunft der Forschung, kimmert sich
um strategischen Ausbau und um den wissen-
schaftlichen Nachwuchs, und das machen wir auch
weiter so.

Fir die Menschen in Bahrenfeld ist das DESY ein
spannender, internationaler, aber durchaus auch
etwas geheimnisvoller Nachbar. Das Interesse dar-
an, was dort passiert, ist offensichtlich sehr grof3.
So war die Begeisterung bei Dark Matter, dem ers-
ten Kunst-trifft-Wissenschaft-Projekt im Oktober,
auch folgerichtig absolut groRartig. Fir mich ist das
eine Bestatigung, dass ein neues Besucherzen-
trum genau das richtige Signal fur die Wissen-
schaftsstadt Hamburg ist.

Erst vor Kurzem hat DESY unter groRer internatio-
naler Aufmerksamkeit den European XFEL Ro&nt-
genlaser in Betrieb genommen. Mein Eindruck war,
dass die Neugier hier weit Uber die Wissenschafts-
szene hinausging. In diesem Zusammenhang
freue ich mich, dass sich diese Wissenschaftsein-
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richtung ihrer gesellschaftlichen Verantwortung
sehr bewusst ist. Forschen allein genugt natirlich
noch nicht, sondern wir miissen den Menschen im-
mer wieder auch erklaren, wozu das Ganze gut ist
und warum wir dafir 6ffentliche Gelder aufbringen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das entsprechende Interesse an Forschung und
ihren Leistungen firr die Gesellschaft wollen wir ge-
meinsam mit DESY starken und wie konnte das
besser gelingen als mit einem modernen Besu-
cherzentrum.

Vielleicht darf ich heute zu meinem Geburtstag ein-
mal an Sie den Wunsch richten, dass wir gemein-
sam in Zukunft weiter fir die Bedeutung der Wis-
senschaft werben, und genau dazu laden wir Sie
mit diesem Antrag auch ein. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Gogge. — Von der Fraktion DIE LINKE
bekommt Herr Dolzer das Wort.

Martin Dolzer DIE LINKE: Frau Prasidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen, liebe Hamburgerinnen
und Hamburger! Bei den wissenschaftspolitischen
Debatten flhle ich mich irgendwie an den Film
"Und téglich graft das Murmeltier" erinnert.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir auch, wenn wir
Sie sehen!)

Immer wieder die gleichen Debatten, jetzt sind wir
wieder bei der Laserkanone und beim DESY, die
Debatte hatten wir im letzten Jahr, glaube ich, drei-
bis viermal, jetzt haben wir sie wieder. Was ich po-
sitiv finde in der SPD-Fraktion, es redet nicht im-
mer nur Herr Dr. Tode, sondern da gibt es eine Art
Rotationsprinzip. Das finde ich super, finde ich
echt gut, dann reden wenigstens unterschiedliche
Akteurinnen und Akteure und das tragt ja vielleicht
auch zum Zusammenhalt lhrer Fraktion bei, das ist
auch sehr schon.

(Dirk Kienscherf SPD: Das Dumme bei |h-
nen ist, dass Sie immer sprechen!)

Aber kommen wir jetzt zum Thema. Es ist wieder
ein Leuchtturm, den Sie hier vorstellen. Das Besu-
cherzentrum kann man bauen. Sie wollen aber so
ein bisschen, das wurde schon angedeutet, blan-
koscheckmaRig eine Fortschreibung und einen
weiteren Ausbau dieses Campus vorantreiben.
Das kann man auch machen, das misste dann
aber konkreter benannt werden. Aber es gibt mit
diesem Leuchtturm wirklich ein Problem. Frau Fe-
gebank hat das letztes Mal, glaube ich, auch nicht
verstanden, als ich versucht habe, das hier einmal
in den Raum zu werfen. Es werden bestimmte Be-
reiche der Wissenschaft ausgebaut. Im wissen-
schaftlichen Diskurs heif3t das Schweinezyklen. In
den Siebzigerjahren gab es die Sozialwissenschaf-

ten, die gepappelt worden sind, in den Achtziger-
jahren waren es die Betriebswirtschaften und seit
2005 sind es MINT. Das wird immer so fortgesetzt
und immer so weitergemacht und irgendwann stellt
man dann fest, okay, den Bereich haben wir ge-
pappelt, die anderen Bereiche haben wir unterfi-
nanziert und abgebaut.

(Hansjérg Schmidt SPD: Das ist doch auch
Quatsch!)

Deshalb nennt man das auch Schweinezyklen.
Man kann natirlich auch einmal antizyklisch den-
ken und sagen, na ja, wir wollen eine Grundfinan-
zierung und Ausfinanzierung aller Bereiche. Wir
schauen uns nicht einige Leuchttirme an, sondern
wir gucken, wo sind konkret die Probleme in den
Hochschulen, wo sind sie zum Beispiel in der Son-
derpadagogik, in der Lehrerinnen- und Lehrerbil-
dung. Da brauchten wir einmal solche Leuchttir-
me.

(Glocke)
Ja?

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Herr Dolzer, Sie hatten keinen Punkt ge-
macht, deshalb habe ich jetzt irgendwann geklin-
gelt. Gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn
Dr. Tode?

Martin Dolzer DIE LINKE: Herr Dr. Tode darf gern
etwas fragen, kein Problem.

Zwischenfrage von Dr. Sven Tode SPD: Herr
Dolzer, ist Ihnen bekannt, dass wir jetzt beim Ex-
zellenzbereich beispielsweise die Manuskriptfor-
schung haben und damit weltweit fihrend sind?
Wir haben hier Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler aus der Slowakei, die sich mit afrikani-
schen Dialekten aus Timbuktu beschéaftigen. Das
sind, glaube ich, Geisteswissenschaften. Wir ha-
ben hier diverse geisteswissenschaftliche Foérde-
rungen. Wir renovieren gerade den Philosophen-
turm und verschiedene andere Sachen. Ist lhnen
das bekannt? Oder glauben Sie, dass das alles
unter MINT abgehakt werden kann?

(Beifall bei René Gégge GRUNE)

Martin Dolzer DIE LINKE (fortfahrend): Das ist ei-
ne schone Frage, das ist mir durchaus bekannt,
das beflirworte ich auch, das finde ich sehr schon,
aber jetzt nehmen wir einmal die Proportionen,
was in welchen Bereich investiert wird. Dann mus-
sen Sie mir, glaube ich, recht geben, dass das,
was in den MINT-Bereich gesteckt wird, ein Vielfa-
ches von dem ist, was in die anderen Bereiche ge-
steckt wird. Das ist die Problematik, die ich hier be-
nenne, und daran kommen wir auch nicht vorbei.
Wir kommen auch nicht daran vorbei, dass grund-
satzlich die Hochschulen unterfinanziert und nicht
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ausfinanziert sind, und solange sie das nicht sind,
bringt es nichts, wenn wir immer wieder neue
Leuchttirme bauen.

(Zuruf von Dr. Sven Tode SPD)

— Herr Dr. Tode, da muss ich es wiederholen:
Wenn Sie die Murmeltierdebatten anmelden, bin
ich genau wie das Murmeltier.

Ich wiederhole, wir brauchen eine Ausfinanzie-
rung, das Geld muss anders verteilt werden, wir
brauchen dafir weiterhin die Vermdégenssteuer
und die Schuldenbremse. Jetzt kénnen Sie das
Sparschweinchen wieder herausholen, dabei bleibt
es

(Beifall bei der LINKEN)

und das ist genau der Punkt. Ihre Wissenschafts-
politik geht nicht in die richtige Richtung, deshalb
stimmen wir nur einer Ziffer dieses Antrags zu. —
Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dolzer. — Herr Oetzel von der FDP-
Fraktion, Sie bekommen das Wort.

Daniel Oetzel FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Lieber Herr Dolzer,
mich haben Sie hier in einer Wissenschaftsdebatte
noch nicht gesehen. Ich hoffe, dass Ihnen die Re-
de deshalb besonders gut gefallt.

(Heiterkeit bei der SPD)

Sie haben gerade von den Schweinezyklen ge-
sprochen, die sich immer wieder abwechseln. Der
Schweinezyklus bei den LINKEN ist etwas einfa-
cher: Sie fordern einfach immer mehr Geld, einfach
immer hoéhere Steuern, da kann man auch weniger
schwer den Uberblick verlieren.

(Beifall bei der FDP)

Auch wir Freie Demokraten freuen uns naturlich,
dass wir mit dem DESY und dem Campus Bahren-
feld einen Wissenschaftsstandort haben, der inter-
national Malstdbe setzt. Die Kooperation mit
Schleswig-Holstein und dem European XFEL er-
moglicht Synergien, die diesem Standort weit Uber
die Grenzen Norddeutschlands hinaus Bedeutung
verschaffen. Das ist nicht nur gut fir die Wissen-
schaft und Forschung, das ist auch gut fir Ham-
burg. Aber wahrend der Campus Bahrenfeld inter-
national Spitzenniveau erreicht, kann man das von
Ihrem Antrag leider nicht gerade sagen. Die Forde-
rungen, das hat mein Kollege Ovens eben schon
gesagt, sind teilweise so unspezifisch und floskel-
haft, dass es mir schon heute etwas vor dem Be-
richt des Senats dazu graut.

(Ksenija Bekeris SPD: Oh, keine Sorge!)

Und auch fir die konkreteren Forderungen, die Sie
hier stellen, stellen Sie kein Geld bereit, sondern
belassen es bei einer héflichen Bitte an den Senat,
Strategien zu entwickeln. Papier kann verdammt
geduldig sein und wir sind schon heute gespannt,
wie dann nachher die konkrete Umsetzung lhrer
Ideen eigentlich aussieht.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Noch etwas seltsamer mutet das Ganze dann aber
an, wenn man es mit lhrem Antrag vergleicht, der
in der nachsten gemeinsamen Sitzung des Aus-
schusses der Lander Schleswig-Holstein und Ham-
burg zum Thema gemacht werden soll. Heute for-
dern Sie namlich — Zitat —:

" ... gemeinsam mit dem Bund und dem
Land Schleswig-Holstein abzustimmen, ob
und wie eine Zusammenarbeit mit dem
European XFEL und dem Standort Schene-
feld auch beim Thema eines Ubergreifenden
Besucherkonzeptes erreicht werden kann."

Der gemeinsame Ausschuss der Lander Hamburg
und Schleswig-Holstein darf sich in seiner nachs-
ten Sitzung dann mit dem bahnbrechenden Ersu-
chen an den Senat befassen, gemeinsam mit der
schleswig-holsteinischen Landesregierung und
dem Bund ein beide Standorte einbeziehendes Be-
sucherkonzept zu erarbeiten. Das ist nicht nur An-
tragsrecycling allerfeinster Art, nein, vor allem ist
das fir den gemeinsamen Ausschuss eine Be-
schaftigungstherapie, die wirklich dem Ausschuss
nicht gerecht wird.

(Beifall bei der FDP und bei Franziska Grun-
waldt CDU)

Aber noch einmal zurtick zur vorliegenden Druck-
sache. Auch wenn Sie hier nicht gerade den Gordi-
schen Knoten durchschlagen — das kann man,
glaube ich, so sagen — werden wir lhrem Antrag
dennoch zustimmen, denn nichts von dem, was
Sie schreiben, ist falsch oder schadlich. Wir fragen
uns allerdings dabei, ob es im Bereich Wissen-
schaft und Hochschulen nicht dringendere Proble-
me und Themen in Hamburg gibt. Angesichts der
0,88 Prozent Mittelsteigerung geht den Hoch-
schulen in Hamburg Jahr fir Jahr mehr die Puste
aus. Immer weniger Studienplatze werden aus
Landesmitteln finanziert und wie in allen anderen
Bereichen steigt auch hier lhre Abhangigkeit von
Bundesmitteln. Die Hochschulautonomie be-
schrankt sich mehr und mehr auf die Frage, wel-
cher Studiengang als N&achstes zugemacht wird;
zuletzt konnte die Holzwirtschaft gerade noch so
gerettet werden. Der Sparzwang bleibt allerdings
und man darf wohl gespannt sein, an welcher Stel-
le das Beil als Nachstes fallt.

(Beifall bei der FDP — Zuruf von Martin Dol-
zer DIE LINKE)
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Es gibt im Bereich Wissenschaft viel zu tun. Ich
winsche mir fir die kommenden zweieinhalb Jah-
re weniger dieser Schaufensterantrdge, mehr kon-
krete Initiativen, dann werden Sie die Freien De-
mokraten in diesem Bereich auch an lhrer Seite
haben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Oetzel. — Herr Professor Kruse von der
AfD-Fraktion, Sie bekommen das Wort.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Das ist jetzt
wieder so ein typischer Marketingantrag der Regie-
rungsfraktionen nach dem Motto "Seht her, wie toll
die Hamburger Forschung ist". Ich sage Ihnen,
Herr Dr. Tode und Frau Dobusch, recht haben Sie.
Der Campus Bahrenfeld ist ein Hamburger Leucht-
turm der internationalen Wissenschaftslandschaft.
Das DESY und der XFEL haben Weltrang und do-
kumentieren Hamburgs Exzellenz auf den ein-
schlagigen Gebieten. Das Zentrum fir Elektronen-
Laser, das Zentrum fir Strukturbiologie, das Zen-
trum fir hybride Nanostrukturen sind weitere exzel-
lente Wissenschaftseinrichtungen auf Hamburger
Boden in Bahrenfeld und mit multiplen positiven
und externen Effekten fir Hamburg und die ge-
samte Wissenschaftsszene. Weitere Institute sol-
len dort angesiedelt werden, jedenfalls prospektiv.
Orte exzellenter Wissenschaft locken weitere ex-
zellente Forscher an und vor allem junge Spitzen-
krafte, High Potentials der Wissenschaft, die die
beste Infrastruktur fur ihre Forschung und ihre Kar-
riere bendtigen. Universitatsinstitute mit exzellenter
Wissenschaft haben positive Spill-over-Effekte auf
die Umgebung, auf den Standort und die Ar-
beitsplatze in Hamburg und in einem weiten Um-
feld. Ich personlich denke dabei immer an Silicon
Valley, das als Ganzes ein positiver Spill-over-Ef-
fekt in der Universitat Stanford ist, und das seit
Jahrzehnten. Ich glaube, jeder Hamburger Poli-
tiker, der Uber Haushaltsmittel fir Wissenschaft
entscheidet, sollte dahin einmal eine Dienstreise
machen.

(Michael Kruse FDP: Drei Monate, so wie
Sie?)

— Zum Beispiel, ja, da wirde man besonders viel
lernen, Herr Kruse, das konnte lhnen auch nicht
schaden.

Besonders positiv finde ich an dem Antrag, dass
an die populdre Vermittlung der Wissenschaft ge-
dacht wurde. Wissenschaft verkauft sich politisch
nicht von allein, dazu sind die Forscher selbst viel
zu elitéar und haufig auch ein bisschen Fachidioten.
Das mussen andere tun, denn die Wirkungen der
Forschung sind von herausragendem Wert fir die
Gesellschaft und potenziell auch fir jeden einzel-
nen Birger. Das sollte man diesen auch klarma-

chen und das finde ich sehr positiv an dem Antrag.
Wenn Hamburger Spitzenpolitiker sich flr héhere
Aufgaben auf der Bundesebene empfehlen wollen,
davon hoért man ja gelegentlich, hier ware ein Feld,
auf dem auch jemand punkten kann. Hier kann
man zeigen, dass man verstanden hat, wovon un-
ser Wohlstand in Hamburg und in Deutschland in
der Zukunft abhangt, und das ist real Uberprifbar
und nicht Cheap Talk, wie so haufig bei Politikern.
Dagegen sollte man populistische Forderungen
wie nach 12 Euro Mindestlohn besser schnell wie-
der einsammeln.

(Beifall bei der AfD)

Der Antrag selbst ist schwammig und vage, das
haben meine Vorredner Ovens und Oetzel schon
ganz richtig dargestellt, wie leider, das muss ich
sagen, so oft bei Rot-Griin, aber es geht auch hier
in die richtige Richtung und deshalb stimmt die
AfD-Fraktion dem Antrag der rot-griinen Regie-
rungskoalition in allen Punkten zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Professor Kruse. — Ich sehe keine wei-
teren Wortmeldungen.

Wir kommen nun zur Abstimmung Uber den ge-
meinsamen Antrag der Fraktionen der GRUNEN
und der SPD aus Drucksache 21/10919. Hierzu
md&chte die Fraktion DIE LINKE Ziffer 3 separat ab-
stimmen lassen.

Wer mdchte nun also zunachst die Ziffern 1 und 2
sowie 4 bis 7 des Antrags annehmen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist bei einigen
Gegenstimmen angenommen.

Wer mdchte dann noch Ziffer 3 seine Zustimmung
geben? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
ist einstimmig angenommen und damit ist der An-
trag als Ganzes angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 29 auf, Drucksa-
che 21/10905, Antrag der CDU-Fraktion: Kinderta-
gespflege in Hamburg voranbringen.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Kindertagespflege in Hamburg voranbringen
— Drs 21/10905 -]

Diese Drucksache moéchte die CDU-Fraktion an
den Familien-, Kinder- und Jugendausschuss uber-
weisen. Zudem mochte ich darauf hinweisen, dass
dieser Tagesordnungspunkt von der CDU-Fraktion
als Kurzdebatte angemeldet worden ist, sodass je-
der Rednerin und jedem Redner pro Debattenbei-
trag jeweils zwei Minuten Redezeit zur Verfligung
stehen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10905
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Wer wiinscht sodann das Wort? — Herr HeilRner
von der CDU-Fraktion, Sie haben das Wort flr
zwei Minuten.

Philipp HeiBner CDU: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Wir missen die
Tagesmditter und Tagesvater in Hamburg starken,
zum einen, weil sie zu wenig verdienen. Es ist ers-
tens so, dass seit 2014 die Gelder, die Tagesmiit-
ter und Tagesvater fir die Betreuung von Kindern
erhalten haben, nicht mehr erhdéht wurden. Jetzt
haben Sie gesagt, Sie holen zumindest den Inflati-
onsausgleich seit 2014 nach. Aber trotzdem ist es
noch so, dass eine Tagesmutter mit Aufbauqualifi-
zierung fur ein Kind Uber drei Jahren in Hamburg
2,83 Euro pro Stunde bekommt und zum Beispiel
in Minchen 6,26 Euro. Das ist mehr als das Dop-
pelte, das ist viel zu wenig, gerade die SPD hat ja
immer Sympathien auch flir solche Zahlen und
Lohnforderungen. Das mussen wir unbedingt in
Hamburg verstarken.

(Beifall bei der CDU)

Zweitens: Die Leistungen, die Tagesmditter und
Tagesvater erbringen, sind unglaublich. Der Senat
selbst betont immer wieder die Gleichwertigkeit der
Betreuung bei Tagespflegepersonen und der Be-
treuung in Kitas. Die erziehen nicht nur unglaublich
liebevoll die Kinder, die bei ihnen sind, sondern sie
leisten als quasi Selbststandige die gesamte Orga-
nisation nebenbei. Jede Vertretung missen sie
selbst organisieren. Diesen Worten der Gleichwer-
tigkeit missen auch endlich Taten folgen.

Drittens: Der Rechnungshof hat uns sogar gesagt,
dass es finanziell auch noch sinnvoll ist fur Ham-
burg, die Tagespflegepersonen zu starken. Fur
einen Platz pro Monat kostet das rund 520 Euro, in
der Kita 1 100 Euro. Und der Betreuungsbedarf ist
ja sowieso da, das muss man ja sehen. Das heilt,
wir kdnnen die Verbesserungen vornehmen, ohne
am Ende draufzuzahlen. Der Betreuungsbedarf ist
sowieso da und das fuhrt zum vierten Punkt: Der
Senat erzahlt uns immer wieder, wir hatten einen
Riesennotstand an Erziehern. Hier haben Sie die
Méglichkeit, ein riesiges bestehendes Potenzial
noch auszuschdpfen, indem Sie die Tagespflege
attraktiver machen. Uber die Details kann man si-
cher noch reden, dafiir haben wir Fachausschiis-
se. Ich bitte eindringlich um Zustimmung. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Heil3ner. Das war eine Punktlandung. —
Ich erteile nun Frau Jiirgens von der SPD-Fraktion
das Wort.

Hildegard Jiirgens SPD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Aufgrund der Kurzdebattenanmeldung des Kolle-
gen Heiflner kann ich nur auf einige Sachverhalte
eingehen.

In Hamburg haben die Eltern das Wahlrecht zwi-
schen Kita und Tagesmduttern oder Tagesvatern.
Auf der Internetseite der BASFI und im Faltblatt
"Auf dem Weg zur passenden Kinderbetreuung"
werden beide Modelle vorgestellt, Tagespflegebor-
sen werben noch regional in den Bezirken. Also
nicht die CDU entscheidet Uber die Betreuungs-
form, sondern die Eltern, und das ist auch gut so.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Hamburg hat zum 1. November 2017 den Stun-
densatz um 12 Prozent erhdht und auch die Sach-
kostenpauschale um 3 Prozent. Es werden die Un-
fallversicherung und zur Halfte die Beitrage in die
Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung Uber-
nommen. Qualifizierungskurse sind immer kosten-
frei. Im Vertretungsfall unterstitzt die bezirkliche
Tagespflegebdrse oder das Jugendamt bei der Su-
che. Die Kosten fiir die Vertretung Ubernimmt die
Stadt. Ihren Antrag und die Uberweisung an den
Ausschuss lehnen wir ab. — Vielen Dank fiir lhre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Jurgens. — Nun hat Frau Gallina von
der GRUNEN Fraktion das Wort.

Anna Gallina GRUNE:* Ich habe den Ehrgeiz, in
zwei Minuten durch den ganzen Antrag zu kom-
men.

Sehr geehrte Frau Prasidentin, Herr Heil3ner! Zu
Petitumspunkt 1 und 2: Der fur Miinchen genannte
Stundensatz, den Sie hier angefiihrt haben, wird
beispielsweise je Kind und betreute Stunden ge-
zahlt und beinhaltet die Pauschalabgeltung der
Kosten fiur Sachaufwand und die Forderleistung,
die Unfallversicherung, die anteilige Alterssiche-
rung sowie die Kranken- und Pflegeversicherung.
Das Beispiel zeigt, dass Sie nicht einfach Stunden-
satze pauschal miteinander vergleichen kdnnen,
weil sie namlich unterschiedliche Dinge inkludie-
ren.

(Philipp HeiBner CDU: Nein, das stimmt
nicht! Das spricht doch flr eine Aus-
schussberatung!)

Zum Thema 2 hat Frau Jurgens bereits ausgefihrt.

Zu der Vertretungsthematik in Petitumspunkt 3: Die
bezirkliche Tagespflegeborse hilft bereits bei der
Suche nach einer Vertretung und die Kosten fir
die Vertretung werden vollstandig von der Freien
und Hansestadt Hamburg ibernommen.

Zu lhrer Forderung unter 4 ist zu sagen, dass Ta-
gespflegepersonen in der Regel selbststandig tatig
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sind und daher keinen gesetzlichen Urlaubsan-
spruch haben wie abhangig Beschaftigte. Das ist
der Selbststandigkeit immanent, das kennt man
auch aus anderen Bereichen. Trotzdem zahlt die
Freie und Hansestadt Hamburg bereits 20 Arbeits-
tage pro Kalenderjahr, die betreuungsfreie Zeit
sind.

Zu Petitumspunkt 5 kann ich noch erwahnen, dass
die BASFI bereits immer wieder gréRere Fachver-
anstaltungen in diesem Bereich macht. Zusatzlich
gibt es aullerdem ja noch drei- bis viermal jahrlich
diesen runden Tisch der Kindertagespflege, an
dem die Vertreterinnen und Vertreter der Hambur-
ger Tagesmiitter und -vater e. V. teilnehmen sowie
Tagespflegebérsen und BASFI. Also ist auch da
der Fachaustausch bereits gewahrleistet und er-
moglicht eine gute Kooperation.

Zu Punkt 6: Gezielte Offentlichkeitsarbeit fiir Kin-
dertagespflege findet bereits mit unterschiedlichen
Mitteln statt. Es ist trotzdem schwierig, Tagespfle-
gepersonen zu gewinnen. Das hat ja auch immer
ein bisschen mit der individuellen Lebenssituation
zu tun. Und dass es absolute Wahlfreiheit gibt, ist,
glaube ich, auch deutlich geworden.

Last, but not least, wir lehnen lhren Antrag ab.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank. — Fir ebenfalls zwei Minuten erhalt nun Herr
Yildiz von der Fraktion DIE LINKE das Wort.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Es ist schon, wie im CDU-Antrag richtig ge-
nannt, so, dass die Steigerung und der Ausgleich
jeglicher Urlaubsanspriiche im Bereich der Kinder-
tagespflege unterstitzt werden sollten und auch
dass ein Fachtag unter anderem dazu beitragen
kann, dass die Kolleginnen und Kollegen, die in
dem Bereich arbeiten, sich im gegenseitigen Aus-
tausch miteinander besprechen kénnen, wie der
Bereich besser ausgestaltet werden koénnte. Aber
was nicht richtig ist, ist, dass man den Bereich der
Kindertagespflege nicht mit der Kindertagesbetreu-
ung gleichsetzen kann. Ich meine, da gibt es ande-
re Standards, andere Qualitdten und andere Rah-
menbedingungen. Und es ist auch kein Zufall,
dass in Hamburg immer mehr Eltern die Kinderta-
gesbetreuung in Anspruch nehmen und nicht die
Kindertagespflege. Von daher sehen wir den Be-
reich genau wie damals, als der Kita-Ausbau be-
trieben worden ist, der eine Luckenflllerfunktion
hatte, und die Eltern, die keinen Platz bekamen,
das haufig in Anspruch genommen haben. Aber in
den letzten Jahren liegt, glaube ich, Hamburg in
Bezug auf den Ausbau bundesweit im vordersten
Bereich. Daher nehmen in Hamburg immer weni-
ger Eltern das in Anspruch. Insofern, finde ich, ist
es nicht falsch, sondern richtig.

Im Bereich der Krippen nehmen Eltern es in den
Altersgruppen von 3 bis 6 Jahren haufiger in An-
spruch als im Bereich der Elementarkinder. Das
hat auch damit zu tun, dass im Bereich der Krippen
die Eltern haufig die Kinder mehr zu Hause haben
mdchten und die Kinder bei der Kindertagespflege
ihre Zeit verbringen. Im Elementarbereich jedoch
gehen immer weniger Kinder auf das Angebot ein.
Das hat auch damit zu tun, dass es immer weniger
Elementarkinder im Bereich der Kindertagespflege
gibt.

Wir werden in Einzelpunkten zustimmen, im Ge-
samtantrag werden wir uns enthalten. — Danke
schon.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Yildiz. — Das Wort hat nun Herr Oetzel
von der FDP-Fraktion ebenfalls fir zwei Minuten.

Daniel Oetzel FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Auch die FDP-Frak-
tion halt die Kindertagespflege in Hamburg fiir eine
wichtige und damit auch férderungswiirdige Saule
in der Kinderbetreuung. Wir haben deshalb schon
in den Haushaltsberatungen darauf hingewiesen,
dass es hier in Hamburg eine Fehlsteuerung gibt.
Rot-Griin hat in diesem Bereich Kennzahlen fest-
geschrieben, die fur die Kindertagespflege einen
sehr niedrigen Anteil der insgesamt betreuten Kin-
der vorsehen. Wir haben darauf hingewiesen, dass
dieser Zielkorridor falsch ist, denn es ist egal, ob
ein Kind in der Kindertagespflege oder in der Kita
oder in der Krippe ist, denn wichtig ist, dass die
Betreuung qualitativ hochwertig ist.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Rot-Griin hat damals unseren Antrag abgelehnt
und damit das politische Ziel ausgegeben, die Kin-
dertagespflege auf einem niedrigen Niveau zu hal-
ten. Wir halten das flr falsch.

(Beifall bei der FDP und bei Philipp Heil3ner
CDU)

Wir wirden es deshalb auch insofern begriRen,
wenn der Antrag seinen Weg in den Familienaus-
schuss finden wirde, damit wir diese wichtigen
Themen noch einmal eingehender miteinander be-
sprechen konnen. Denn wenn wir heute abstim-
men muissen, dann kénnen auch wir dem Antrag
der CDU-Fraktion in dieser Form nicht zustimmen,
weil er einige Fragen aufwirft. Zum Beispiel bei Pe-
titumspunkt Nummer 1. Wenn es eine Gleichbe-
rechtigung mit dem Kita-Personal geben soll,
warum orientiert man sich dann einfach an Min-
chen als Schablone? Da musste man, glaube ich,
einmal etwas genauer Uberlegen, wie ein gerechter
MalRstab fiir eine Bezahlung aussehen kann. Oder
auch die Frage, ob es funktionieren kann, wenn
der Senat zentrale Vertretungssysteme fiir eine



4970 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 67. Sitzung am 22. November 2017

(Daniel Oetzel)

ganze Branche einrichtet, die eigentlich selbststan-
dig organisiert ist — Frau Gallina hat das eben
schon gesagt —, auch zu dem Bereich Urlaub, und
da kann ich eher zustimmen.

Das sind alles Fragen fiir den Ausschuss. Wir wer-
den deshalb die Uberweisung gern unterstiitzen
und wirden uns freuen, wenn das zustande
kame. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Oetzel. — Das Wort erhalt jetzt Herr
Dr. Kérner von der AfD-Fraktion.

Dr. Joachim Koérner AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Die Kin-
dertagespflege zu starken, halten wir ebenfalls fir
richtig. Die Kindertagespflege muss attraktiver wer-
den und gleichrangig gegenlber den anderen Ta-
geseinrichtungen geférdert werden. Aus diesem
Grunde werden wir die Uberweisung des Antrags
an den Ausschuss unterstiitzen. Da wir die Punkte
weitgehend flr richtig halten, werden wir im Zwei-
felsfall dem Antrag auch zustimmen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Kérner. — Das Wort erhalt jetzt Frau
Senatorin Dr. Leonhard. Es handelt sich um eine
Kurzdebatte, die Richtzeit sind zwei Minuten.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard:* Sehr geehrte
Prasidentin, meine Damen und Herren! Ich will es
ganz kurz machen und nur ein paar Sachen hier
noch einmal betonen beziehungsweise einige an-
dere Dinge noch einmal geraderticken.

Also erstens ist es so, dass der Senat in Hamburg
sehr intensiv das Thema Kindertagespflege fordert,
sei es durch das Auflegen von Fortbildungsreihen,
sei es durch das umfangreiche Weiterqualifizie-
rungsangebot und/oder durch verschiedene Kam-
pagnen, die Sie ja selbst auch in den letzten Jah-
ren schon wahrgenommen haben. Des Weiteren
ist es so, dass wir im KibeG nicht ohne Grund eine
Wabhlfreiheit von Eltern verankert haben und sie
entscheiden selbststandig, wie sie ihr Kind betreu-
en lassen wollen, unabhangig von Haushaltskenn-
zahlen. Das hat damit GUberhaupt nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Philipp HeiBner CDU: Wer bestreitet das
denn?)

Anders als andere Bundeslander Ubrigens — und
hier mdéchte ich auf den Miinchen-Vergleich einge-
hen, weil der sehr wichtig ist, damit man hier nicht
eine falsche Forderung eventuell aus Versehen er-
hebt — zahlen wir neben dem Stundenentgelt pro

Kind eine nicht unerhebliche Sachkostenpauscha-
le. Wir finanzieren eine Betreuungszeit von 20 Ar-
beitstagen pro Kalenderjahr.

(Philipp Hei3ner CDU: Die ist drin!)
— Die ist nicht drin, Herr Heil3ner.

Wir finanzieren 20 freie Arbeitstage pro Jahr, ob-
wohl es sich um eine selbststandige Tatigkeit han-
delt. Wir finanzieren anders als Minchen Zuschus-
se zur Kranken- und Rentenversicherung, und
zwar halftig.

(Philipp HeiBner CDU: Nein, das zahlt Min-
chen auch!)

Wir finanzieren dartiber hinaus eine Fehlzeitvertre-
tung von bis zu vier Wochen von vertretenden Ta-
geseltern und wir helfen auch bei der Organisation
derselben. Und an dieser Stelle, muss man einfach
sagen, tun wir eine Menge, um diese Betreuungs-
form zu unterstiitzen. Am Ende entscheiden aber
die Eltern frei und das ist ein groRer Verdienst, der
im KibeG festgeschrieben ist, und danach missen
wir uns auch richten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Senatorin. — Herr Dr. Flocken, ich hatte
Ihre Meldung eben zu spat gesehen. Sie haben
jetzt das Wort fir zwei Minuten.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrtes
Prasidium, sehr verehrte Volksvertreter! Eine be-
ruflich sehr ambitionierte Arztin der Uniklinik in
Edinburgh wird gefragt, wie sie ihre Karriere mit
den drei Kindern in Einklang bringt. Sie antwortet:
We have got a wonderful nanny. Merken Sie et-
was? Mit dem gleichen AusstoR an CO,, den Sie
brauchen, um das Wortungetim Kindertagespfle-
geperson auszusprechen, kdnnen andere ein Lob
singen im ganzen Satz und von Herzen kommend.

(Ole Thorben Buschhtiter SPD: Aber wir re-
den hier deutsch!)

Das Gute an den Nannys ist, sie sind erstens gut
fir die Mutter, die erwerbstatig arbeiten missen
oder wollen oder daran glauben, und zweitens ge-
ben sie den Kindern Bindung, die ein wechselndes
Personal in den Kitas nicht geben kann. Drittens
reduzieren sie die Anzahl der Kinder im Raum auf
ein artgerechtes Maf} und viertens bieten Nannys
eine Atmosphéare des Zuhauses und nicht die einer
Institution.

Wie werden nun hier Nannys bekampft? Einmal,
indem sie ihre Tatigkeit einer Burokratie unterwer-
fen, die ihrem Wesen widerspricht, und zum ande-
ren, dass man sie besteuert. Die Aufgabe der Nan-
nys wurde urspriinglich innerhalb der GrofRfamilie
typischerweise von Frauen aus der Verwandtschaft
der Mutter ausgefiihrt. Noch wichtiger aber ist im
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Kampf gegen die Nannys, dass den Eltern einge-
redet wird, dass nur eine ausgebildete Erzieherin
eine professionelle Bildung bieten kann. — Vielen
Dank.

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Flocken. — Das Wort erhalt jetzt von
der CDU-Fraktion und fiir zwei Minuten Herr Heil3-
ner.

Philipp HeiBner CDU: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Vielen Dank.
Das sind ja alles Punkte, tiber die man diskutieren
kann. Miinchen zahlt sehr wohl obendrauf noch
Zuschisse zu den Sozialversicherungen, aber dar-
Uber kann man ja diskutieren. Wir schreiben ja
auch nicht, dass alles genauso werden muss wie
in anderen Stadten, sondern dass man sich zumin-
dest an dem Gehaltsniveau orientieren soll und
nicht diese krasse Diskrepanz zwischen circa
2,80 Euro und 6,20 Euro hat. Daflir haben wir Aus-
schusssitzungen, dass wir genau solche Fragen
aufklaren konnen. Und dass Sie es nicht einmal
Uberweisen, das finde ich wirklich arm.

Die zweite Sache ist, Sie loben sich jetzt, dass Sie
endlich seit 2014 den Inflationsausgleich nachge-
holt haben. Was Sie im gleichen Atemzug gemacht
haben, ist die nachste Gangelung der Tagesmdtter
und Tagesvater, dass Sie beschlossen haben und
sagen, die durfen selbst im Elementarbereich bei
den Uber Dreijahrigen in Ausnahmefallen, in Ver-
tretungssituationen, maximal sieben Kinder betreu-
en, wahrend Sie selbst einen Betreuungsschlissel
in den Kitas im Elementarbereich von 1:7 festle-
gen; de facto sind wir bei 1:12 Betreuer-Kind-Ver-
haltnis.

(Zuruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)

In lhren eigenen Kitas, bei den Elbkindern, haben
Sie 12 Kinder auf einen Erzieher und jetzt driicken
Sie den armen Tagesmdittern und Tagesvatern
auch noch auf, dass sie selbst in Ausnahmesitua-
tionen maximal sieben betreuen durfen. Das ist
wirklich noch das Letzte, was die gebraucht haben.

Frau Gallina, zu Ihnen noch einmal. Als GRUNEN-
Vorsitzende reden Sie so viel von Mut. |hr Slogan
ist: Zukunft wird aus Mut gemacht. Diesen Antrag
nicht einmal zu Uberweisen, nicht einmal zu disku-
tieren, sich selbst der Diskussion zu verweigern,
das ist wirklich das Gegenteil von Mut, das ist fei-
ge. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU — Ksenija Bekeris SPD:
Ich finde, das hat nichts mit Mut zu tun!)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr HeilBner. — Das Wort erhalt Frau Galli-
na von der GRUNEN Fraktion fiir zwei Minuten.

Anna Gallina GRUNE:* Also erstens hat es nichts
mit Mut zu tun, zweitens habe ich mir in meinem
Redebeitrag die Muhe gemacht, in einer Kurzde-
batte — wenn der Antrag so wichtig ist, Sie haben
ihn als Kurzdebatte angemeldet — auf alle Peti-
tumspunkte einzugehen. Ich habe Ihnen auch er-
lautert, wie diese Geschichte mit Mlnchen funktio-
niert. Die Senatorin ist auch noch einmal darauf
eingegangen. Sie missen einfach einmal begrei-
fen, Herr HeilRner, dass wir keine Lust haben, teil-
weise |hre schlechten Antrage noch ein zweites
Mal zu diskutieren. Ganz einfach.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das hat nichts mit Mut zu tun. Und vielleicht kén-
nen Sie ja auch noch einmal wahrnehmen, dass
gerade im Bereich ... Also, ich bin ja als Kind im
Ubrigen — ich weilk nicht, vielleicht verséhnt Sie
das ein bisschen — durchaus auch bei einer Tages-
mutter gewesen. Ich kann den Wert dessen abso-
lut schatzen. Nichtsdestotrotz hatte das nichts da-
mit zu tun, dass die Frau, bei der ich damals war,
dadurch eine gute eigene berufliche Perspektive
gehabt hatte. Sondern es geht auch darum, an
ganz vielen Stellen, dass sich diese Gesellschaft
verandert hat, dass es an vielen Stellen um die ei-
genstandige Existenzsicherung von Frauen geht
und dass es sich auch darauf auswirkt, dass immer
weniger Menschen in dieses Berufsfeld Tagespfle-
ge flr einige Jahre gehen. Andere entscheiden
sich daflr, das ist auch gut und das ist eine ganz
wichtige Unterstitzung, aber es gibt auch einen
gesellschaftlichen Wandel. Vielleicht kénnen Sie
das einmal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizepréasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Gallina. — Es gibt eine Erwiderung von
Herrn HeilRner von der CDU-Fraktion fir maximal
zwei Minuten.

Philipp HeiBner CDU: Meine Damen und Herren!
Jetzt muss ich noch einmal etwas sagen.

(Dirk Kienscherf SPD: Melde es als normale
Debatte an!)

Wirklich, einen detailliert ausformulierten, recher-
chierten Antrag Uber drei Seiten mit vielen Zahlen
und Fakten einfach als schlecht zu diffamieren, ist
eine Frechheit.

(Beifall bei der CDU)

Sie erheben immer wieder den Vorwurf, dass wir
nicht konstruktiv Opposition machen wirden, dass
wir nicht Detailvorschldge machen wurden. Dieses
Recht auf diesen Vorwurf haben Sie hiermit ver-
wirkt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der AfD)
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Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Heildner. — Wenn keine weiteren Wort-
meldungen vorliegen, dann kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wer mochte nun zunachst die Drucksache
21/10905 an den Familien-, Kinder- und Jugend-
ausschuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Und wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer mochte den CDU-Antrag aus Drucksache
21/10905 annehmen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist der Antrag bei Nein-Stim-
men und Enthaltungen abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 31, Druck-
sache 21/10907, Antrag der CDU-Fraktion: Men-
schenleben besser schiitzen, Bahnverkehr stabiler
machen — Gleisbettungen und Oberleitungen end-
lich wirksam vor Sturmschaden schiitzen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Menschenleben besser schiitzen, Bahnverkehr
stabiler machen — Gleisbettungen und Oberlei-
tungen endlich wirksam vor Sturmschaden
schiitzen

— Drs 21/10907 -]

Die Fraktionen der SPD, GRUNEN, LINKEN und
der AfD mochten diese Drucksache federfithrend
an den Verkehrsausschuss sowie mitberatend an
den Ausschuss fir Umwelt und Energie Uberwei-
sen.

Auch dieser Tagesordnungspunkt ist vonseiten der
CDU-Fraktion als Kurzdebatte angemeldet worden,
sodass wiederum jeder Rednerin und jedem Red-
ner pro Debattenbeitrag jeweils zwei Minuten Re-
dezeit zur Verfligung stehen.

Wer winscht das Wort? — Herr Thering von der
CDU-Fraktion, Sie haben es fur zwei Minuten.

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! "Vom Winde
verweht" ist nicht nur ein US-amerikanischer Film
aus dem Jahre 1939, "Vom Winde verweht" ist
auch die passende Uberschrift fiir das, was Hun-
derttausende Fahrgaste in den letzten Herbststir-
men — Xavier und Herwart waren deren Namen —
Uber sich haben ergehen lassen mussen. Doch ob-
wohl sich dieses Szenario seit Jahren wiederholt,
sind wir von einem Happy End in diesem Fall bei
den Sturmschaden so weit entfernt wie SPD und
FDP auf Bundesebene vom Verantwortungsbe-
wusstsein gegenlber dem Geist des Grundge-
setzes und der Wirde der Birgerinnen und Bur-
ger.

(Beifall bei der CDU)

Weder das eine noch das andere darf so weiterge-
hen. Fir eine Millionenmetropole und eine Hafen-
stadt von Weltrang, so wie wir das hier in Hamburg
sind, sind tagelange Sperrungen und Behinderun-
gen auf Bahnstrecken pures Gift. Dabei gibt es ge-
rade bei der Gefahr fir Oberleitungen und Gleis-
bettungen durch Stiirme ein recht simples Gegen-
mittel, das systematische Beschneiden und notfalls
auch das Fallen von Baumen. Uns ist eindeutig
klar, dass hier natirlich auch Naturschutzbelange
eine Rolle spielen, und uns ist genauso klar, dass
hier auch eine Vielzahl an Beteiligten mit einge-
bunden werden muss. Doch gerade deshalb wol-
len wir mit unserem vorliegenden Antrag der For-
derung der Metronom Eisenbahngesellschaft nach
einem runden Tisch zu diesem Thema dann auch
noch einmal Nachdruck verleihen. Daher unsere
Bitte an SPD und GRUNE, nutzen Sie in diesem
Punkt Ihre Kompetenzen, holen Sie alle Beteiligten
schnellstméglich an einen Tisch und sorgen Sie
dafir, dass die Sturmschaden schnell vom Winde
verweht werden und nicht zuklnftig weiterhin die
Fahrgaste und Fahrplane. Wir freuen uns auf die
Diskussion im Ausschuss und ich bedanke mich
sehr herzlich fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Thering. — Herr Kekstadt von der SPD-
Fraktion, Sie haben nun das Wort.

Gert Kekstadt SPD: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren, verehrte Antragstel-
ler der CDU, lieber Herr Thering! Ich will es kurz
machen, drei Punkte. Zum Ersten: Wenn Sie mit
Ihrem Antrag einen Vorwurf in Richtung Hambur-
ger Senat konstruieren wollen, kénnen wir den
nicht mitgehen, weil es in Hamburg richtig geregelt
ist.

(Dennis Thering CDU: Das steht da auch
nicht drin!)

— In der Rede hoérte sich das ein wenig anders an.

Der zweite Punkt ist, gerade insbesondere in den
Oktoberstirmen haben die Hamburger Feuerwehr
und die Hilfsdienste grol3e Leistungen hier in Ham-
burg verrichtet. Dafiir méchte ich meinen Dank
aussprechen und ich glaube, auch im Namen aller.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und bei Heike Sudmann DIE LINKE)

Und nun kommt der dritte Punkt, das hatten Sie
auch schon angekiindigt. Damit die umwelt- und
naturschutzrechtlichen Belange mit beachtet wer-
den, schlage ich vor, dass der Antrag an den Ver-
kehrsausschuss und mitberatend an den Umwelt-
ausschuss Uberwiesen wird. — Vielen Dank fiir lhre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)
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Vizeprésidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Kekstadt. — Von der GRUNEN Fraktion
erhalt nun das Wort Herr Bill.

Martin Bill GRUNE: Frau Préasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich hatte lhnen hier eine Wer-
bung der Deutschen Bundesbahn von damals mit-
bringen koénnen, es missen die Siebzigerjahre,
vielleicht auch die Achtziger gewesen sein, da hiel3
es: Alle reden vom Wetter, wir nicht. Mittlerweile
wissen wir, bei Schnee frieren die Kupplungen der
Bahn ein, wenn die Sonne scheint, sind die Klima-
anlagen kaputt und neuerdings, wenn es stirmt,
wird der gesamte Zugverkehr eingestellt. Es kann
nicht sein, dass aufgrund eines Sturms ganz Nord-
deutschland vom Zugverkehr abgekoppelt ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deswegen ist der Ansatz richtig, dass wir hiertiber
reden mussen. Ich bezweifle, dass wir hier in Ham-
burg der richtige Partner sind, der das eigentlich in-
itiert. Das ware eigentlich Aufgabe des Bundes
oder Aufgabe der Bahn, hier aktiv zu werden.
Nichtsdestotrotz nehmen wir uns dieser Aufgabe
gern an. Ich bezweifle auch, dass die naturschutz-
rechtlichen Auflagen primar schuld daran sind,
dass dort Baume auf die Schienen fallen. Ich glau-
be eher, dass die Deutsche Bahn es vernachlas-
sigt hat, ihre Wege links und rechts der Eisenbahn-
anlagen zu pflegen. Aber auch diese Frage wer-
den wir erértern, genauso wie die Frage, warum es
eigentlich bei der Hochbahn, die ja auch auf den
Bahndédmmen von Baumen gesdumt ist, wesent-
lich besser lauft als bei der Deutschen Bahn AG.
All das werden wir uns anschauen. Wir werden
diese Diskussion im Ausschuss flihren, mitbera-
tend mit dem Umweltausschuss, und dann gucken
wir weiter und werden dann auch Handlungen dar-
aus hoffentlich ableiten. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Bill. Sie bleiben alle unter zwei Minu-
ten. — Aber jetzt erhalt erst einmal Frau Sudmann
von der Fraktion DIE LINKE das Wort fir maximal
zwei Minuten.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich finde es sehr er-
freulich, dass mit der Metronom GmbH eben auch
ein Eisenbahnunternehmen erkannt hat, dass wir
daruber reden mussen. Der Vorschlag, einen run-
den Tisch zu machen, ist auch sehr erfreulich, und
dass die CDU das Ubernimmt, ist ja auch okay.
Deswegen bin ich sehr auf die Diskussion im Ver-
kehrsausschuss gespannt. Und ich wirde mir wiin-
schen, dass wir dann auch einmal Vertreterinnen
und Vertreter der Eisenbahnverkehrsunternehmen
dabei haben, die einmal aus ihrer Sicht beschrei-
ben, weshalb es bisher nicht geklappt hat, denn
dann kommen wir auch weiter.

Was mich aber ein bisschen dabei stort, ist, Herr
Thering, dass Sie immer, je nachdem ob wir jetzt
gerade Uber S-Bahn oder lber Eisenbahn reden,
dann auf einmal hervorkehren, wie toll Sie ja die
Bahn finden. Sie sehen aber nicht die Klimaveran-
derungen, die uns noch bevorstehen, sie haben
sehr viel mit dem hohen CO,-Aussto zu tun. Und
da wiinsche ich mir, dass Sie auch da die Konse-
quenz ziehen und sagen, der motorisierte Indivi-
dualverkehr muss reduziert und kann verlagert
werden. Dazu kommen wir noch.

Letzter Punkt, der mich auch sehr erfreut — ich war
ja eben schon kurz davor, bei der Debatte mit Frau
Gallina hier an das Rednerpult zu gehen —: Es
kann kein Argument sein, eine Kurzdebatte zu fih-
ren und dann nicht an den Ausschuss zu Uberwei-
sen. Glucklicherweise haben Sie jetzt bewiesen,
auch Kurzdebatten kénnen gute Debatten sein und
gehdren auch in einen Ausschuss. Da hat Frau
Gallina eben wirklich ein schwaches Bild abgege-
ben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei der
CDU und bei Carl-Edgar Jarchow FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sudmann. — Herr Aukes von der FDP-
Fraktion, ich erteile lIhnen das Wort.

Ewald Aukes FDP: Liebes Prasidium, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Hamburg als Ver-
kehrsknoten des Nordens und Deutschlands muss
besser vor Sturmschaden geschitzt werden, um
auch zum Beispiel den Warenfluss zu gewahrleis-
ten. Dennoch mussten wir erleben, dass ein wenig
Wind gleich fir Chaos sorgt. Wenn der Warenfluss
aus dem Hinterland nicht funktioniert, kann unser
Hafen nicht wachsen. Wenn die Touristen nicht
nach Hamburg kommen, kann unsere Stadt nicht
wachsen. Und wenn die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer nicht ins Bliro kommen, kann unsere
Wirtschaft nicht wachsen. Ohne einen funktionie-
renden OPNV kommt Hamburg nicht voran. Aus
diesem Grund ist es unserer Meinung nach absolut
notwendig, dass die Gleisbettungen und die Ober-
leitungen vor Sturmschaden geschiitzt werden.
Doch der Senat sieht immer noch keinen Hand-
lungsbedarf fur ein effektives Stérmanagement.
Deshalb sind wir sehr gespannt, ob der Senat in
den Ausschussberatungen in dieser Frage zur Ein-
sicht kommt und

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

zu konstruktiven Ergebnissen bereit ist. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Aukes. — Herr Ehlebracht von der AfD-
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(Vizeprasidentin Christiane Schneider)

Fraktion, Sie erhalten nun das Wort flir maximal
zwei Minuten.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin! Wir haben es eben schon gehort, viele ken-
nen noch die Slogans der Deutschen Bahn: Freie
Bahn der Bahn. Oder: Alle reden vom Wetter, wir
nicht. Einige kennen auch andere Namen, zum
Beispiel Axel, Herwart und Xavier. Das waren die
Stirme 2017, die diese Slogans zu inhaltsleeren
Worten auf einem Stiick Papier gemacht haben,
denn alle fihrten zu erheblichen Schaden und zu
Ausfallen im Bahnverkehr, teilweise zu chaoti-
schen Zusténden, deren restlose Beseitigung in
Teilen wirklich Wochen gedauert hat. Dabei kdnn-
ten gerade bei Unwetter schienengefiihrte Fahr-
zeuge ihre Vorteile voll ausspielen: kein Aquapla-
ning, keine windanfalligen Lkws, die Uber bestimm-
te Briucken nicht mehr fahren dirfen, keine Kraft-
fahrzeuge, die versuchen mussen, Stralenumge-
hungen zu suchen und zu finden, weil Baume
eben auf Stralen liegen. So sollte es sein. Leider
ist es nicht so, weil die Schienennetzbetreiber den
Baumschnitt samt Bepflanzungen an den Bahn-
strecken offensichtlich nicht so gestalten kénnen,
wie es betriebstechnisch notwendig ware. Ich sage
notwendig, weil es gilt, einen zuverlassigen Trans-
port durch die Bahn auch bei schlechten Wetterla-
gen zu garantieren, um die Akzeptanz sowohl fir
den Personen- als auch fir den Guiterverkehr auf-
rechtzuerhalten. Wir wollen doch insbesondere aus
umweltpolitischen Griinden den Umstieg der Rei-
senden und der Giter von der Strafle auf die
Schiene. Dann muss das funktionieren. Bitte
schon, dann ist es aber, wie gesagt, auch Zeit,
dass an anderer Stelle unter Umstanden berechtig-
te grine Interessen dann einmal hintenangestellt
werden und den verantwortlichen Unternehmen
zukunftig deutlich mehr Ermessensspielraum bei
der Pflege der Bahnstrecken zuzugestehen ist.
Wenn dafir Umweltstandards zu andern sind, bitte
sehr. Ein runder Tisch Grinschnitt mit Beteiligung
aller betreffenden Entscheidungstrager, der schnell
Abhilfe schafft, ist hier nur zu begriRen. Umso un-
verstandlicher ist das Verhalten der DB Netz AG,
die hier auf der Bremse steht. Das empfinde ich als
Frechheit und es zeigt, dass in diesem Unterneh-
men wohl anscheinend noch einiges schieflauft. Es
ist der Metronom Eisenbahn GmbH zu danken,
dass sie hier offensichtlich die Federfiihrung Uber-
nimmt und die Sache vorantreibt. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Ehlebracht. — Es liegen keine weiteren
Wortmeldungen vor. Wir kommen also zur Abstim-
mung.

Wer also nun den CDU-Antrag aus Drucksache
21/10907 federfihrend an den Verkehrsausschuss
sowie mitberatend an den Ausschuss fiur Umwelt

und Energie Uberweisen will, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist die Uberweisung einstimmig er-
folgt.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 24, Drucksa-
che 21/10901: Gemeinsamer Bericht des Haus-
haltsausschusses und des Ausschusses fur Um-
welt und Energie: "Hamburg — gepflegt und grun",
Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Ham-
burgischen Wegegesetzes, des Hamburgischen
Abfallwirtschaftsgesetzes und des Stadtreinigungs-
gesetzes, zugleich Stellungnahme des Senats zu
dem Ersuchen der Birgerschaft vom 30. Novem-
ber 2016 "Sauberkeit aus einer Hand — Fir eine
gute Lebens- und Aufenthaltsqualitat in Hamburg".

[Gemeinsamer Bericht des Haushaltsausschus-
ses und des Ausschusses fir Umwelt und
Energie liber die Drucksache 21/9699:
"Hamburg — gepflegt und griin"

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des
Hamburgischen Wegegesetzes, des Hamburgi-
schen Abfallwirtschaftsgesetzes und des Stadt-
reinigungsgesetzes

zugleich Stellungnahme des Senats zu dem Er-
suchen der Biirgerschaft vom 30. November
2016 "Sauberkeit aus einer Hand - Fiir eine gu-
te Lebens- und Aufenthaltsqualitit in Ham-
burg" (Drucksache 21/6765) (Senatsantrag)

— Drs 21/10901 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

"Hamburg - gepflegt und griin": Sauberkeit
deutlich verbessern — Kritik ernst nehmen -
Sauberkeitsoffensive kommt ohne zusatzliche
Gebiihr!

— Drs 21/11059 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/11059 ein ge-
meinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und der
GRUNEN vor.

Wird hierzu das Wort gewlnscht? — Frau Blomeke
von der GRUNEN Fraktion, Sie haben es.

Christiane Blémeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ja, in den letzten Wo-
chen wurde sehr viel in den Medien und in der Of-
fentlichkeit Uber das Sauberkeitskonzept, Uber die
Sauberkeitskampagne diskutiert und auch hier in
der Blrgerschaft fihren wir diese Debatte ja nicht
das erste Mal. Aber dabei hat sich das Thema ein-
zig und allein reduziert auf die Frage: Gebuhren ja
oder nein? Das wird weder dem Thema noch dem
Vorhaben gerecht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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(Christiane Blomeke)

Ich will Thnen an dieser Stelle einmal sehr deutlich
sagen, es ist das erste Mal, dass 27 Millionen Euro
zusatzlich an eine Umweltbehdrde gezahlt werden,
um flr Sauberkeit in dieser Stadt zu sorgen, und
das hat Rot-Grin bewirkt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Diese Sauberkeitsoffensive wird in unserer Stadt
Uberall sichtbar sein und die Sauberkeit kommt zu-
kiinftig aus einer Hand. Das wird spiirbare Verbes-
serungen in dieser Stadt bringen und ich will lhnen
gern einmal im Detail einige aufzahlen. Es sind be-
reits jetzt 1 000 zusatzliche Papierkdrbe in der
Stadt aufgestellt worden. Die Abteilung Waste
Watcher wird personell aufgestockt und damit wird
es uns auch ermoglicht, verstarkt ein Ordnungs-
widrigkeitsverfahren einzuleiten,

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht Ubernimmt
den Vorsitz.)

wenn Verursacher eine Verschmutzung begehen.
Die Reinigungsfrequenzen auf Gehwegen und
Fahrbahnen werden erhoht. Das ist nicht nur eine
Kleinigkeit und es sorgt auch nicht nur dafir, dass
es sauberer wird, sondern es ist auch ein aktiver
Beitrag zum Gewasserschutz, weil gerade — das
wissen die Umweltexperten hier erst recht — Rei-
fenabrieb, Olspritzer und Ahnliches sehr gefahrlich
fir unsere Gewasser sind, und da sorgt natirlich
die Reinigung auch erheblich dafiir, dass das ver-
bessert wird. Das Stra3enbegleitgriin wird besser
gepflegt und die Stadtreinigung Gbernimmt kiinftig
auch die Reinigung der Parks und Grinanlagen.
Dafirr steht den Bezirken mehr Geld fir die Pflege
des Grins zur Verfigung, ein erheblicher Fort-
schritt im Sinne auch des Naturschutzes.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dies alles wird bewerkstelligt durch 400 regulare
neue Jobs bei der Stadtreinigung. Und das wollen
wir auch nicht nur kleinreden, sondern das ist ein
wirklicher aktiver Beitrag auch im Sinne einer gu-
ten Arbeitsmarktpolitik.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das ist alles noch nicht genug. Damit die Birgerin-
nen und Burger auch transparent sehen kénnen,
wie das alles funktioniert und wie es in ihrer Stralle
zugeht und ob alle Wort halten, wird von uns auch
noch ein Sauberkeitsmonitoring als jahrlicher Be-
richt hier fir die Blrgerschaft angefertigt oder hier
diskutiert werden.

Ich glaube, dass das sehr deutlich zeigt, welch
grolRer Fortschritt diese Sauberkeitsoffensive flr
die Stadt ist. Und die Sauberkeit ist aber auch eine
Angelegenheit aller in dieser Stadt und darum ver-
folgen wir alle Ansatze, die diesen Gedanken un-
terstutzen. Wir wollen, dass Kitas, Schulen, Verei-
ne, Geschafte, Verwaltungen allesamt dazu ani-
miert werden, das Thema weiter popular zu ma-
chen. Wir haben schon die gelungene Aktion der

Stadtreinigung, "Hamburg raumt auf". Darauf ba-
sieren auch weitere zukulnftige Veranstaltungen in
dieser Richtung.

Dass das alles nicht zum Nulltarif zu kriegen ist, ist
klar und da mache ich den Bogen wieder an den
Anfang. Die Umweltbehoérde bendétigt dafiir 27 Mil-
lionen Euro zusatzliche Mittel, aber das ist gut in-
vestiertes Geld, da bin ich sehr sicher. Und wir
werden naturlich auch zukinftig die Lebensqualitat
dadurch in dieser Stadt deutlich steigern.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Angesichts dieser Dimensionen — 27 Millionen
Euro, ich kann es hier nicht oft genug sagen — und
des deutlichen Mehrwertes fiir Blrgerinnen und
Burger halte ich es auch fir legitim, dass man sich
hier als Regierungsfraktionen tberlegt, wie die Fi-
nanzierung geschehen kann. Und da ist die Ein-
flhrung einer Gebuhr, wie wir sie erst haben woll-
ten und Uberlegt hatten, auch nicht fern, denn das
héatte den Burgerinnen und Blrgern auch immerhin
einen Rechtsanspruch auf ihre Leistung garantiert.
Andere Stadte — das wissen Sie auch, dariber
wurde hier auch ofters diskutiert — finanzieren ihre
Sauberkeit auch tUber Gebuhren. Aber ich bin sehr
froh, dass diese Diskussion jetzt hinfallig geworden
ist und dass die Steuerschatzungen mittlerweile so
positiv ausgefallen sind, dass wir es natirlich jetzt
riskieren kénnen, das Projekt durch Steuern zu fi-
nanzieren.

Ehrlich gesagt freue ich mich jetzt darauf, dass wir
endlich diese Diskussion ad acta legen kénnen
und dass wir nun an einem Punkt angelangt sind,

(Dennis Thering CDU: Gar nicht gemacht!)

an dem wir loslegen kénnen, denn es geht darum,
die Sauberkeit dieser Stadt zu steigern. Am Ende
zahlt das Ergebnis und nicht der Weg, wie es fi-
nanziert wird. Wir sind froh, dass es jetzt Uber die
Steuermehreinnahmen finanziert werden kann, da-
mit die CDU sich nicht weiter aufregen muss.

(Dennis Thering CDU: Alle in der Stadt!)

Aber ich glaube, dass wir allesamt froh sind, wenn
es in dieser Stadt sauberer wird. Da moéchte ich
noch einmal sehr deutlich sagen, dass das etwas
ist, was Rot-Griin hier federfuhrend auf den Weg
gebracht hat und die Umweltbehdrde unter Sena-
tor Kerstan ausflihrt. Ich glaube, das wird ein er-
heblicher, deutlicher Schritt hier fur Hamburg wer-
den, da sind wir manch anderen Stadten weit vor-
aus.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht:* Vielen Dank,
Frau Blomeke. — Als Nachste erhalt das Wort Frau
Dr. Schaal von der SPD-Fraktion.
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Dr. Monika Schaal SPD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Ich kann es nur
noch einmal unterstreichen, die rot-griine Koalition
startet punktlich Anfang 2018 mit der Sauberkeits-
offensive, und zwar fir alle Burgerinnen und Bur-
ger gebuhrenfrei, und das finden wir sehr gut.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ein nachhaltiger positiver Trend bei den Steuerein-
nahmen hat es jetzt erst moglich gemacht, das
Sauberkeitskonzept komplett und ohne Abstriche
aus Haushaltsmitteln zu finanzieren. Wenn Sie sa-
gen, dass das vor zwei Wochen noch anders war,
dann sage ich einmal, dass die CDU den ganzen
Sommer den Hinweis schuldig geblieben ist und
keine Vorschldge gemacht hat, wie man das Sau-
berkeitskonzept sonst noch finanzieren kodnnte.
Aber es ist eine doppelt gute Nachricht, dass fur al-
le kostenfrei geputzt wird, aber der Steuerzahler
zahlt es, und das ist dann auch gut so. Die Koaliti-
on will, dass Hamburg endlich sichtbar sauberer
wird, nicht nur am Jungfernstieg und auf dem Kiez,
sondern in allen Stadtteilen und fur alle Birgerin-
nen und Birger.

Es ist fast genau auf den Tag ein Jahr her, dass
wir hier in dem Haus den Beschluss uber unseren
Antrag "Sauberkeit aus einer Hand — flr eine gute
Lebens- und Aufenthaltsqualitat" beschlossen ha-
ben. Wir haben in den letzten Monaten sehr inten-
siv uns mit allen Fragen rund um das geplante
Konzept auseinandergesetzt und wir haben auch
kritische Hinweise aufgenommen. Das Konzept
"Hamburg gepflegt und griin" wurde von der Stadt-
reinigung entwickelt und dann vom Senat uns An-
fang Juli 2017 vorgelegt. Es hat in der Sachver-
standigenanhérung Bestnoten bekommen. Vor al-
len Dingen die Lésung der leidigen Schnittstellen-
problematik, die Ubertragung der Reinigungsver-
antwortung auch fir Griinanlagen auf die Stadtrei-
nigung, und die damit verbundene Entlastung der
Bezirke hat ebenso lberzeugt wie die hervorragen-
de Personalausstattung.

Die Stadtreinigung wird mit rund 400 zusatzlichen
Kraften kinftig fir Sauberkeit sorgen und tragt
auch die Steuerungsverantwortung. Sie organisiert
diese Aufgabe mit allen o&ffentlichen Stellen und
Unternehmen im Rahmen von sogenannten Sau-
berkeitskonferenzen, denn es interessiert die Leu-
te Uberhaupt nicht, wer wo flr das Saubermachen
zustandig ist, die Leute wollen in Hamburg, dass
sauber gemacht ist und dass es ordentlich aus-
sieht. Daflr ist jetzt die Stadtreinigung verantwort-
lich und sonst niemand.

(Beifall bei der SPD — Wolfhard Ploog CDU:
Das wollten Sie schon immer!)

— Ja, das wollten wir schon immer, da haben Sie
vollig recht, aber es hat bisher kein Mensch ge-
schafft.

Jetzt erst sind die Voraussetzungen geschaffen,
jetzt sind die organisatorischen und auch die recht-
lichen Voraussetzungen geschaffen, damit es ge-
hen kann. Es ist genug Geld zur Verfigung gestellt
worden und die Kompetenzen sind da. Das war al-
les auch unter lhrer CDU-Regierung nicht berick-
sichtigt worden, auch Sie haben es nicht geschafft,
die Stadt sauberzukriegen. Das ist leider so. Alle
haben es bisher nicht geschafft.

(Dennis Thering CDU: Ist Thema bei der
SPD an sich!)

Das Wohlbefinden der Birgerinnen und Burger in
einer sauberen Stadt hangt untrennbar mit dem Si-
cherheitsgefuhl zusammen. Deswegen wird die
Sauberkeit auch die Lebensqualitat, die soziale
Gerechtigkeit und das Sicherheitsgefihl in dieser
Stadt deutlich verbessern.

Aber auch die Birgerinnen und Blrger haben eine
Mitverantwortung fir die Sauberkeit. Darum wird
es auch keine Nachsicht geben gegenuber Mull-
stindern und Verschmutzungen. Die Mdglichkeiten
der Waste Watcher, Mullsiinder zu verfolgen und
entsprechend auch BuRgelder zu verhdngen, wer-
den ausgeweitet. Hier kbnnen wir von Wien lernen.
Millsiinder missen mit empfindlichen Strafen
rechnen, denn der Buf3geldrahmen wird ausge-
schopft. Auch wenn die Anlieger ihren Verpflichtun-
gen bei der Gehwegreinigung nicht nachkommen,
macht das zunachst die Stadtreinigung, allerdings
gegen Rechnung fir die Ersatzvornahme.

Die Stadt Iasst sich die Sauberkeitsoffensive in der
Tat viel kosten, 27 Millionen Euro — Frau Blémeke
hat es bereits mehrfach gesagt — sind viel Geld
und darum wollen wir die Leistungen der Stadtrei-
nigung auch transparent machen, um sie dann
auch entsprechend zu wirdigen. Reinigungsplane
fir Stralen und Griinanlagen sollen veroffentlicht
sowie Erfahrungen und Fortschritte der Sauber-
keitsoffensive dokumentiert werden, um gegebe-
nenfalls dann nachzusteuern. Dazu wird es ein
Sauberkeitsmonitoring geben und der Burgerschaft
wird das jahrlich in einem Bericht vorgelegt.

Besonders wichtig ist uns aber, dass die Stadtreini-
gung ihre Offentlichkeitsarbeit starkt, um auch zur
Verschmutzungspravention beizutragen, denn nur
wenn alle mitmachen, wird die Stadt auch wirklich
sauber.

Ich bitte Sie, den vorliegenden Drucksachen zuzu-
stimmen. — Danke schon.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Dr. Schaal. — Es erhalt als Nachster das Wort
Herr Gamm von der CDU-Fraktion.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren!
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Die umstrittene rot-griine  Sauberkeitsgebihr
kommt nicht. Und das ist eine gute Nachricht fiir al-
le Hamburgerinnen und Hamburger.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Denn diese Geblhr ware unndtig, ungerecht und
unsozial gewesen und hatte das Wohnen in Ham-
burg weiter verteuert. Gleichzeitig dokumentiert
dieser Vorgang den offen ersichtlichen Empathie-
verlust von Rot-Griin und dem Scholz-Senat. Mit
der Sauberkeitsgebiihr kommt eine weitere politi-
sche Fehlleistung auf die Liste dieses Senats, der
die fortschreitende Entkopplung dieser Koalition
von den Burgerinnen und Birgern in unserer Stadt
mehr als deutlich macht.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Das lange verfolgte Ziel, das Sauberkeitskonzept
Uberwiegend durch die Einflhrung einer neuen
Gebuhr und damit zulasten aller zu finanzieren,
war erkennbar von Beginn an zum Scheitern verur-
teilt. Sie war handwerklich héchst mangelhaft kon-
zipiert und hatte zu einer Vielzahl von echten so-
zialen Hartefallen mit Uberproportionalen Belas-
tungen gefiihrt. Doch selbst das hat diesen Senat
und allen voran Senator Kerstan nicht zum Einlen-
ken bewegt. Im Gegenteil. Noch am 10. Oktober
2017 auf der gemeinsamen Sitzung des Haus-
haltsausschusses mit dem Ausschuss fiir Umwelt
und Energie haben uns Kollege Herr Dressel, der
jetzt gerade nicht hier ist, und auch Frau
Dr. Schaal staatstragend auf unseren Verfas-
sungsauftrag als Opposition hingewiesen. Sie ha-
ben uns dafir kritisiert, dass wir angeblich keinen
substanziellen Beitrag zu dieser Debatte beige-
steuert hatten.

(Dr. Monika Schaal SPD: Haben Sie ja auch
nicht!)

Wir hatten ja keine Vorschlage zur Finanzierung
der Mehrausgaben bei der Stadtreinigung ge-
macht. Diese Aussage ist geradezu absurd. Es war
immer klar die Position von CDU und auch FDP,
die Finanzierung des Sauberkeitskonzeptes uber
den Haushalt und eben nicht Uber eine Gebuhr
vorzunehmen. Gerade einmal vier Wochen spater
nach den vollmundigen Worten hat Rot-Griin unse-
re Position zur Finanzierung vollstandig tbernom-
men.

(Beifall bei der CDU)

Man koénnte diesen politischen Kurswechsel auch
mit dem Satz beschreiben: Als Hirsch gesprungen
und als Erdmannchen gelandet.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Und erst nachdem der gesellschaftliche Druck, ins-
besondere durch das von der CDU-Fraktion ge-
grindete Gegenbindnis, so grof3 geworden ist,
sind Sie eingeknickt. Wir werden es lhnen nicht
durchgehen lassen, dass Sie sich, so wie es Bur-

germeister Scholz auf dem letzten SPD-Landes-
parteitag getan hat, nun fir die Losung eines Pro-
blems feiern lassen, das Sie, und nur Sie selbst, zu
verantworten haben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es bleibt dabei, dass Olaf Scholz und sein Senat
die Bodenhaftung und die Verbindung zu den Biir-
gern endgultig verloren haben und nur noch auf
maximalen gesellschaftlichen Druck reagieren.
Wirden Sie politisches Format besitzen, dann hat-
ten Sie diese Debatte heute dafiir nutzen kénnen,
um lhren schweren Fehler, mit dem Sie im Grunde
genommen weite Teile der Stadt gegen sich aufge-
bracht haben, einzugestehen: Liebe Hamburgerin-
nen, liebe Hamburger, wir haben uns verrannt, es
tut uns leid. Doch das haben wir hier alle nicht ge-
hort. Stattdessen haben Sie mit ihrer Senatsmittei-
lung versucht, den Eindruck zu erwecken, dass Sie
jetzt vollig Gberraschend noch Geld im Haushalt
gefunden hatten. Das ist wirklich peinlich.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wenn Olaf Scholz von uns als Opposition mehr
Dankbarkeit und Respekt fur seine angeblich politi-
schen Erfolge einfordert, dann fordern wir von |h-
nen mehr Demut gegenlber den Bulrgerinnen und
Blrgern unserer Stadt beim Umgang mit lhren ei-
genen politischen Fehlleistungen.

(Beifall bei der CDU)

AbschlieRend bleibt festzuhalten, die Posse um die
Sauberkeitsgebihr ist fir Rot-Griin hochpeinlich
und hinterlasst einen beschadigten Umweltsenator.

(Christiane Blémeke GRUNE: Und was hat
die CDU gemacht?)

Es ist ja nicht so, als hatten Sie diese Zuspitzung
Uber zwolf Monate hinweg nicht klar erkennen kon-
nen. Die Zeichen waren fir jeden erkennbar. Die
Méoglichkeit der Finanzierbarkeit aus dem Haus-
halt, die es von Anfang an gegeben hat, haben Sie
ignoriert. Das Gegenbilindnis gegen die Abzockge-
bihr ist stetig gewachsen. Sie haben es ignoriert.
Die Presse hat Sie fast ausnahmslos kritisiert, von
"taz" Uber das "Hamburger Abendblatt", Gber "Die
Welt" und die "Bild"-Zeitung. Sie haben es igno-
riert. Die massive Kritik der Burgerinnen und Bur-
ger haben Sie ignoriert. Und am Ende gab es so-
gar Kritik in Ihren eigenen Reihen. Sie haben auch
das lange ignoriert.

Ich méchte an der Stelle sagen, und das sage ich
ohne Hame oder Uberheblichkeit, dass ich Re-
spekt fur die Kolleginnen und Kollegen der SPD-
Fraktion habe, die unsere Kritik geteilt haben und
auch den Mut hatten, dieses zu artikulieren.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Wolf-
gang Rose SPD: Luftblasen!)
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Als Mitglied dieser Birgerschaft kann ich festhal-
ten, CDU-Politik wirkt, und das ist gut fur unsere
Stadt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Gamm. — Als Nachster erhalt das Wort Herr
Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Am Ende ist alles gut, und
wenn es noch nicht gut ist, dann war es noch nicht
das Ende. So kdnnte man die Zusammenfassung
dieses Tollhausstlickes einer Gesetzesvorlage der
Regierungskoalition eigentlich zusammenfassen.
Sie von der Regierungskoalition sind mit einem An-
liegen vor Uber einem Jahr ohne verninftige Pla-
nung losgerannt, die Sie auch im Laufe dieser gan-
zen Zeit nicht haben vorlegen kénnen, und es ist
kein Wunder, dass Sie da uber Ihre eigenen FllRe
gestolpert sind.

Selbst wenn ich sagen kann, dass die Maf3nah-
men, die Sie in diesem Paket definieren, gut zu
sein scheinen, Sinn machen und flr eine saubere
Stadt wichtig sind — beim Grin habe ich ja gewisse
Fragezeichen —, haben Sie bis heute keine ver-
ndnftige Analyse vorgelegt. Sie haben in lhrer
Drucksache eine Ausgangslage Uber eine Dreivier-
telspalte, mehr dazu nicht, und die ist eher Lyrik,
als dass dort Fakten genannt werden.

Sie sind doch wirklich nach den letzten Haushalts-
beratungen losgerannt und hatten die Planzahlen
fur die Geldmittel im Auge, die fir die Grinpflege
im nachsten Doppelhaushalt stehen. Das sind
28 Cent pro Quadratmeter. Jeder weil3, dass das
nur zur Bevorratung von weiteren Wohnungsbau-
flachen in dieser Stadt reichen wirde. Und letzt-
endlich ist es ja auch genau das, wofur hier viel der
Umweltpolitik da ist, neue Flachen flir den Woh-
nungsbau, fur Gewerbe und Industrie herbeizuzau-
bern. Dafir ist ja letztendlich auch der Naturcent,
der Naturzerstoérungscent, in diesem Senat be-
schlossen worden, mit dem eine Abgeltung dieses
Umweltfrevels halbwegs auszugleichen versucht
wird. Und ich kann lhnen sagen, damit werden Sie
mittelfristig komplett scheitern.

Die Wehen, die uns dieser Gesetzentwurf gekostet
hat, und die letztendliche Sturzgeburt, die dabei
herausgekommen ist ... Manches Gebaude auf ei-
nem Bauspielplatz ist besser zusammengeschus-
tert als die Leistung, die Sie hier im letzten Jahr
daflr abgelegt haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Und was sehen wir? Die Arbeitskrafte bei der
Stadtreinigung sind bereits eingestellt. Wir haben
nach wie vor fehlende Ausflihrungen zu genauen
Bestimmungen, was denn nun wirklich gemacht
werden soll bezlglich der Ortlichkeiten, beziiglich

der anderen Behorden oder des padagogischen
Konzepts.

(Arno Miinster SPD: Sauber soll gemacht
werden!)

Sie haben gefloppte Sauberkeitskonferenzen in
den Bezirken und letztendlich — aber da haben Sie
ja den Rickzieher gemacht — ein Finanzierungs-
konzept, das zum Himmel geschrien hat, auf den
Tisch gelegt. So nicht. Sie haben das Gefihl fir
die Stadt verloren, Sie haben das Geflihl fiir die
Menschen in dieser Stadt verloren. Und das
Schropfpaket, das Sie zuerst versucht haben, ist ja
letztendlich nichts anderes als eine Darstellung ei-
nes strukturellen Problems.

(Beifall bei der LINKEN — Kazim Abaci SPD:
Wie ist Ihre Alternative?)

Viel zu wenig Geld fir die Grinpflege in dieser
Stadt, weiterer Flachenabbau von Grinflachen in
dieser Stadt, den Sie zu kaschieren versuchen. Sie
erzahlen uns seit Jahren, dass in den Bezirken die
Finanzen fir die Griinpflege ausreichen. Hier stel-
len Sie jetzt plotzlich, ohne die Aufgaben auszu-
weiten, mehr Geld zur Verfigung.

(Farid Miiller GRUNE: Sie haben doch er-
hoht! Das stimmt doch alles nicht!)

Was bitte haben Sie uns die letzten Jahre hier ei-
gentlich fir dumm verkauft?

(Beifall bei der LINKEN)
Und wenn letztendlich der Okobettler aus ...
(Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Herr Jersch, darf ich Sie kurz unterbrechen?

Stephan Jersch DIE LINKE: Ja.

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Gestatten Sie
eine Zwischenfrage von Herrn Mller?

Stephan Jersch DIE LINKE: Gern.

Zwischenfrage von Farid Miiller GRUNE:*
Warum sagen Sie das, wo Sie genau wissen, dass
die Mittel fir das Griin in den Bezirken in diesem
Haushalt und die Rahmenzuweisung erhoht wor-
den sind? Das stimmt doch alles nicht, was Sie
hier sagen.

Stephan Jersch DIE LINKE (fortfahrend): Da hat-
ten Sie zuh6ren missen. Nattrlich habe ich es |h-
nen gerade gesagt. Ich weif}, dass Sie gern ab-
schalten, aber es ist in der Tat so, dass Sie uns in
den letzten Jahren ja erzahlt haben, dass die Mittel
in den Bezirken ausreichen wirden. Jetzt kommen
mehr Geldmittel plétzlich auf den Tisch. Das ist
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doch wirklich letztendlich eine Verappelung dieses
Parlaments.

(Beifall bei der LINKEN — Wolfgang Rose
SPD: Sie reden sich gerade um Kopf und
Kragen!)

Dieses Schonreden ist unfassbar. Und wenn der
Okobettler aus Wilhelmsburg in einer Stadt, die
sich zu den Nachhaltigkeitszielen der UN bekennt,
fir jeden einzelnen grinen Quadratmeter sich
selbst sein Geld zusammensuchen soll, anstatt es
als offentliche Aufgabe, wie Sie es ja jetzt Gott sei
Dank gemacht haben, zu definieren

(Dr. Monika Schaal SPD: Das ist doch Un-
sinn, was Sie reden!)

und die entsprechenden Gelder hineinzustecken,
dann ist das wirklich erbarmlich fir die Stadt.

Was hier noch nicht erwahnt worden ist, ist, dass
wir nach wie vor die Stadtreinigung Hamburg ha-
ben, die 9 Millionen Euro in die Umsetzung dieses
Konzeptes investieren soll. Nehmen Sie diese
Sparkasse flr lhren Senat aus Ihrem Konzept her-
aus. Auch dieses Geld gehért Uber den offentli-
chen Haushalt finanziert. Denn diese 9 Millionen
Euro stehen nicht sicher zur Verfiigung. Damit ma-
chen Sie ein Vabanquespiel auf Kosten des Griins
und wir brauchen Grin Uberall in Hamburg und
nicht nur den Ausbau dieser wenigen Griinflachen,
die wir noch haben. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN — Farid Miiller GRU-
NE: Sozialwohnungen wollen Sie auch im-
mer haben!)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Jersch. — Als Nachster erhalt das Wort Herr
Dr. Duwe von der FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Ein kleines Lob: Man
lernt auch dazu. Ich finde es gut, dass der Senat
und die Regierungsfraktionen da die Notbremse
gezogen haben. Ich fand es aber sehr interessant,
dass Herr Senator Kerstan sich dann am Ende
hervorgeschwungen hat nach dem Motto, jetzt ha-
be ich das irgendwie erreicht. Dann wurde ich mir
vorstellen, dass das eine tolle Taktik ist. Ich bringe
eine total intransparente grottenschlechte Potpour-
ri-Drucksache hier ein, die keiner begreift, wo aber
noch eine Extragebuhr drinsteht, woriber sich der
Burger mdglichst optimal argert. Naturlich. Und ir-
gendwann nach einem Jahr, nach Anhdérungen
und wuitenden Birgerprotesten, kommen dann ir-
gendwo vom Senat Gelder, die wahrscheinlich
nicht in das Umweltbudget geflossen waren. Das
ist eine tolle Taktik, aber bitte machen Sie das
nicht noch einmal, ein Jahr lang hier Chaos zu ver-
anstalten und dann hinterher zu sagen, atsch,
batsch, wir haben Geld gefunden und die Gebihr

kommt doch nicht. Das war auf jeden Fall min-
destens ungeschickt.

Das Zweite ist natlrlich, dass wir eine unklare Fi-
nanzierung haben. Hier wird zwar etwas von
27 Millionen Euro gesprochen, das soll aus dem
Haushalt kommen, das ist klar, man weil® aber
nicht, wie.

(Farid Miiller GRUNE: Doch, das ist be-
kannt!)

Wir haben dann zum Beispiel diese weltberiihmte
8-Millionen-Summe der Stadtreinigung, die sie ir-
gendwie da als Eigenanteil hineinbuttern soll, wo
keiner bisher erklaren konnte, wo diese 8 Millionen
Euro bei der Stadtreinigung jedes Jahr herauskom-
men sollen. Und wenn ja, wenn die wirklich da
sind, fragt man sich natirlich, ob die auch vorher
schon da waren und woflr sie verbraten wurden.
Das ist eine der vielen Fragen, die man sich dann
stellen kann.

Des Weiteren finde ich gut, dass wir mehr Trans-
parenz kriegen. Das hatten wir auch vor einem
Jahr haben koénnen, nicht nur bei der Stral3enreini-
gung, sondern auch bei anderen Punkten. Und
man fragt sich nattrlich wirklich im Ernst ... Ich fin-
de es gut, dass diese Geblhr jetzt nicht kommt,
viele Menschen wurden verwirrt. Es ging lediglich,
in Anflihrungszeichen, um die Reinigung von Stra-
Renoberflachen. Das ging aber irgendwie unter.
Und man hat vielen Blirgern Angst gemacht bezie-
hungsweise sie im Glauben gelassen, wenn ich
schon Gebuhren bezahle, dann wird auch, was
weild ich, am Millerntor fir mehr Sauberkeit gesorgt
et cetera. Das war ja gar nicht so. Deshalb freue
ich mich, dass das jetzt ein bisschen besser ge-
worden ist.

Wir haben noch einige Punkte im Petitum, denen
wir zustimmen wollen, aber bitte lassen Sie uns mit
diesem Kinderkram einmal allein.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Duwe. — Als Nachste erhalt das Wort Frau
Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Wir alle
winschen uns ein gepflegtes und sauberes Ham-
burg. Insofern enthalt lhre Drucksache viele gute
Ansatze. Ich moéchte sie nicht wieder alle aufzah-
len, von Papierkérben angefangen, Parkreinigung
bis zu den Milldetektiven. Grund zur Selbstbe-
weihrducherung ist das allerdings nicht. Bisher
konnten Sie noch nicht deutlich machen, warum
die Stadtreinigung nun genau 400 Mitarbeiter mehr
braucht, wie die Personalplanung erfolgt ist oder in
welchen Intervallen die Sduberung notwendig wa-
re.
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Mein Eindruck ist, dass wir hier noch am Anfang
der Entwicklung eines neuen Konzepts stehen. Fir
die Einfihrung eines neuen Konzepts loben wir al-
lerdings den Senat ausdricklich an dieser Stelle.
Trotzdem hatte da vieles besser laufen kénnen.
Gerade hier ware die Einbindung der Bevolkerung
sinnvoll gewesen. Allerdings haben Sie ja nicht
einmal lhre eigene Fraktion mit eingebunden, so
hat es in den zahlreichen Ausschusssitzungen je-
denfalls ausgesehen. Erst im nachsten Jahr wird
sich wohl entscheiden, wie viele neue Mitarbeiter
die Stadtreinigung tatsachlich braucht und wo wel-
che Verbesserungen tatséchlich notwendig sind.
Uber die Reinigungsplane von Straken und Griin-
anlagen zu informieren, wie im Zusatzantrag ge-
nannt, ist daher ein wichtiger Schritt.

Ich méchte noch einmal auf die Finanzierung zu
sprechen kommen. Es ist gut, dass die Stral3enrei-
nigungsgebihr jetzt vom Tisch ist, sie war unge-
recht und unsozial. Gut vorstellen kann ich mir al-
lerdings, dass viele Hamburger die Schneebeseiti-
gung vor der eigenen Haustur

(Arno Miinster SPD: Da mussen Sie die
CDU fragen, die haben Erfahrung mit der
Schneebeseitigung!)

oder die Laubbeseitigung gegen Entgelt an die
Stadtreinigung abtreten wirden, natirlich auf frei-
williger Basis und selbstverstandlich nicht unent-
geltlich, vergleichbar mit Sperrmullabfuhren und
Wohnungsraumungen. Vielleicht ware das eine
Einnahmequelle fir die Stadtreinigung. Ob sie
dauerhaft mit ihren Tochtergesellschaften Gewinne
erzielt, die zur Finanzierung der Sauberkeitsoffen-
sive eingesetzt werden koénnen, steht noch in den
Sternen. Die Freie und Hansestadt Hamburg hat
immer noch ein doppisches Defizit. Darlber koén-
nen auch sprudelnde Steuereinnahmen nicht hin-
wegtduschen. In der kaufmannischen Darstellung,
auch Abschreibungen und Rduckstellungen, die
zum Beispiel fiir Pensionen bericksichtigt sind, ha-
ben wir immer noch ein milliardenschweres Haus-
haltsloch. Insofern ist der Wunsch nach einer Ge-
bihr verstandlich, wenngleich auch der einge-
schlagene Weg falsch gewesen ist.

Dennoch sind viele Anregungen gekommen. Herr
Hackbusch hat die Tourismusabgabe flir Kreuz-
fahrtschiffe ins Spiel gebracht, Herr Schreiber die
Nutzung eines Teils oder eines erhdhten Anteils fur
die Sauberkeit von Hamburg. Dass das keine
27 Millionen Euro in die Kasse bringt, ist klar. Auf
jeden Fall bin ich sicher, dass es zahlreiche Mdg-
lichkeiten fir die Finanzierung eines Mehrs an
Sauberkeit gibt. Den Birger als Melkkuh zu behan-
deln, ist dazu nicht notwendig, auch nicht, wie in
Ihrem Zusatzantrag gefordert, den Bul3geldrahmen
konsequent auszuschépfen. Das Verursacherprin-
zip starken, ja, da stimmen wir Gberein, und auch
BulRgelder kdnnen sinnvoll sein, aber als Finanzie-
rungsmalnahme ist das ein untaugliches Mittel.

Auch wenn durch den Zusatzantrag die Gebihr
vom Tisch ist, werden wir den Antragen nicht zu-
stimmen. Die Stadtreinigung von heute auf morgen
mit dem Personal zu verdoppeln, zwar mit guten
Vorsatzen, aber ohne einen fur uns wirklich nach-
vollziehbaren Plan, halten wir fir zweifelhaft. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Oelschlager — Als Nachster winscht das Wort
Herr Senator Kerstan. Redezeit in dieser Debatte:
finf Minuten fiir die Abgeordneten.

Senator Jens Kerstan: Herr Prasident, meine Da-
men, meine Herren! Mit der Sauberkeitsoffensive
"Hamburg gepflegt und griin" bringen der rot-griine
Senat und die Regierungsfraktionen ein umfassen-
des Paket zur Verbesserung der Sauberkeit auf
den Weg, das in den letzten Jahrzehnten in dieser
Stadt beispiellos ist und das in den nachsten Jah-
ren einen Quantensprung an Sauberkeit und damit
an Lebensqualitat fir die Blrgerinnen und Burger
in unserer Stadt bedeuten wird.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Man muss hier eins festhalten: Seit vielen Jahren
wird Uber fehlende Sauberkeit in unserer Stadt zu
Recht geklagt und allen Vorgangersenaten, egal
aus welcher Konstellation — und da nehme ich
auch durchaus die Senate mit griiner Regierungs-
beteiligung nicht aus —, ist es in den letzten Jahren
nicht gelungen, ein umfassendes strukturelles und
gut finanziell ausgestattetes Paket auf den Weg zu
bringen. Damit sich diese Missstande ein fir alle
Mal andern, haben dieser Senat und diese Koaliti-
on jetzt erstmals die Kraft und den Mut aufge-
bracht, das zu tun. Und das werden die Burgerin-
nen und Birger in den nachsten Jahren nicht nur
im Zentrum dieser Stadt, sondern in allen Stadttei-
len, auch da, wo es nicht immer die besten Le-
bensverhaltnisse hat, nicht nur sehen, sondern
spuren und flihlen kdnnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

In der Tat ist das ein beeindruckendes Volumen. In
der Vergangenheit hatten wir 20 Millionen Euro in
den Titeln der Stadtreinigung zur Verfigung und
wir werden jetzt auf mehr als 47 Millionen Euro
verdoppeln, die Anzahl der Mitarbeiter der Stadtrei-
nigung auf gut 400 Krafte verdoppeln, mit vier Sau-
berkeitsteams die Hotline verstarken. Das sind al-
les MaRnahmen, die wirklich in dieser Grofienord-
nung beispielhaft sind, nicht nur in unserer Stadt,
sondern auch in vielen anderen Stadten. Und dass
es diesem Senat und den Regierungsfraktionen
gelungen ist, dieses zusatzliche Volumen zu si-
chern und sich selbst zu verpflichten, dieses zur
Verfugung zu stellen, auch in den Jahren, in denen
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die Steuereinnahmen vielleicht nicht mehr so lppig
sprudeln wie jetzt,

(André Trepoll CDU: Das ist eine Meister-
leistung!)

ist eine groRe Leistung und ein grofRer Erfolg die-
ses Senats und dieser Koalition.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das zeigt, dass wir das Thema Sauberkeit und Le-
bensqualitat in dieser Stadt ernst nehmen. Allein
die Tatsache, dass nun, da die diskutierte Sauber-
keits- und Stral3enreinigungsgebihr

(André Trepoll CDU: Sie hatten friher drauf
kommen kdnnen!)

nicht mehr zur Debatte steht, die Oppositionsfrak-
tionen hier pladiert hatten, diese Debatte zu strei-
chen, zeigt doch eins sehr deutlich: Ihnen geht es
nicht um die Belange der Birgerinnen und Blrger
und um die Sauberkeit in der Stadt, sondern ein-
fach nur um populistische Meinungsmache. Bei
uns sind die Sauberkeit und die Anliegen der Bir-
gerinnen und Burger in guten Handen. Und das
unterscheidet uns von lhnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
André Trepoll CDU: Bei lhnen ist der Mull
gut aufgehoben!)

Denn in der Tat wachst unsere Stadt. Wir bauen
Wohnungen, wir verdichten in der inneren Stadt.
Umso wichtiger ist die Lebensqualitat auf Strafden,
Platzen und Grinanlagen. Das ist auch eine sozia-
le Frage, weil es gerade fir diejenigen ein wichti-
ges Thema ist, die keinen eigenen Garten haben,
die vielleicht an schwer belasteten Hauptstralen
wohnen. Und auch insofern ist das ein gemeinsa-
mer Akt der Solidaritdt und auch der Gemein-
schaft, mit der wir hier in dieser Stadt vorangehen,
denn Sauberkeit ist nicht nur eine Frage der Le-
bensqualitat, des Grins und der Natur, sondern
auch eine Frage der sozialen Gerechtigkeit. Wir
nehmen diese Frage sehr ernst.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

In der Tat geht es ja nicht nur um mehr Geld, es
geht auch um 400 Arbeitskrafte, die fiir die Tatig-
keit, die sie ausliben, keine groRe Qualifikation
brauchen.

(André Trepoll CDU: Das ist doch wie bei Ih-
nen!)

400 zusatzliche Arbeitskrafte gerade in einem Zeit-
raum, in dem wir viele Menschen in dieser Stadt
haben, die handeringend auch nach geringqualifi-
zierter Arbeit suchen, stellen auch in diesem Be-
reich eine grofle Anstrengung dar, auch eine An-
strengung, die sehr stark zur Integration von
Flichtlingen in unserer Stadt beitragt, die wir ja
schon zu Dutzenden eingestellt haben. Auch das
ist ein Punkt, den die Opposition sehr haufig nicht

interessiert. Umso bedauerlicher, aber ich glaube,
das ist ein wichtiger Punkt, den man dabei auch
nicht verschweigen sollte.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und natirlich ist Sauberkeit nicht nur Aufgabe der
Stadt, der Politik, der Verwaltung und der Stadtrei-
nigung. Eine Stadt ist dann sauber, wenn wenig
weggeschmissen wird. Darum ist unsere Initiative
neben all den notwendigen Aktivitaten auch darauf
gerichtet, das Anliegen der Sauberkeit in Kitas, in
Schulen, in Blrgervereinen und in Stadtteilen zu
verankern und gemeinsam mit den Bdlrgerinnen
und Blrgern die Verantwortung fiir eine gute und
lebenswerte Stadt wahrzunehmen.

Vor dem Hintergrund ist es doch ein entscheiden-
der Punkt, dass wir auch in Zukunft mit den Waste
Watchern nicht nur Einsatzteams haben, die selbst
schwerpunktmafRig Verunreinigungen entsorgen,
sondern die nach dem Verursacherprinzip diejeni-
gen mit Ordnungswidrigkeitsverfahren und BuRgel-
dern belegen, die sich nicht an die Regeln halten.
So wird ein umfassendes Konzept daraus, an dem
alle gemeinsam an der Sauberkeit und Lebens-
qualitat in unserer Stadt arbeiten. Das ist ein
grofRer Schritt vorwarts. Die Blrgerinnen und Biir-
ger werden das in den nachsten Jahren zu schat-
zen wissen, denn von den 400 Arbeitskraften sind
350 bereits eingestellt. Sie sind zum Teil schon im
Einsatz. Ab Januar werden sie dann mit voller
Mannschaftsstarke loslegen. Ich glaube, die Kritik
daran, ob so etwas Uberhaupt notwendig ist oder
ob man die Uberhaupt braucht, wird sich sehr
schnell verflichtigen. Es tritt dann das ein, was die
Birgerinnen und Birger zu Recht von dieser Stadt
erwarten, dass ihre Belange ernst genommen wer-
den, die Burgerinnen und Birger in den aufleren
Stadtteilen nicht alleingelassen werden,

(Michael Kruse FDP: Hier riecht es gerade
nach Eigenlob! — André Trepoll CDU: Das
war ein Paradebeispiel!)

wo sich in den letzten Jahrzehnten viel zu wenig
gekiimmert wurde, und um Sauberkeit in dieser
Stadt und die Lebensqualitat voranzubringen und
auch in den Grunanlagen. — Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei den GRUNEN
und der SPD — André Trepoll CDU: Noch
mal nichts, als richtig den Frust wegklat-
schen!)

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Senator Kerstan. — Gibt es weitere Wortmel-
dungen? — Herr Gamm von der CDU-Fraktion, Sie
haben das Wort.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Was wir Ih-
nen hier nicht durchgehen lassen, ist, dass Sie
sich hier zum weil3en Ritter aufspielen und das
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Ganze jetzt als die Riesenerfolgsgeschichte ver-
kaufen. Sie wollten zwdlf Monate lang unverriick-
bar an dieser Geblhr festhalten

(Kazim Abaci SPD: Ende gut, alles gut!)

und Sie sind jetzt in letzter Minute eingeknickt. Das
zeigt sich ja auch an diesem Zusatzantrag, der mit
einer unfassbar kurzen Vorlaufzeit eingereicht wur-
de.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie haben nichts
begriffen! — Zurufe von der SPD)

Den habe ich gestern Mittag zum ersten Mal gese-
hen, das heil’t, Sie reichen also diesen Zusatzan-
trag 24 Stunden vorher ein. Das zeugt doch davon,
wie panisch Sie jetzt versucht haben, das Ruder
herumzureil3en,

(Beifall bei der CDU)

weil Sie gemerkt haben, dass lhnen das Thema
komplett entglitten ist. Naturlich haben Sie die Ge-
fahr gesehen, dass wir Sie mit diesem Thema die
nachsten Monate weitertreiben wirden.

(Zurufe von der SPD)

Das ist der Grund, warum Sie jetzt hier in diese
Panik verfallen sind.

(Beifall bei der CDU)

Uber die Qualitdt des Konzepts kdnnen wir uns
noch kein abschlieRendes Urteil bilden, weil — der
Kollege Jersch hat es vollig zu Recht angespro-
chen — bis heute keine valide Bedarfsanalyse vor-
gelegt worden ist; wir haben keine Zahlen, Daten,
Fakten bekommen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Ach, nee! — Zurufe
von der SPD: Oh!)

Wir haben es in den Ausschissen mehrfach gefor-
dert, es kamen lacherliche Zeilen, die aber bei
Weitem nicht ausreichend waren, um auch wirklich
fur uns selbst herleiten zu konnen, dass dieser
Mehrbedarf von 400 Kraften ... Im Ubrigen muss
ich Senator Kerstan korrigieren, in der letzten Aus-
schusssitzung war mittlerweile von 443 Kraften die
Rede.

Wir mussen also abwarten, ob das wirklich alles so
funktioniert. Aber wir missen hier wirklich der Le-
gendenbildung vorbeugen, dass sich Rot-Grin
jetzt hier als Freund der Burger aufspielt. Sie woll-
ten die Blrger zwoIf Monate lang abzocken und
das konnten wir verhindern. — Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Danke, Herr
Gamm. — Als Nachster hat sich Herr Muller von der
GRUNEN Fraktion zu Wort gemeldet.

(André Trepoll CDU: Noch so'n Abzocker!)

Farid Miiller GRUNE:* Herr Prasident! Na, das
passt ja, Herr Gamm. Ich erinnere mich noch sehr
gut an die gestrigen Abendstunden im Haushalts-
ausschuss, wo wir dariber gesprochen haben, wie
wir die Steuermehreinnahmen tber das Finanzrah-
mengesetz Uberhaupt fir den Haushalt bereitstel-
len kénnen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das koénnen Sie
heute in der Zeitung lesen!)

lhre Fraktion, Herr Gamm, und die FDP haben da-
gegen gestimmt

(Michael Kruse FDP: Wir haben nicht dage-
gen gestimmt!)

und damit das Signal gesetzt, dass es keine Steu-
ermehreinnahmen flr diesen laufenden Haushalt
mehr geben kann. Damit entlarvt sich |hr Gerede,
das solle alles aus Steuermehreinnahmen finan-
ziert werden, als unehrlich und — ich sage das Wort
heute nicht ein zweites Mal, was ich am liebsten
sagen wirde — das ist wirklich, muss man sagen,
ein starkes Stilick, wie man die Menschen drauf3en
so vor sich hertreiben kann oder es versucht. Dann
aber kneifen Sie in der entscheidenden Frage, wo
das Geld herkommen soll, was nachstes Jahr na-
tarlich stattfinden wird. Jawohl, das ist wirklich kei-
ne Opposition, das ist eine Opposition, die nach
Hause gehen kann.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dirk Kienscherf SPD: So ist es mit der FDP,
druckt sich vor der Verantwortung! — André
Trepoll CDU: Geh nach Jamaika!)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Muller. — Als Nachster erhalt Herr Dr. Dressel
von der SPD-Fraktion das Wort.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich finde das so lustig mit die-
sem Thema der Bedarfsanalyse, denn ich glaube,
wir alle machen ab und zu Infostande in der Stadt.

(André Trepoll CDU: Bald wieder mehr! —
Michael Kruse FDP: Weil ihr es vermasselt
habt!)

Einige offenbar nicht so viel, denn sonst wiirden
Sie ndmlich von den Birgerinnen und Biirgern mit-
bekommen, dass das Thema der Sauberkeit in den
Stadtteilen, in den Griinanlagen nattrlich eines der
zentralen Themen ist. Und wenn Sie mit den Bir-
gern so viel reden wirden, wie Sie hier tun, dass
Sie mit denen reden, dann wissten Sie das auch,
liebe Opposition.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das Thema Bedarfsanalyse ist auch deshalb so
absurd ... Einfach noch einmal Ihre eigenen Anfra-
gen: Wenn Sie lhre vielen Anfragen, die Sie stel-
len, ab und zu auch einmal lesen wurden, wirden
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Sie zum Beispiel feststellen: Kollege Duwe — das
habe ich im Haushaltsausschuss auch schon ein-
mal zitiert — hat namlich gefragt, wie viele Be-
schwerdemeldungen es eigentlich gibt. Da gibt es
die Meldungen bei der Hotline Saubere Stadt, die
gestiegen sind von 11 346 auf 19 655. Dazu hat
dann auch Kollege Duwe sich geauflert, von
St. Pauli bis Bergedorf gibt es zum Teil gravieren-
de Zustande.

(Michael Kruse FDP: Ja, weil ihr es nicht ge-
backen kriegt!)

Das ist alles lhre Argumentation gewesen. Das
sind die Beispiele, die uns veranlasst haben, dies
jetzt auf den Haken zu nehmen.

(Zuruf von André Trepoll CDU)
Wir machen Hamburg sauber, Sie reden nur.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Herr Dr. Dressel, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Trepoll?

Dr. Andreas Dressel SPD:* Selbstverstandlich.
Wer mit so einer tollen griinen koalitionsfreundli-
chen Krawatte hier auftritt, immer gern.

(Heiterkeit bei der CDU und der FDP)

So, bitte schon.
André Trepoll CDU: Ich habe natirlich auch rote.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Ja, die mochte ich
nachstes Mal sehen, die rote Krawatte.

André Trepoll CDU: Aber die trage ich nur, wenn
Sie die auch verdienen, Herr Dr. Dressel. Vielleicht
kommen wir dazu ja noch.

(Dr. Monika Schaal SPD: Ach, du liebe Zeit!)

Ich bin ja froh, dass Sie jetzt nicht so argumentie-
ren und sagen, das ware der Miull, der noch von
vor sieben Jahren herumliegt und den Sie jetzt ...
Aber das auch nur am Rande.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Dr. Andreas Dressel SPD:* Finden wir bestimmt.

Zwischenfrage von André Trepoll CDU: Aber ich
mochte Sie gern fragen, Sie haben die Zahlen ja
geschildert, die sich, insbesondere seitdem Sie
den BOD abgeschafft haben,

(Michael Kruse FDP: Aber er hat's gemel-
det!)

im Meldeverfahren dort auch niederschlagen. Also
Sie haben das Problem gesetzt und missen jetzt
fir die Losungen sorgen. Oder habe ich Sie da
falsch verstanden?

Dr. Andreas Dressel SPD (fortfahrend):* Der BOD
ist meines Wissens nicht mit Tonnen losgelaufen
und hat sauber gemacht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Joachim Lenders CDU: Was fir eine Er-
kenntnis, lieber Herr Dr. Dressel!)

Aber das ist der Unterschied. Mit Melden wird die
Stadt nicht sauberer und das war das Problem
beim BOD, dass diese Truppe eben in Wahrheit
viele Sachen nicht geregelt bekommen hat, die
Ziele nicht erfillt hat, und deswegen haben wir den
BOD abgeschafft.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Im Kern missen wir doch sagen — lassen wir jetzt
einmal kurz die Parteipolitik beiseite —, dass die
ganzen letzten Jahre und Jahrzehnte, und zwar
egal, wer regiert hat, das hat Senator Kerstan
eben auch gesagt, die Sauberkeit nicht mit dem er-
forderlichen Umfang bedacht worden ist. Das war
vor 2001 so, hat vielleicht ein bisschen zu dem
Machtverlust von 2001 bei uns beigetragen, dann
kamen Sie dran — Herr Lenders, da waren Sie
auch einmal zwischenzeitlich in der Biirgerschaft in
der Zeit, haben sich um Polizei gekimmert, um
Sauberkeit, glaube ich, auch nicht so viel,

(André Trepoll CDU: Nur zu Hause mal rich-
tig durchfegen!)

denn es ist nach 2001 auch nicht besser gewor-
den —, das heil3t, das ist doch eine politische
Erblast, die, egal wer regiert hat, wir alle mit uns
herumtragen. Und jetzt haben wir gesagt, jetzt
muss es einmal so gemacht werden, dass es Uber-
all, und zwar nicht nur auf dem Jungfernstieg, son-
dern auch in Billstedt und am Osdorfer Born so
sauber wird, dass die Lebensqualitat und das Si-
cherheitsgefiihl der Biirgerinnen und Burger in den
Stadtteilen steigt. Deswegen brauchen wir die Ver-
doppelung der Reinigungskrafte. Sie haben es
nicht hingekriegt, wir machen es jetzt, und das ge-
bihrenfrei.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das ist ja der Punkt, weswegen Sie so aufgeregt
sind die ganze Zeit, weil Sie jetzt auch ein Miillpro-
blem haben bei sich, weil Sie namlich vermutlich
schon Flyer gedruckt haben, Unterschriftenlisten
fur lhre Volkspetition.

(Michael Kruse FDP: Das machen wir nur di-
gital!)

Die missen jetzt genauso in die Tonne wie die Ge-
bihr. Deswegen sind Sie so aufgeregt und traurig,
aber ich finde, da kénnen Sie heute eigentlich
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grolRziigig sein — gute Sache, gemeinsam hinge-
kriegt —, anstatt sich so aufzuregen. Eigentlich zei-
gen Sie, Sie sind schlechte Verlierer.

(Heiterkeit bei der CDU und der FDP)
Das ist eigentlich das Ergebnis von heute.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Dressel. — Es hat sich zu Wort gemeldet
Herr Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Ich kann es eigentlich kurz
machen, das meiste ist bereits gesagt worden.
Herr Dressel, lhre Koalition hat hier wirklich verlo-
ren. Es gibt trotz dieses Konzepts, das im Prinzip
richtig aufgesetzt ist ...

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

— Oha. Moment, ich muss etwas Falsches gesagt
haben.

Es gibt keinen Paradigmenwechsel in dieser Koali-
tion, das heit zugunsten einer Umweltgerechtig-
keit, zugunsten der Nachhaltigkeitsziele. Es ist
besser als nichts, aber letztendlich andert das an
den Ursachen und an lhrer haushaltsgesteuerten
Umweltpolitik nichts. Wir werden ihm trotzdem zu-
stimmen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Jersch. — Gibt es weitere Wortmeldungen zu
diesem Thema? — Die sehe ich nicht.

Dann kommen wir zur Abstimmung, und zwar zu-
nachst zum gemeinsamen Antrag der Fraktionen
der SPD und der GRUNEN aus Drucksache 21/
11059. Diesen Antrag mochte die FDP-Fraktion zif-
fernweise abstimmen lassen.

Wer mdchte dann zunachst die Ziffer | aus Druck-
sache 21/11059 annehmen? — Gegenstimmen? —
Enthaltungen? — Damit ist diese Ziffer angenom-
men.

Wer mochte sich nun den Ziffern Il 1, 4, 5 und 6
anschlieBen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann sind auch diese Ziffern angenom-
men.

Wer mdchte zuletzt den Ziffern Il 2, 3 und 7 fol-
gen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
sind auch diese Ziffern angenommen.

Wir kommen nun zum gemeinsamen Bericht des
Haushaltsausschusses sowie des Ausschusses fir
Umwelt und Energie aus Drucksache 21/10901.

Wer méchte hier der Ausschussempfehlung folgen
und das Gesetz zur Anderung des Hamburgischen
Wegegesetzes, des Hamburgischen Abfallwirt-

schaftsgesetzes und des Stadtreinigungsgesetzes
aus Drucksache 21/9699 mit den soeben be-
schlossenen Anderungen beschlieRen? — Die Ge-
genprobe bitte. — Enthaltungen? — Dann ist dies
hiermit angenommen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Gibt es Widerspruch aus dem Hause? — Das ist
nicht zu erkennen.

Wer will dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieBen? — Die Gegenprobe bitte. — Die Enthal-
tungen? — Dann ist dieses Gesetz auch in zweiter
Lesung und somit endgliltig beschlossen worden.

Wir rufen den Tagesordnungspunkt 38 auf, das ist
die Drucksache 21/10914. Es handelt sich um
einen Antrag der Fraktion DIE LINKE: Den Worten
Taten folgen lassen — jetzt Schritte zu 13 Euro
Landesmindestlohn machen!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Den Worten Taten folgen lassen — Jetzt Schritte
zu 13 Euro Landesmindestlohn machen!

— Drs 21/10914 -]

Die Fraktionen der SPD und der GRUNEN méoch-
ten diese Drucksache an den Ausschuss flir Sozia-
les, Arbeit und Integration Gberweisen.

Wer mochte dazu das Wort erhalten? — Herr Celik
von der Fraktion DIE LINKE, Sie haben das Wort.

Deniz Celik DIE LINKE: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Es ist bekannt,
dass wir nicht immer ein harmonisches Verhaltnis
zum Blrgermeister Scholz haben, aber wo er recht
hat, hat er halt recht. Die Lohnuntergrenze muss
kinftig hoch genug sein, damit niemand, der Voll-
zeit arbeitet, im Alter auf 6ffentliche Hilfe angewie-
sen ist. Der derzeitige gesetzliche Mindestlohn von
8,84 Euro bedeutet fir viele betroffene Menschen
Altersarmut. Ausgehend von seiner eigenen Analy-
se gibt es nur eins: handeln, wo die SPD handeln
kann. Fangen Sie bitte mit dem Landesmindest-
lohn hier in Hamburg an.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundesregierung hat auf eine Anfrage der LIN-
KEN auch bestatigt, dass der Stundenlohn bei
45 Beitragsjahren nicht unter 12 Euro fallen darf,
um im Alter ohne staatliche Unterstitzung auszu-
kommen. Deshalb begriiRen wir, dass der Birger-
meister sich unserer Forderung anschlie3t und die
Anhebung des Mindestlohns auf 12 Euro fordert.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10914
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(Deniz Celik)

(Beifall bei der LINKEN)

Aber mit Olaf Scholz gesprochen, darf man nur
versprechen, was man halten kann, und man muss
das halten, was man verspricht.

(Dennis Thering CDU: Das ist ja nicht seine
Art!)

Deshalb muss man auch seinen Worten Taten fol-
gen lassen. Das ist fiir Sie, liebe Sozialdemokra-
ten, auch die Gelegenheit, aus lhrer Glaubwiirdig-
keitskrise herauszukommen. Wenn das aber nicht
ernst gemeint sein sollte und Sie die Wahlerinnen
und Wabhler in die Irre fiihren, dann ware das nichts
anderes als Populismus. Deshalb: BeschlieRen Sie
heute den Landesmindestlohn von 12 Euro, auch
zur Bekdmpfung der Altersarmut, denn gerade in
Hamburg, wo der Anteil der Grundsicherungsemp-
fanger bundesweit einen traurigen Rekordwert er-
zielt, ist das bitter nétig.

(Beifall bei der LINKEN)

Es darf auch nicht sein, dass rund 6 300 Beschaf-
tigte in stédtischen Unternehmen und Behdrden zu
Armutsléhnen von unter 12 Euro arbeiten. Viele
Beschéftigte in den stadtischen Unternehmen, zum
Beispiel bei den Elbkindern, im UKE oder der Ge-
packabfertigung am Flughafen, sind von Nied-
rigldhnen unter 12 Euro die Stunde betroffen und
sind arm trotz Arbeit. Das finden wir inakzeptabel.
Wir gehen sogar so weit, dass wir sagen, das ist
ausbeuterisch. Hier brauchen wir dringend Hand-
lungsbedarf, diesen Menschen und ihren Familien
mussen gute Einkommen und auch bessere Le-
bensperspektiven angeboten werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb sagen wir: Stellen Sie sich lhrer Verant-
wortung fir diese Stadt und auch flr diese Be-
schaftigten und beschlieflen Sie heute mit uns ge-
meinsam einen Landesmindestlohn von 12 Euro.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wird es jetzt billi-
ger?)

Stattdessen versuchen Sie sich aus der Verant-
wortung zu stehlen, indem Sie auf den bundesweit
gultigen gesetzlichen Mindestlohn verweisen. Dazu
mochte ich Folgendes sagen: Erstens, wir, DIE
LINKE, setzen uns seit Jahren im Bundestag dafur
ein, dass der Mindestlohn auf 12 Euro erhéht wird.
Von allen anderen Fraktionen wird unsere Forde-
rung, werden unsere Antrage abgelehnt. Da sich
aber jetzt auch die SPD entschieden hat, in die
Opposition zu gehen, wird es in nachster Zeit nicht
zu einer Anhebung des Mindestlohns kommen.
Wenn man die stadtischen Angestellten auf einen
Sankt-Nimmerleins-Tag vertrostet, dann finden wir
das zynisch und unverantwortlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweitens sind Landesmindestldhne auch ein gutes
Instrument, um regional unterschiedlichen Lebens-

haltungskosten gerecht zu werden. Ein Arbeiter,
der in einer Metropole wie Hamburg mit Uberteuer-
ten Mieten lebt, hat nicht die gleichen Lebenshal-
tungskosten wie ein Arbeiter in Mecklenburg-Vor-
pommern. Bei einem einheitlichen Mindestlohn
heil3t das fur den Arbeiter in Hamburg, dass er ei-
ne geringere Kaufkraft hat als der Arbeiter in Meck-
lenburg-Vorpommern. Deshalb sollten wir Landes-
mindestléhne auch dafiir nutzen, um héhere Stan-
dards zu setzen.

(Beifall bei der LINKEN — Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Herr Celik, ich mochte Sie nur kurz unterbrechen.
Das Grundrauschen, insbesondere so aus der
Richtung, ist zu hoch. Also von daher bitte ich um
ein bisschen mehr Ruhe. — Danke.

(Ralf Niedmers CDU: Liegt am Redner!)

Deniz Celik DIE LINKE (fortfahrend): Drittens zeigt
sich, dass andere Bundeslander wie zum Beispiel
Bremen, Schleswig-Holstein mit 9,99 Euro
— noch — und auch Brandenburg héhere Landes-
mindestidhne haben als den bundesweiten Min-
destlohn. Offensichtlich ist die Welt trotz Mindest-
lohn in diesen Bundeslandern nicht zusammenge-
brochen. Deshalb haben sie auch fiir uns hier in
Hamburg einen Vorbildcharakter, und den sollten
wir nachahmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Und viertens: Die Menschen haben nicht genug,
obwohl sie viel arbeiten, und mussen darum auch
noch vom Staat unterstitzt werden. Sei es, dass
sie als Aufstocker noch Gelder bekommen oder
spater, wenn sie in die Rente gehen, noch auf-
stocken mussen oder Grundsicherung bekommen.
Wenn diese Zahlungen wegfallen wirden, wirde
sich das am Ende auch fir die gesamte Gesell-
schaft rechnen.

Deshalb sagen wir, keine Ausflichte, es ist jetzt
Zeit zum Handeln. Eine Uberweisung an den Sozi-
alausschuss

(Glocke)

dient doch nur dazu, dass Sie sich vor der Ent-
scheidung driicken. Deshalb — letzter Satz —, liebe
GRUNE, liebe SPD, es ist Zeit, dass Sie lhrem
Blrgermeister den Riicken starken. Stimmen Sie
daher heute dem Mindestlohn von 12 Euro zu.
— Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Celik. — Als Nachster erhalt das Wort Herr
Schwieger von der SPD-Fraktion.
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Jens-Peter Schwieger SPD: Sehr geehrter Herr
Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Welche
Funktion haben Loéhne in einer sich verandernden
Welt? Welche Rolle spielt der Mindestlohn flr an-
sténdige Lohne? Diese Fragen hat der stellvertre-
tende Bundesvorsitzende der SPD, Olaf Scholz,
an seine Partei gestellt. Er hat den Vorschlag ge-
macht, sich fir eine Steigerung des Mindestlohns
auf 12 Euro einzusetzen. Wir stehen damit am An-
fang einer politischen Diskussion, wie wir in Zu-
kunft anstandige Lohne garantieren kdnnen, die
nicht nur fir den Moment ein Auskommen sichern,
sondern auch im Alter reichen.

(Beifall bei der SPD)

Ich darf daran erinnern, dass Hamburg 2013 unter
dem SPD-Senat eine Vorreiterrolle mit der Einfuh-
rung eines Landesmindestlohns tibernommen hat,
zu einem Zeitpunkt, als der gesetzliche bundeswei-
te allgemeine Mindestlohn unter der damals von
CDU und FDP gefiihrten Regierung in weiter Ferne
schien. Im Januar 2017 wurde dieser in H6he von
8,50 Euro je Stunde endlich eingefihrt. Die SPD
hat ihn gegen erheblichen Widerstand von CDU
und CSU in der Groflen Koalition durchgesetzt.
Dieser bundesweite Mindestlohn ist immer unser
Ziel gewesen. Wir haben das politisch durchge-
setzt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Eine Rickkehr zu einem Landesmindestlohnge-
setz und damit eine Doppelregelung macht aus un-
serer Sicht keinen Sinn. Das Mindestlohngesetz
des Bundes sieht aus gutem Grund vor, dass eine
Mindestlohnkommission diesen regelmalig an-
passt unter Berlicksichtigung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung. Wir haben die Anpassung des
Mindestlohns bewusst in die Hande einer Kommis-
sion und damit in die der Tarifparteien und der
Wissenschaft gegeben. Daran sollten wir auch
nicht ratteln. Trotzdem missen wir die Wege fir
unsere politischen Ziele immer wieder Gberprtfen,
mussen uns immer wieder fragen: Erreichen wir
mit den bestehenden Regelungen zum Mindest-
lohn unsere politisch gewollten Ziele, kann der
Mindestlohn in einer Gesellschaft, in der die L6hne
durch Globalisierung und technischen Wandel un-
ter Druck geraten, noch viel starker ein Korrekturin-
strument darstellen — wenn ja, in welcher Form, in
welcher Héhe? —, reguliert der allgemein gesetzli-
che Mindestlohn nur die Léhne in der aktiven Ar-
beitswelt oder ist er auch Bestandteil fur eine an-
standige Alterssicherung? Es muss Ziel guter und
gerechter Politik sein, den Menschen ordentliche
Léhne zu garantieren, damit niemand, der ein Be-
rufsleben lang in Vollzeit gearbeitet hat, im Alter
auf offentliche Hilfe angewiesen ist. Da spielt die
Hohe der Lohnuntergrenze eine nicht unerhebliche
Rolle.

Wie konnen wir verhindern, dass die Lohne weiter
unter Druck geraten und damit zunehmend Alters-

armut droht? Wir kénnen es zum Teil Uber eine
Starkung der Tarifbindung, Uber ordentliche Be-
schaftigungsverhaltnisse und uber Reformen in der
Rente erreichen. Wir stehen flir Wachstum und
technischen Fortschritt, wir setzen auf einen star-
ken Sozialstaat mit guter Arbeit und anstandigen
Léhnen, wir sind auch weiterhin flir eine politische
Diskussion Uber anstéandige und gute Arbeit. Dazu
gehdrt auch die Diskussion iber den Mindestlohn.
Wir nehmen unsere politische Verantwortung fir
gute Arbeit und anstandige Léhne wahr, wir wer-
den aber nicht Uber jedes Stéckchen springen, das
uns die Links-Fraktion hinhalt.

(Beifall bei der SPD — Zuruf von Heike Sud-
mann DIE LINKE)

Jeder Landesmindestlohn gilt nur fir den 6ffentli-
chen Bereich. Uns ging und geht es immer um den
bundesweiten Mindestlohn, den wir Schritt fir
Schritt anheben wollen, sodass dieser auch im Al-
ter armutsfest ist.

(Beifall bei der SPD — Cansu Ozdemir DIE
LINKE: Ziemlich schlechte Ausrede!)

Dafiir werden wir im Bundestag und im Bundesrat
streiten.

(Zuruf von Cansu Ozdemir DIE LINKE)

— Ich komme gleich zu lhnen. Warten Sie einmal
ab, es wird spannend.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Ich warte da-
raufl)

Naturlich werden wir uns dabei auch unserer Ver-
antwortung in Hamburg stellen und landespoliti-
sche Maoglichkeiten firr eine Verbesserung bei den
Lohnuntergrenzen, zum Beispiel bei stadtischen
Unternehmen und Beteiligungen, ausloten. Das
geht nicht Uber Nacht und muss das jeweilige Ta-
rifgeflige bertcksichtigen.

(Beifall bei der SPD)

Ein neues Landesmindestlohngesetz macht aber
keinen Sinn. Gleichwohl werden wir den Antrag
Uberweisen. Mich wundert schon, dass Sie jetzt die
Uberweisung verteufeln, sonst beschweren Sie
sich immer daruber, dass wir nicht Uberweisen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Sie hatten
auch Ja sagen kdnnen!)

Und noch ein Blick in Hinsicht auf DIE LINKE:
(Glocke)

Thiringen — wer ist Ministerprasident? Kein Lan-
desmindestlohngesetz. Wahrscheinlich sind sie der
Uberzeugung, Mindestlohn reicht.

(Glocke)
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Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Herr Schwieger, jetzt muss ich Sie leider abwir-
gen.

Jens-Peter Schwieger SPD (fortfahrend): Danke.
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Schwieger. — Als Nachste erhalt das Wort
Frau Grunwaldt von der CDU-Fraktion.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Ja,
was flur eine populistische Forderung, die uns DIE
LINKE hier prasentiert. Aber zur Wahrheit gehort
natirlich auch dazu, dass lhnen Olaf Scholz hier
eine entsprechende Steilvorlage geliefert hat.
Wenn Sie, lieber Herr Schwieger, hier zu Recht be-
tonen, dass man nicht tber jedes Stockchen sprin-
gen soll, das einem DIE LINKE hinhalt, dann hoffe
ich, dass Sie auch nicht Uber jedes Stockchen
springen, das lhnen Olaf Scholz hinhalt.

(Beifall bei der CDU)

Fakt ist, dass derartige Forderungen eines bundes-
einheitlichen Mindestlohns von 12 Euro fir einen
ehemaligen Bundesarbeitsminister mehr als aben-
teuerlich sind.

(Kazim Abaci SPD: Was? — Gabi Dobusch
SPD: Da passt aber mehr als ein Blatt Pa-
pier zwischen uns!)

Ein solcher Gehaltssprung gefahrdet die momen-
tan bestehenden Beschaftigungserfolge, geht im
schlimmsten Falle zulasten der Allerschwachsten
am Arbeitsmarkt. Herr Scholz missachtet die Un-
abhangigkeit der Mindestlohnkommission und die
dortige Rolle der Sozialpartner, die sich bei Anpas-
sungen allein an der Tariflohnentwicklung orientie-
ren. Noch einmal zur Erinnerung: In der Mindest-
lohnkommission sitzen Vertreter von Arbeitgebern,
aber auch von Gewerkschaftsseite, also alles Per-
sonen, denen man durchaus Expertenwissen zu-
rechnen kann. Gerade von der SPD héatten wir da-
her an dieser Stelle eine deutlichere Kante erwar-
tet, ein klareres Bekenntnis auch zur Kommission,
denn schlie3lich hat eine SPD-Bundesministerin
das Mindestlohngesetz ausgearbeitet und dies
wurde von der SPD sowohl im Bundestag als auch
im Bundesrat beschlossen.

Nun gut. Der vorliegende Antrag soll jetzt an den
Ausschuss Uberwiesen werden. Das war sowohl
den GRUNEN als auch der SPD gestern eine
Pressemitteilung wert. Wahrscheinlich deshalb, um
sich hier ein wenig herauszureden. Ich hoffe natur-
lich nicht, dass es so ist, aber ich teile die Befirch-
tung bei der LINKEN, Sie trauen sich nicht, den
Antrag hier abzulehnen, Uberweisen ihn deshalb

an den Ausschuss. Ich hoffe aber dort auf eine
wirklich fachlich fundierte Diskussion

(Dirk Kienscherf SPD: Nee! Wenn Sie sich
vorbereiten!)

und auf kein plattes Das-regeln-wir-auf-Bundes-
ebene. Gucken wir einmal nach den Mehrheitsver-
haltnissen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Grunwaldt. — Als Nachste erhalt das Wort
Frau Moller von der GRUNEN Fraktion.

Antje Méller GRUNE: Herr Préasident, meine Da-
men und Herren! Frau Grundwaldt, manchmal
muss man die Dinge doch noch einmal zuspitzen.

(Franziska Grunwaldt CDU: Stimmt!)

Von daher ist das eine richtig, wenn Olaf Scholz
sagt, jetzt sollen es einmal 12 Euro sein und da ar-
beiten wir dran, und wenn DIE LINKE sich das
dann vornimmt und es in ihrem eigenen Stil noch
toppt, dann finde ich das bei diesem Thema ei-
gentlich sehr wichtig, um immer einmal wieder
auch uns selbst wachzurutteln bei der Frage, die
Sie aber ja schon vor vielen Jahren — also nicht Sie
als Person, aber die CDU vor allem —, als die erste
Diskussion um die Einfuhrung des Mindestlohns
aufkam, eigentlich flr sich, glaube ich, abschlie-
Rend beendet haben. Da haben Sie Szenarien ent-
wickelt, die hier also ein Desaster bei den Ar-
beitsplatzen und bei den Unternehmen beschrie-
ben haben. Das alles hat sich in heie Luft aufge-
I6st. Dass der Mindestlohn Arbeitsplatze vernich-
ten und die Arbeitslosigkeit sich breitmachen wur-
de, ist schlicht und einfach Unsinn gewesen. Die
Einfilhrung des Mindestlohns ist eine der definitiv
guten politischen Entscheidungen in den letzten
Jahren gewesen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das bestarkt uns naturlich darin, diesen Weg auch
weiterzugehen. Herr Schwieger hat das ausfuhrlich
und sorgsam dargestellt, weil man es eben auch
sorgfaltig und sorgsam besprechen muss. Ich fin-
de, der Ausschuss ist der richtige Ort dafiir und ich
finde auch, dass es richtig ist, den Blick auf den
Bund weiter gerichtet zu halten. Wir werden uns
durch diesen ganzen Wahlkampfmodus, der da im
Moment immer so durch die politische Szene
durchwabert, wahrscheinlich hindurchwiihlen mis-
sen. Deshalb ist es gut, in Hamburg im Ausschuss
noch einmal sach- und fachgerecht zu dem Thema
zu denken, auch zu streiten und uns die Hambur-
ger Situation anzugucken, um dann hoffentlich
einen adaquaten Lésungsweg hin zu einem hdhe-
ren Mindestlohn und zu weniger Alltagsarmut ent-
wickeln zu kénnen. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)
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Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Moller. — Als Nachste erhalt Frau Nicolaysen
von der FDP-Fraktion das Wort.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Dass wir
Freien Demokraten den Mindestlohn ablehnen,
dirfte an dieser Stelle niemanden tberraschen.

(Beifall bei der FDP — Gerhard Lein SPD: In
der Tat!)

Wir haben schon vieles zu diesem Thema debat-
tiert und unsere Position oft genug begriindet. Wie
oft missen wir noch darauf hinweisen, dass ein
Mindestlonn Menschen aus dem Arbeitsmarkt
drangt

(Heike Sudmann DIE LINKE: Was fur ein Ar-
gument!)

oder ihnen den Eintritt erschwert? Vielleicht neh-
men Sie es endlich zur Kenntnis, dass Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber am besten wissen, was in ei-
ner Branche oder einer Region eine angemessene
Vergutung ist.

(Beifall bei der FDP — Vizepréasident Dr. Kurt
Duwe Ubernimmt den Vorsitz.)

Die mit dem Mindestlohn verbundene Biirokratie
schafft nur zusatzliche Probleme. Ein Arbeitgeber
Uberlegt sich sehr genau, ob er unter diesen Um-
standen zusatzlichen Menschen Arbeit und Lohn-
erwerb gibt. Statt sich um die wahren Herausforde-
rungen in der Arbeitsmarktpolitik zu kimmern, bau-
en Sie weitere Hiirden auf und unterminieren auch
die Tarifautonomie. Wir wissen, dass dies so nicht
funktioniert und lehnen daher samtliche Ziffern und
den Antrag in Ganze ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Frau
Nicolaysen. — Als Nachster hat Herr Professor Kru-
se von der AfD-Fraktion das Wort.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe es
heute Nachmittag schon einmal erwdhnt und jeder
weild es: Burgermeister Scholz ist kurzlich mit der
populistischen Forderung eines Mindestlohns von
12 Euro an die Offentlichkeit gegangen. Das konn-
te sich natlrlich die populistische Partei DIE LINKE
nicht bieten lassen. Populistische Forderungen
kénnen die LINKEN allemal besser als die SPD.
DIE LINKE fordert nun also 13 Euro ab uUbernachs-
tem Jahr. Ich bin gespannt, ob nachste Woche
Herr Trepoll um die Ecke kommt mit der Forderung
nach 14 Euro; ich hoffe nicht.

(Wolfhard Ploog CDU: 15 Euro!)

— Nein, wir nattrlich nicht, schlie8lich sind wir kei-
ne populistische Partei.

(Lachen bei der SPD)

Seien Sie so nett und héren mir noch einen Au-
genblick zu, ich bin gleich fertig. Als Okonom bin
ich grundsatzlich gegen jegliche staatliche Min-
destpreisregulierung, und zwar vor allem wegen
der unerwilinschten und ineffizienten Mengeneffek-
te.

(Zuruf von Martin Dolzer DIE LINKE)

Bei einem moderaten Mindestlohn sehe ich das et-
was anders, und zwar aus zwei Grinden. Erstens
gibt es bei Léhnen unterhalb eines moderaten Min-
destlohns, und das ist ein solcher, der im Wesentli-
chen darauf abzielt, Ausbeutung und Armut zu ver-
hindern, keine gravierenden Mengeneffekte, son-
dern nur die Ausbeutung der unqualifizierten Ar-
beitskrafte. Der Grund ist im Wesentlichen die
staatliche Existenzsicherung der Sozialpolitik und
das ist auch gut so.

Der zweite Grund ist der fiskalische Effekt von ge-
nau dem, was ich eben gesagt habe. Was Unter-
nehmer sparen bei sehr niedrigen ausbeuterischen
Preisen, zahlen der Steuerzahler und die Sozial-
kassen. Das kann nicht richtig sein.

Mindestlohnbewertung ist eigentlich keine grund-
satzliche Frage, sondern nur eine Frage der Hohe
des Mindestlohns. Oberhalb eines moderaten, Ar-
mut verhindernden Mindestlohns gibt es negative
Mengeneffekte in groRem Umfang, mit anderen
Worten: Arbeitslosigkeit. Und das ist auch der
Grund, weshalb Okonomen eigentlich alle gegen
Mindestlohn sind. Wobei ich hinzufiigen méchte,
es hangt tatsachlich von der Hohe ab. Deshalb
wirde ich, wenn die Leute festgestellt haben,
8,50 Euro waren noch kein Problem, jetzt sagen,
okay, aber héhere Mindestléhne sind es eben sehr
wohl. Ein Mindestlohn von 12 oder 13 Euro ist be-
stimmt oberhalb eines verninftigen und moderaten
Mindestlohns. Und véllig klar ist, dass ein Mindest-
lohn, der bundesweit gilt, in jedem Fall nur falsch
sein kann, weil die Arbeitsmarktbedingungen in al-
len Regionen sehr unterschiedlich sind. Wenn
Uberhaupt Mindestlohn, dann misste man ihn dif-
ferenzieren, genauso wie das bei gewerkschaftli-
chen Lohnverhandlungen auch der Fall ist. Véllig
klar, dass wir die Forderung der LINKEN ablehnen
und natdrlich wirden wir auch die 12 Euro ableh-
nen, die unser Blrgermeister gefordert hat. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepréasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Dr. Kruse. — Es hat sich noch von der Fraktion DIE
LINKE Frau Dr. Ensslen zu Wort gemeldet. Sie ha-
ben das Wort.

Dr. Carola Ensslen DIE LINKE: Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Es ist ja
schon einmal gut, dass wir uns hier im Raum
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(Dr. Carola Ensslen)

mehrheitlich dariber einig sind, dass es einen Min-
destlohn geben soll. Die Berufung auf die Tarifau-
tonomie aus Teilen dieses Raums scheinen mir
doch nur Scheingefechte zu sein. Das sind diejeni-
gen, die sich sonst nicht so besonders intensiv auf
die Tarifautonomie berufen.

(Detlef Ehlebracht AfD: Woher wissen Sie
das denn?)

Aber DIE LINKE will mehr,

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Alexander Wolf
AfD: Das haben wir gemerkt!)

und zwar wollen wir mehr fiir genau diejenigen, die
am allerwenigsten haben. Der Kollege Celik hat es
schon gesagt, es geht hier um die Armutsfestigkeit
des Mindestlohns, das hei’t um die Frage, wie viel
bleibt denn im Alter, wenn wir 12 Euro Mindestlohn
haben. Und selbst der reicht eben nicht fir die Ar-
mutsfestigkeit. Daflr braucht es einen Mindest-
lohn, dafir missen wir uns dahin bewegen, einen
Mindestlohn von 13 Euro zu haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Schwieger hat es bereits angesprochen. Na-
turlich gibt es auch noch mehr Faktoren fir die Al-
tersfestigkeit und gegen Altersarmut, insbesondere
die Rentenversicherungsfrage. Wir haben aktuell
einen Rentenwert, der zu niedrig ist, und wir haben
ein absinkendes Rentenniveau bis 2030 auf
43 Prozent. Wir werden uns erinnern, dass es der
Erste BlUrgermeister war, der daran nicht so ganz
unbeteiligt war. Ich kann es mir nicht verkneifen,
das Stichwort Agenda 2010 zu nennen. Aber Herr
Schwieger will ja nicht Uber alle Stockchen sprin-
gen, hat er eben noch einmal wiederholt. Diesen
Spruch empfinde ich eher als einen Offenbarungs-
eid, ndmlich dann, wenn man inhaltlich nichts mehr
entgegenzusetzen hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Kein Wunder, denn eigentlich misste Rot-Grin
dem Antrag zustimmen. Fir mich geht es aber
nicht um Stéckchen, sondern um Menschen, die
Tag fur Tag mit wenig Geld auskommen missen,
was ihnen bleibt. Das heifdt, die tagliche Sorge,
kann ich meine Wohnung bezahlen, was kann ich
mir zu essen kaufen. Alles, was extra dazukommt,
birgt die Gefahr, in die Schuldenfalle zu geraten:
Rechnungen, Mahnungen, Gerichtsvollzieher, Re-
signation.

Rot-Griin weist darauf hin, dass die Tarifverhand-
lungen notwendig sind, um auch in stadtischen Be-
trieben zu héheren Léhnen zu kommen. Herr
Schwieger sagt, das Tarifgeflige sei zu bertcksich-
tigen. Deswegen meint er, das Mindestlohngesetz
mache keinen Sinn. Ich frage mich, ob Herr
Schwieger eigentlich einmal das aufgehobene
Landesmindestlohngesetz gelesen hat. Da ist doch
nicht die Rede davon, dass der Mindestlohn mit
dem Gesetz Uber Nacht in Kraft tritt. Vielmehr wird

da im Einzelnen aufgefiihrt, wie die Wege zum
Mindestlohn sind. Da stand auch zum Beispiel, fir
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Freien
und Hansestadt Hamburg wird der in Paragraf 5
bestimmte Mindestlohn durch das tarifliche Arbeits-
entgelt im offentlichen Dienst gesichert. Das heif3t
also, die Stadt hatte den Auftrag, sich einzusetzen
fir den Mindestlohn. Ich sage nur — und da bemd-
he ich das griechische Sprichwort hic Rhodus, hic
salta —, fangen wir hier in Hamburg an, fangen wir
an, die Lebensbedingungen zu verbessern. Fan-
gen wir mit einem Mindestlohn von 12 Euro an.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Frau
Dr. Ensslen. — Es hat sich noch Herr Schwieger
von der SPD-Fraktion gemeldet.

Jens-Peter Schwieger SPD: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Eine aufge-
regte Debatte, bei der es um die Uberweisung an
den Fachausschuss gehen soll, ist ja eher selten.
Ich kann kein Griechisch, aber ich kann Latein und
das horte sich fir mich verdammt nach Latein an,

(Beifall bei Stephan Gamm CDU und bei Dr.
Alexander Wolf AfD)

aber das macht nichts. DIE LINKE und der Min-
destlohn ist ja eine Geschichte, die uns hier Gber
Jahre verbindet. Ich darf einmal daran erinnern,
2013 bei der Einflhrung des Landesmindestlohn-
gesetzes hat sich DIE LINKE enthalten. 2015 bei
der Abschaffung des Landesmindestlohngesetzes
hat DIE LINKE sich auch enthalten.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)
— Nicht so aufgeregt, ich weil, es tut weh.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sie sind aufge-
regt!)

Dann schauen wir einmal auf Lander, wo DIE LIN-
KE mitregiert. Brandenburg: Zugegebenermalien
gibt es dort ein Landesmindestlohngesetz, 9 Euro,
das sind genau 16 Cent mehr als das Bundesmin-
destlohngesetz. Wenn Sie sagen, die Lebenshal-
tungskosten muissen berlcksichtigt werden, dann
kann ich einmal auf Berlin verweisen, auch dort re-
giert DIE LINKE mit, seit August Landesmindest-
lohngesetz, 9 Euro, 16 Cent mehr als das Bundes-
mindestlohngesetz. Zum Schluss meiner Rede hat-
te ich schon darauf hingewiesen, Thiringen, Herr
Ramelow, Ministerprasident der LINKEN, kein Min-
destlohngesetz, weil man dort auch auf das Bun-
desmindestlohngesetz vertraut. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Franziska Grun-
waldt CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Schwieger. — Gibt es weitere Wortmeldungen? —
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Die sehe ich nicht. Dann kommen wir zur Abstim-
mung.

Wer den Antrag der LINKEN aus Drucksache
21/10914 an den Ausschuss fiir Soziales, Arbeit
und Integration Uberweisen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit hat das Uberweisungsbegehren die
Zustimmung erhalten.

Vielen Dank.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 37, Druck-
sache 21/10913, Antrag der FDP-Fraktion: Realen
Bedarf in der Kindertagesbetreuung ermitteln.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Realen Bedarf in der Kindertagesbetreuung er-
mitteln

— Drs 21/10913 -]

Wer dieses Abstimmungsergebnis nicht beraten
mochte, der kann auch gern nach draufen gehen
oder es still machen. Es gibt ja auch die Mdéglich-
keit, mit Handen und FuRen zu reden. — Vielen
Dank.

Es geht um den Antrag der FDP-Fraktion. Diese
Drucksache mochte die CDU-Fraktion an den Fa-
milien-, Kinder- und Jugendausschuss Uberweisen.

Wird hierzu das Wort gewiinscht? — Herr Oetzel
von der FDP-Fraktion, Sie haben das Wort.

Daniel Oetzel FDP: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Wir haben in diesem
Hause in den letzten Jahren oft Gber die Qualitat in
der Kindertagesbetreuung debattiert und ange-
sichts der Kita-Initiative werden wir das in den
nachsten Wochen und Monaten sicher auch weiter
intensiv tun. Heute wollen wir aber den Fokus set-
zen und ein anderes Thema beleuchten, welches
fur die Eltern in Hamburg auch eine hohe Relevanz
hat. Fakt ist nadmlich, dass wir nicht nur das be-
kannte Qualitatsproblem in den Kindertagesstatten
haben, sondern dass wir aufgrund verschiedener
Effekte, zu denen ich gleich komme, nicht in der
Lage sind, den realen Bedarf in der Kindertages-
betreuung abzubilden.

Ich habe im Sommer dieses Jahres eine Kleine
Anfrage an den Senat gerichtet bezlglich einer
akuten Kita-Platz-Not, zu der uns von Eltern be-
richtet wurde, dass es in bestimmten Bereichen
elendig lange Wartelisten in den Kitas geben soll,
zu denen wir nachfragen wollten. Ich habe in der
Folge dann aus den betroffenen Kitas erfahren,
dass dort mehrere Leitungen mehrere Stunden zu-
sammengesessen, die Wartelisten ausgewertet
haben und uns daflir gelobt haben, endlich nimmt
sich einmal jemand dieses Themas an und endlich
kénnen wir einmal nach aulen hin Uber unsere

Wartelisten berichten, dass das wirklich ein reales
Problem ist. Ich war dann auf3erordentlich erstaunt,
als ich die Senatsantwort bekommen habe. Da war
von den stundenlangen Erhebungen, die es da of-
fensichtlich gegeben hat, nichts mehr zu sehen.
Wir haben nur die Antwort bekommen, dass es sol-
che Wartelisten in Hamburg nicht gibt.

Die Existenz von Wartelisten passt scheinbar nicht
in die heile Senatswelt, in der jeder, der einen Kita-
Platz in Hamburg will, auch automatisch einen be-
kommt. Aber jeder von uns hier, glaube ich, der im
Kontakt mit Kitas ist, der auch selbst Kinder hat,
die in die Kitas gehen, der weil}, dass es diese Lis-
ten gibt. Da hilft es auch nicht, und das ist der
neueste Trend, der uns von einigen Eltern berich-
tet worden ist, dass jetzt diese Wartelisten umbe-
nannt werden in Interessenlisten, damit es eben
keine Wartelisten gibt. Das kann man machen,
aber es andert nichts an dem zugrunde liegenden
Problem.

(Beifall bei der FDP)

Es ist fur die betroffenen Eltern argerlich, aber ein
groRReres Problem sind diese Listen flir die Darstel-
lung des realen Bedarfs an Kita-Platzen in Ham-
burg. Denn diejenigen Eltern, die auf so einer In-
teressen- oder Warteliste oder was auch immer ir-
gendwo weit hinten stehen, die machen sich oft
gar nicht erst die Mihe, sich auf den komplizierten
Weg zu machen, einen Kita-Gutschein zu beantra-
gen, und dementsprechend werden sie dann auch
vom Senat nicht in den Blick genommen. Denn es
heil3t, jeder, der einen Gutschein beantragt, be-
kommt auch einen Platz. Darunter fallen dann die,
die aufgrund der komplexen Antragslage erst gar
keinen Gutschein beantragen. Man muss seine
Geburtsurkunde teilweise vorlegen, Meldebestati-
gungen, Einkommensnachweise, Glaubhaftma-
chungen, Arbeitsvertrage, Bescheinigung des Ar-
beitgebers, teilweise noch viele weitere Antrage
und eine Vielzahl an mdglichen Dingen, die noch
dazugelegt werden mussen. Das ist ein immenser
Aufwand. Da macht man sich nur auf die Reise,
diese Dinge auch zu tun, wenn man zumindest die
vage Hoffnung hat, in seiner Wunsch-Kita mogli-
cherweise auch einen Platz zu bekommen.

Dieser blinde Fleck des Senats in Sachen Warte-
listen verschleiert den realen Bedarf in der Kinder-
tagesbetreuung und wir wollen hier mit unserem
Antrag einen Vorschlag machen, wie wir dem zu-
kinftig abhelfen kénnen. Wir wollen, dass es ob-
jektive Kriterien gibt, wie diese Wartelisten, von mir
aus auch Interessenlisten, gefiihrt werden, damit
wir einfach wissen, wie grof3 dieser zusatzliche
Dunkelbedarf ist.

(Beifall bei der FDP)

Und wenn wir am Ende des Tages zu der Erkennt-
nis kommen, dass der zusatzliche Bedarf sehr ge-
ring ist, dann kénnen wir uns alle gemeinsam auf
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die Schulter klopfen und sagen, ist doch gut, dann
ist hier offenbar die Unterversorgung nicht so
schlimm, wie wir gedacht haben, aber es sollte im
Interesse von uns allen sein, diesen blinden Fleck
aus dem Weg zu rdumen und zu schauen, dass
wir wirklich wissen, wie gro3 der Bedarf in der Kin-
dertagesbetreuung in Hamburg ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Oetzel. — Das Wort hat jetzt Herr Lohmann von der
SPD-Fraktion.

Uwe Lohmann SPD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Der FDP-
Antrag geht von der Annahme aus, dass es in
Hamburg einen erheblichen Mangel an Kita-Plat-
zen gibt und dass Trager haufig die Erfillung zu-
satzlicher Bedingungen flr eine Platzzusage von
den Eltern einfordern. Ich wiirde einmal sagen, wir
gehen jetzt einmal einen Schritt zurtick, willkom-
men in der Realitat, und schauen uns einmal an,
wie es denn wirklich in Hamburg aussieht.

Vor allen Dingen wurden in den letzten Jahren
sehr viele neue Betreuungsplatze geschaffen. Zur-
zeit werden rund 83 000 Kinder in Krippe, Kitas
und in der Kindertagespflege betreut. Das sind fast
hundert Prozent der Drei- bis Sechsjahrigen. Jetzt
muss ich einmal so ein bisschen schauen mit der
Realitat. Wenn fast hundert Prozent der Drei- bis
Sechsjahrigen in eine Kita in Hamburg gehen, wie
soll es denn da zu flachendeckenden Wartelisten
in den Kitas kommen? Denn die Kinder, die es in
Hamburg gibt und die in die Kita wollen, sind alle
versorgt. Es ist mir also ein Ratsel, wie man darauf
kommen kann.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben natirlich eine deutlich hohe Quote,
auch der westlichen Bundeslander, da liegt es weit
darunter, 45 Prozent der unter dreijahrigen Kinder
gehen in eine Hamburger Kita. Hamburg war das
erste Bundesland, das den Rechtsanspruch auf
einen Kita-Platz eingefuhrt hat, und Hamburg er-
fullt auch diesen Rechtsanspruch. Das wird auch
dadurch belegt, dass nur relativ wenige Eltern von
der Moglichkeit Gebrauch machen, den Nachweis
eines Betreuungsplatzes beim Bezirksamt zu be-
anspruchen. Ja, es gibt natirlich vereinzelt Eng-
passe, zum Beispiel in Harburg, das wissen wir,
deswegen bauen wir dort kraftig aus. Aber wir ha-
ben auf der anderen Seite in Eimsbittel die ersten
Kitas, wo Schilder vor den Kitas stehen, wir suchen
Kinder, wir nehmen noch Kinder auf, also eine
1:1-Situation. Wenn man Wartelisten fiihrt, dann
baut man natlrlich Birokratie auf und der Antrag
der FDP zielt darauf ab, Burokratie abzubauen.
Das muss mir einmal jemand erklaren, wie das zu-
sammenpasst.

(Beifall bei Anna Gallina GRUNE)

Einerseits Burokratieabbau fordern und anderer-
seits an der anderen Stelle ihn wieder aufbauen.

(Beifall bei der SPD)

Zu den einzelnen Punkten: Sie fordern den Senat
auf, das bilrokratische Antragsverfahren von Gut-
scheinen durch digitale Verfahren zu vereinfachen.
Die Digitalisierung des Antragsverfahrens fir Kita-
Gutscheine ist bereits ein Vorhaben der Freien und
Hansestadt Hamburg. In einem ersten Schritt ist
vorgesehen, die Beantragung der beitragsfreien
Fanf-Stunden-Gutscheine online zu ermdglichen.
Der perspektivisch nachste Schritt ist, die Digitali-
sierung der Beantragung fur alle Betreuungsleis-
tungen vorzusehen. Hier hat sich der Antrag durch
Handeln des Senats erledigt.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Die von lhnen geforderte Selbsteinschatzung der
Elterngehalter hat vielfach in der Vergangenheit,
und das haben wir so um die Jahrtausendwende
namlich im Bereich der Kita-Halbtagsplatze ge-
habt, zu deutlichen und wohl bewussten Fehlein-
schatzungen der Elterngehalter und in der Regel
nach unten gefiihrt, die sind nie hoher einge-
schatzt worden. Ich glaube, diesen Versuch wird
ernsthaft keiner, aulRer der FDP, noch einmal wa-
gen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Sie wollen die Einfiihrung einer unabhangigen Om-
budsstelle, an die sich die Eltern wenden kénnen,
wenn denen direkt oder indirekt zu verstehen ge-
geben wird, dass sie aus Sicht der Kita flr einen
Kita-Platz zusatzliche Bedingungen erflllen sollen,
um dann so mit einer Zusage rechnen zu kénnen.
Ich finde, liebe FDP, das ist sehr starker Tobak,
den Sie hier auffahren. In den Kitas wird eine sehr,
sehr gute Arbeit geleistet und ich glaube, dass es
die Kitas in Hamburg Uberhaupt nicht nétig haben,
SO zu agieren.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Und es liegen auch keinerlei quantitative Daten
vor, die zeigen, dass es sich hier um ein verbreite-
tes Verhalten von Tragern handelt. Nach den Be-
stimmungen des Landesrahmenvertrages ist es
nicht zulassig, dass Trager als Voraussetzung fir
eine Platzvergabe von den Eltern den Kauf zusatz-
licher von ihnen gewinschter Leistungen oder an-
dere Gegenleistungen fordern. Darauf wird bereits
auf dem Kita-Gutschein hingewiesen beziehungs-
weise auf dem Bewilligungsbescheid. Eltern, die
sich Uber entsprechende Vertragsverstolle einzel-
ner Kitas beschweren wollen, kdnnen das jetzt
schon tun, namlich bei der Kita-Tragerberatung der
BASFI. Eine Ombudsstelle ist somit Gberflissig.

Ich glaube, aus diesem Antrag hatte man eine
groRe Menge Forderungen mit einer Kleinen Anfra-
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ge vorab klaren konnen. Der Antrag ist aufgrund
der bestehenden Realitaten, da sind wir wieder in
der realen Welt, Gberfliissig und deshalb kann man
diesen Antrag nur ablehnen. — Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Lohmann. — Das Wort hat Herr HeilRner von der
CDU-Fraktion.

Philipp HeiBner CDU: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Herr Lohmann,
das hatten Sie doch jetzt gar nicht nétig gehabt,
auf diesen Antrag mit dem rhetorischen Stroh-
mann-Argument so sehr einzupriigeln. Die Halfte
der Sachen stand gar nicht so drin, die Sie hier be-
hauptet haben. Es geht im Grunde doch darum,
dass wir sagen, wie kdnnen wir dieses Kita-Verfah-
ren, das Verfahren, zum Kita-Platz zu kommen, ein
bisschen entblrokratisieren. Es ist doch unbestrit-
ten so, dass daflr eine Vielzahl von Dokumenten
notwendig ist, wie man das im Detail machen
kann. Ich glaube, es gehort schon ein sehr, wenn
nicht Gbermafig positives Menschenbild dazu, zu
glauben, dass Eltern ihr Einkommen und ihren Ar-
beitsaufwand einfach freiwillig angeben, so wie sie
es irgendwie selbst einschatzen, dass das wirklich
immer das ist, was auch der Realitat entspricht. Ob
das wirklich zielfiihrend ist, weild ich nicht, aber das
steht ja auch nur als Sollvorschrift in dem Antrag
drin. Insgesamt geht es darum, dieses Verfahren
unburokratischer zu gestalten und auch einmal
Wartelisten zu fiuhren und sich da ein Stick weit
ehrlich zu machen. Wer kann denn dagegen wirk-
lich etwas haben, zumindest diese Punkte einmal
im Ausschuss zu beraten? Das ist ja das, was ich
gerade bei der Debatte, die wir vorhin hatten,
meinte, dass zumindest einmal diese Diskussion
im Ausschuss gefiihrt wird. Ich bin auch zufrieden,
wenn Sie den Ublichen Weg wahlen und in einem
halben Jahr als Senatsantrag das Thema in den
Ausschuss bringen oder als Antrag der Regie-
rungskoalition, das ware auch sachdienlich. Wir
kdénnen jedenfalls hier trotz der Bedenken im Detail
zustimmen, weil es eben Sollvorschriften sind. Wir
wurden uns freuen, wenn Uberwiesen wird. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Heif}ner. — Das Wort hat Frau Gallina von der
GRUNEN Fraktion.

Anna Gallina GRUNE:* Herr HeiRner, vielleicht
sind Sie ja mit meiner Ausfiihrung, die sich inhalt-
lich zwar weitestgehend mit der von Herrn Loh-
mann deckt, ein bisschen mehr zufrieden in Bezug
auf den Antrag. Also die gute Nachricht ist, dass
das Thema, das Sie aufgegriffen haben, das auch

ein wichtiges Thema ist, Entblrokratisierung und
Digitalisierung von Antragsverfahren, zumindest im
Bereich der Digitalisierung schon angeschoben ist.
Also insofern kann man hinter diese Forderung im
Antrag ja einen Haken machen.

Mit Blick auf den Vorschlag, das Antragsverfahren
so zu gestalten, dass man wieder zu einer Selbst-
einschatzung des Familieneinkommens kommt,
hat Herr Lohmann ja sinnvoll ausgefuhrt. Wir ha-
ben da entsprechende Erfahrungswerte gemacht.
Bei der damaligen Umstellung hat man festgestellt,
dass das dann doch zu deutlich héheren Mehrein-
nahmen gefiihrt hat. Insofern wiirde uns da wahr-
scheinlich tatsachlich richtig viel Geld kiinftig feh-
len und wir sind ja einig in dem Grundziel, auch
wenn das immer wieder unterschiedlich ausbuch-
stabiert wird, dass wir qualitativ im Kita-Bereich ei-
niges machen wollen. Ich glaube, das Geld brau-
chen wir einfach da an der Stelle.

Das ist ja auch etwas, was den Eltern immer sehr
wichtig ist. Wenn sie beispielsweise in so einem
Einkommensbereich sind, und das kann man ja
anhand von Tabellen auch nachlesen, dass sie da-
mit rechnen, sowieso den Hochstsatz zahlen zu
mussen, kénnen sie auf alle moéglichen Formen
von Dokumenteinreichung auch heute schon ver-
zichten und kénnen sagen, ich zahle freiwillig den
Hochstsatz, ich mache das seit Jahren, dann ist
das Ubrigens ein sehr schlankes und sehr ange-
nehmes Verfahren.

Was die Frage angeht, wie man mit verschiedenen
Situationen, die wir ja immer wieder haben, entwe-
der temporar oder mit regionalem Bezug, die tat-
sachlich nicht auskdmmlich sind, was Kita- oder
Krippen-Platze angeht, umgehen sollen, zu ant-
worten, das jetzt Uber die Warteliste regeln zu wol-
len, ist, glaube ich, wenig sinnvoll. Wir haben sehr
breite Bereiche in der Stadt, die wirklich extrem gut
abgedeckt sind und wo es offene Kita-Platze gibt.
Sie haben selbst in lhrer Antragsbegriindung ge-
schrieben, dass die Elbkinder beispielsweise diese
Listen nicht fihren. Viele Kitas flhren sie auch im
Ubrigen nicht mehr — ich war ja auch oft genug als
dreifache Mutter auf Kita-Suche —, weil sie die Er-
fahrungen gemacht haben, dass es keinen Sinn
macht, dass die Eltern auf 10 oder 15 verschiede-
nen Wartelisten stehen, und das Uberhaupt nicht
aussagekraftig ist. Also viele fiihren diese Listen
nicht mehr. Das heil}t, sie missen jetzt nach lhrer
Idee wieder anfangen mit dieser neuen Blurokratie.
Insofern, finde ich, widerspricht das auch dem ei-
gentlichen Anliegen lhres Antrags.

Wir haben tatsachlich eine gute Betreuungsquote
insgesamt in Hamburg und an den Stellen, an de-
nen wir sie noch nicht haben, ist das, glaube ich,
teilweise ein stadtentwicklungspolitisches Thema.
Da kommt man mit anderen Lésungen weiter, teil-
weise braucht es auch gezielte Kommunikation
und auch die Ansprache von Tragern, sich in be-
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stimmten Bereichen starker zu engagieren. Ich
glaube, das ist der richtige Weg, deswegen werden
wir heute Ihren Antrag ablehnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Frau
Gallina. — Als Nachster hat Herr Yildiz das Wort
von der Fraktion DIE LINKE.

Mehmet Yildiz DIE LINKE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Als ich den Antrag der FDP
gelesen habe, der mit seiner Uberschrift eigentlich
gut klingt, reale Bedarfe in der Kindertagesbetreu-
ung ermitteln, habe ich gesagt, endlich kommt ein-
mal ein Antrag, bei dem wir tatsachlich Uber die
realen Bedarfe in den Kitas diskutieren, auch viel-
leicht im Zusammenhang mit der Volksinitiative,
die auch Forderungen stellt. Aber als ich den An-
trag gelesen habe, hat es mich gewundert, dass
die FDP selbst einen Antrag stellt, mit dem sie seit
2013 unter anderen mit dafiir verantwortlich ist,
dass im Bereich der Kitas diese Bedingungen
durch den Gutschein geschaffen worden sind,
auch diese Bulrokratie. Von daher hat es mich ein
wenig gewundert.

Bezogen auf das Fuhren von Wartelisten in den Ki-
tas, ist das auch unmdglich. In dem Moment, wenn
man weil}, dass man ein Kind bekommt, ist es so,
dass sich die Eltern um einen Kita-Platz bewerben,
nicht nur in einer Kita, sondern bei mehreren Kitas.
Manchmal geht es auch um 10, 15 oder 20 Kitas.
Da hatte ich schon erwartet, dass man vielleicht
den Gedanken hat, dass man statt Wartelisten die
freien Kita-Platze ankindigt. Das macht die Verei-
nigung auf ihrer Webseite. Wenn man auf diese
Seite geht, sieht man, dass das auch moglich ist.
Diesen Grundgedanken, dass man die Entwicklung
im Bereich der frihkindlichen Bildung durch den
Gutschein dem Markt Gberlasst, haben Sie mit un-
terstutzt und auch mit gefordert und jetzt kritisieren
Sie Ihre eigenen Entscheidungen. Jetzt stellen Sie
Forderungen, die gegen lhre eigenen Gedanken
der Marktbestimmung gerichtet sind. In Bezug auf
den Antrag unter dem Motto "Entburokratisierung
im Bereich der Kitas" gibt es zwei Bundeslander,
die das Kita-Gutscheinsystem eingefiihrt haben,
namlich Hamburg und Berlin. Obwohl wir dieses
System nicht beflirworten, ist Berlin dafiir ein gutes
Beispiel; man hat dort zweimal die Moglichkeit fur
einen Antrag. Zuerst den Erstantrag und den zwei-
ten, wenn die Kinder von den Krippen in die Ele-
mentargruppen wechseln, das ist dann der zweite
Antrag.

Wenn Hamburg mdchte, kann man entblrokratisie-
ren, das Beispiel von Berlin ibernehmen und auch
hier in Hamburg umsetzen. Dann braucht man
nicht standig, wenn die Arbeitsbedingungen der EI-
tern sich andern, diese angeben, standig neue An-
trage stellen. Das geht sehr leicht. Daher finde ich,

der Antrag selbst geht in die falsche Richtung, was
auch Herr Lohmann in Teilen gesagt hat, das ist
durch den Senat auch umgesetzt worden mit der
Digitalisierung. Der Bereich der frihkindlichen Bil-
dung wird noch mehr burokratisiert, auch mit der
Frage ...

(Zuruf)

— Okay, funf ... Das ist das Problem, beide Reden
und ... Ich habe noch ein paar Sekunden. Wir leh-
nen euren Antrag ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Yildiz. — Das Wort hat jetzt Herr Dr. Kérner von der
AfD-Fraktion.

Dr. Joachim Korner AfD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Eine gut
funktionierende Organisation und auch ein einfa-
cher Zugang zur Kindertagesbetreuung sind win-
schenswert ebenso wie eine flirsorgliche Betreu-
ung selbst. Deshalb ist es richtig, wenn wir uns mit
diesem Thema befassen. Wir pladieren deshalb fir
eine Uberweisung des Antrags an den Ausschuss,
und zwar auch aus folgenden Uberlegungen: Die
Realisierung des Antrags wird noch keine Daten
Uber die Lange der Wartelisten und keine Informa-
tionen zum nicht gedeckten Bedarf liefern. Weiter-
hin ist zu prifen und zu diskutieren, wie die Ziele
mit geringstem blrokratischem Aufwand erreichbar
sind. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Dr. Kérner, so schnell kann man gar nicht sein. —
Der Senat hat darum gebeten, auch einen Beitrag
zu leisten. Frau Senatorin Leonhard hat das Wort.
Abgeordnete haben normalerweise finf Minuten
Redezeit.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard:* Ja, danke, das
schaffe ich.

Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Ich wirde gern auf eine SchllUsselfrage,
die sich im vorliegenden Antrag, aber eben auch in
der Debatte durch die Beantwortung und die Be-
wertung aller Punkte gezogen hat, noch einmal
eingehen und vielleicht etwas zur Erganzung des
Beitrags von Herrn Yildiz, der damit angefangen
hat, das zu thematisieren, an dieser Stelle beitra-
gen.

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat sich ent-
schieden, kein kommunales Kita-System zu haben,
sondern Uber das Kita-Gutscheinsystem eine fla-
chendeckende, bedarfsgerechte, an den Anspri-
chen der Eltern orientierte Versorgung sicherzu-
stellen. Dies geht besonders gut, seit hier gesetz-
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geberisch verschiedene Rechtsanspriiche veran-
kert worden sind. Die haben erheblich zum quanti-
tativen Ausbau beigetragen. Das ist einer der we-
sentlichen Griinde, warum wir in der Hansestadt
anders als in anderen Kommunen kein zentrales
Wartelistenverfahren nach standardisierten Rege-
lungen haben, weil es ndmlich sehr wohl auch ei-
ner einzelnen Kita Uberlassen sein muss, zum Bei-
spiel Eltern, die ein Geschwisterkind bekommen,
den Vorzug zu geben vor Eltern, die moglicherwei-
se ein Kind neu anmelden oder Platz flr ein jlinge-
res Kind haben kénnen, im Elementarbereich aber
gerade keinen, und vieles mehr. Das kann verein-
zelt in Stadtteilen — dieses Argument ist jetzt auch
schon gefallen — an der einen Stelle dazu fihren,
dass besonders beliebte Kitas mit einem Konzept
gegebenenfalls auch starker angefragt sind, und
das fihrt an anderen Stellen auch einmal dazu,
dass freie Platze da sind. Das merken wir immer
dann als Stadt, wenn wir namlich das Instrument,
das selbst von diesem Hause ins KibeG geschrie-
ben worden ist, namlich das Bedarfsnachweisver-
fahren, also dass wir Eltern, die keinen Platz fin-
den, eine Kita nachweisen missen, und zwar in ih-
rem Bezirk und nicht irgendwo in der Stadt, wir bin-
den uns da sehr eng, immer einen Platz haben
nachweisen kdnnen. Das ist ein guter Beleg dafiir,
dass es im Grunde sehr gut funktioniert.

Es gibt Stellen, an denen wir nachsteuern missen.
Das tun wir auch. Dazu wird es ja auch im nachs-
ten Familienausschuss noch eine Beratung ge-
ben, wo es gezielt um die Fragen geht, wie versor-
gen wir zum Beispiel gefliichtete Kinder.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist das Thema Buro-
kratieabbau. Ein wesentlicher Beitrag, nicht nur zu
mehr Gerechtigkeit in der Stadt, sondern vor allen
Dingen zum Birokratieabbau im Kita-Gutschein-
system war die Gebihrenfreistellung fir den
5-Stunden-Gutschein. Da muss man namlich gar
nichts mehr angeben. Man hat einen Anspruch auf
funf Stunden, man kriegt formal einen Gutschein
ausgestellt, ohne Nachweis von Einkommen und
vielem mehr. Das ist ein grofser Erfolg. Deswegen
ist unser System, auch wenn man fir mehr Bedarf
Nachweise bringen muss, total diskriminierungsfrei
fur alle Burger dieser Stadt. Da muss auch die Se-
natorin Uber Meldebestatigung nachweisen, dass
sie wirklich in Hamburg wohnt und vieles mehr.
Das finden wir im Grunde auch richtig.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich glaube, wir sind gut beraten, auch fir die Ge-
rechtigkeit untereinander, weil das namlich ab finf
Stunden immer noch auch Gebuhren kostet fur El-
tern, und zwar sozial gestaffelt nach Einkommen,
uns das auch entsprechend nachweisen zu lassen,
auch wenn das am Anfang immer ein bisschen
Aufwand bedeutet. Aber der Gutschein gilt dann
auch relativ lange, namlich bis zu zwdlf Monate.
Wir haben da namlich andere Erfahrungen in die-

ser Stadt gesammelt mit der freiwilligen Selbstein-
schatzung.

Wir haben an anderen Tagen Ubrigens in diesem
Hause auch schon daruber diskutiert, ob es okay
ist, Millionaren und Leuten mit hohen Einkommen
funf Stunden geblhrenfrei zu geben. Wenn die
Diskussion so ist, und die war vor allen Dingen auf
dieser Seite des Hauses so, dann muss man auch
sehr viel Wert darauf legen, sich nachweisen zu
lassen, wer Anspruch auf welche Gebihrenfreiheit
jenseits der funf Stunden hat — am Ende ist es eine
steuerliche Bezuschussung der Betreuungskosten.
Das ist das Wesen unseres Kita-Gutscheinsystems
und das ist das, worum uns viele Kommunen be-
neiden. Daran, finde ich, sollten wir festhalten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Frau
Senatorin, auch dafir, dass Sie die Redezeit nicht
ausgeschopft haben. Das fand ich gut.

Gibt es weitere Wortmeldungen zu diesem Antrag?
— Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur Ab-
stimmung. Zunachst zum Uberweisungsbegehren.

Wer mdchte die Drucksache 21/10913 an den Fa-
milien-, Kinder- und Jugendausschuss Uberwei-
sen? — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Das ist
mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen dann Gber den Antrag der FDP-Frakti-
on aus Drucksache 21/10913 in der Sache ab.

Wer den Antrag annehmen mdchte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist auch abgelehnt.

Die Abgeordneten missen nicht sitzen bleiben,
wenn sie abstimmen. Man muss nur ab und zu ein-
mal um die Ecke gucken kdnnen.

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 34,
Drucksache 21/10910, Antrag der AfD-Fraktion:
Arztliche Atteste zur Verhinderung einer Abschie-
bung bedirfen einer amtsarztlichen Bestatigung.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Arztliche Atteste zur Verhinderung einer Ab-
schiebung bediirfen einer amtsérztlichen Be-
statigung

— Drs 21/10910 -]

Die AfD-Fraktion mochte diese Drucksache an den
Innenausschuss Uberweisen.

Wird das Wort gewilinscht? — Herr Nockemann von
der AfD-Fraktion, Sie haben es.

Dirk Nockemann AfD: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die Abschiebung ausreisepflichtiger
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Auslander ist in den letzten Jahren haufiger zur
Chefsache erklart worden. Auch die Frau Bundes-
kanzlerin Merkel sagte, hier misse sich endlich
einmal etwas tun. Wenn etwas zur Chefsache er-
klart wird, dann bedeutet das, dass es in der Ver-
gangenheit nicht funktioniert hat und dass es si-
cherlich auch in der Zukunft nicht funktionieren
wird,

(André Trepoll CDU: Und deswegen wollen
Sie jetzt AfD-Chef werden!)

obwohl die Funktionsfahigkeit zentral ist. Nach wie
vor haben wir in Deutschland viel zu viele ausrei-
sepflichtige Auslander. Die Abschiebungen schei-
tern erstens, weil es in den Bundeslandern an dem
politischen Willen dazu fehlt, zweitens, weil Aus-
lander ab und zu Widerstand leisten, drittens, weil
es an den erforderlichen Passpapieren fehlt, und
viertens beispielsweise, weil sich Herkunftslander
weigern, ihre Inlander zurlickzunehmen. Daneben
gibt es dann aber auch einen weiteren Grund,
warum Abschiebungen nicht durchgefihrt werden;
das sind Krankheitsfalle. Gemafy Paragraf 60 Ab-
satz 2 ¢ Aufenthaltsgesetz ist in Fallen von Krank-
heit eine qualifizierte arztliche Bescheinigung, die
die Erkrankung glaubhaft macht, beizubringen. Im
letzten Jahr war Bundesinnenminister de Maiziére
in die Kritik geraten, weil er davon gesprochen hat,
es gebe eine Vielzahl von arztlichen Attesten, die
nicht richtig seien und falschlicherweise eine Rei-
seunfahigkeit bestatigten. Der Innenminister konn-
te das allerdings auch nicht durch belastbare Zah-
len bestatigen.

Zumindest nach Recherchen der "Welt am Sonn-
tag" sind arztliche Gefalligkeitsgutachten jedoch
weit verbreitet. Der bayrische Innenminister Herr-
mann sagte gegenuber der Zeitung "Welt am
Sonntag", dass zum Teil auffallend unqualifizierte
medizinische Aspekte angefiihrt werden, um die
Abschiebung zu verhindern. Auch der Landrat im
Kreis Giutersloh, Sven-Georg Adenauer, halt bis zu
20 Prozent der Atteste, mit denen abgelehnte Asyl-
bewerber ihre Reiseunfahigkeit belegen wollen, fir
falsch. Im Zusammenhang mit unzutreffenden At-
testen laufen auch bereits staatsanwaltschaftliche
Ermittlungsverfahren gegen Arzte.

Es ist daher notwendig, die Mdglichkeit von Gefal-
ligkeitsattesten auszuschalten und zu erreichen,
dass diejenigen Asylbewerber, die tatsachlich
ernsthaft erkrankt sind, nicht abgeschoben wer-
den, diejenigen allerdings, die an einer Krankheit
leiden, die gefahrlich ist, auch in Deutschland blei-
ben kdnnen.

Um in dieser Absicht die Objektivitat der qualifizier-
ten arztlichen Bescheinigung sicherzustellen, soll
zukinftig die Notwendigkeit der amtsarztlichen Be-
statigung vorgeschrieben sein. Ein solches Verfah-
ren ist zudem dazu geeignet, Arzten gegebenen-
falls aus ihrer weltanschaulichen und ethischen
Zwickmuhle herauszuhelfen, die sich dadurch er-

geben kann, dass sie ja wissen, dass ihre Patien-
ten, also die Abschiblinge, in ihrer Heimat keine
qualifizierte arztliche Behandlung erfahren kénnen.
Es ist daher zu gewahrleisten, dass Paragraf 60 a
Absatz 2 ¢ Aufenthaltsgesetz eine Ausnahmerege-
lung bleibt, so wie es im Gesetz vorgesehen ist,
und nicht zur Regel wird. Eine solche Regelung
halt auch der international anerkannte Auslander-
rechtler Kay Hailbronner fiir unbedingt geboten.

Auch im Zusammenhang mit Paragraf 60 a Ab-
satz 2 d des Aufenthaltsgesetzes wird deutlich,
dass amtsarztliche Atteste sinnvoll sind. Eigentlich
sollen die ja in der Regel unverziglich bei Krank-
heitseintritt beigebracht werden. Es soll eben auch
kein Attest auf Vorrat erteilt werden. Die Regel ist
allerdings, dass derartige Atteste kurz vor der Ab-
schiebung erteilt und beigebracht werden. Das soll
in Zukunft verhindert werden durch diese Neurege-
lung.

Wenn es dann tatsachlich am Tage oder in der
Stunde der Abschiebung zu entsprechenden
krankheitsmafRigen Ausfallen kommt, dann soll dort
auch ein Amtsarzt bereitstehen. Deswegen appel-
lieren wir an den Senat und bitten die Blurgerschaft
zu unterstitzen, dass sich Hamburg im Bundesrat
fir eine derartige Erganzung des Aufenthaltsge-
setzes ausspricht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Nockemann. — Das Wort hat Herr Wysocki von der
SPD-Fraktion.

Ekkehard Wysocki SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Erlauben Sie mir eine Vorbe-
merkung, auf die Herr Nockemann eben auch zu
sprechen gekommen ist, namlich woraus sich ei-
gentlich die Notwendigkeit dieses Antrags ableitet.
Ich glaube, das muss man sich auch noch einmal
auf der Zunge zergehen lassen. Also "Die Welt"
hat irgendwann einmal gesagt, arztliche Gefallig-
keitsgutachten sind weit verbreitet — ohne Quellen.
Der bayrische Innenminister hat gesagt, es gebe
zum Teil auffallend oft medizinische Gutachten, die
unqualifiziert sind, und ein Landrat des Kreises Gu-
tersloh mit einem berlihmten Namen, namlich Ade-
nauer, halt 20 Prozent dieser Gutachten fir nicht
belastbar. Daraus leitet die AfD dann ab, es sei
notwendig, die Méglichkeit von Gefalligkeitsgutach-
ten und Gefalligkeitsattesten auszuschalten. Das
ist in der Tat eher nach dem Verfahren, ich glaube
meinen eigenen Vorurteilen.

(Dirk Nockemann AfD: lhre Auslanderbehor-
de weil} das auch!)

Wenn Sachlichkeit da stoért, dann missen wir sie
halt einmal akzeptieren, solange sie einer Antrags-
lyrik im Wege steht. Ich glaube, das ist hier fur eine
ernsthafte Debatte wirklich nicht geeignet.
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(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vielleicht einmal zu den Fakten. Arztliche Gutach-
ten, die fur ausreisepflichtige Personen eingeholt
werden miussen, laufen seit 1999 hier (ber den
arztlichen Dienst beim Einwohnerzentralamt. Ham-
burg hatte damals seit 18 Jahren eine fachlich gut
aufgestellte Praxis bei medizinischen Fragen im
Ruckfuhrungsverfahren. Zu den Aufgaben dieses
arztlichen Dienstes gehdrt es darliber hinaus bei-
spielsweise, Ricksprache mit niedergelassenen
Arzten und Krankenhdusern zur Konkretisierung
von vorgelegten Attesten zu halten und vorgelegte
Atteste im Hinblick auf eine Reisefahigkeit zu be-
werten.

(Dirk Nockemann AfD: Sporadisch!)

Darlber hinaus steht das Einwohnerzentralamt mit
einem Netzwerk facharztlich versierter Vertrags-
arzte in Verbindung. Somit hat das Einwohner-
zentralamt eine professionelle Unterstitzung in
medizinischen Fragen. Vor der Einrichtung dieses
Dienstes waren Amtsarzte mit diesen Fragen be-
fasst. Das hat sich in vielen Fallen als kontrapro-
duktiv erwiesen, denn die Amtsarzte waren haufig
zeitlich und fachlich uberfordert.

(Dirk Nockemann AfD: Wenig!)

Das im Antrag vorgeschlagene Verfahren wirde
daher zu erheblichen Verfahrensverzdgerungen
fuhren, ohne dass damit irgendetwas gewonnen
ware. Ganz im Gegenteil, man wirde eine Praxis,
die sich in fast 20 Jahren als sinnvoll erwiesen hat,
abschaffen. Dazu sagen wir klar Nein.

Gestatten Sie mir noch eine weitere Bemerkung.
Hier ist eine Anderung auch auf bundesgesetzli-
cher Ebene angestrebt. Parteien, die neuerdings
auch im Bundestag vertreten sind, sollten dort
sinnvollerweise ihre Fraktion mit solchen Anliegen
befassen.

(Dirk Nockemann AfD: Das machen wir
auch!)

Wir lehnen den Antrag ab, auch eine Uberweisung,
denn er ist hier, wie ich schon dargestellt habe,
nicht zielfihrend. Es ware sinnvoll, Herr Nocke-
mann, wenn Sie die Antworten auf lhre Anfragen
auch selbst lesen wirden. Dort steht auch, was im
Falle von kurzfristig eingereichten arztlichen Gut-
achten erfolgt. Ob dort tatsachlich eine Abschie-
bung damit verhindert wird, haben Sie nicht belegt.
Es ist in der Antwort nicht belegt, eine solche Sta-
tistik gibt es nicht. Es gibt aber ein Verfahren, wo-
nach solche Antrage nicht berticksichtigt werden.
Erst wenn es tatsachlich kurz vor der MalRnahme
zu solch einer geaullerten gesundheitlichen Beein-
trachtigung kommt, kommt es zu einer Untersu-
chung. Diese Untersuchung berlcksichtigt nicht
das vorgelegte Attest, sondern den Zustand der
Ruckzufiihrenden am Flughafen, der wird dann
namlich untersucht. Wenn dann tatsachlich eine

Flugreiseunfahigkeit festgestellt wird, dann wird
auch nicht zuriickgefiihrt. So einfach ist das. Damit
haben die von lhnen kritisierten Gutachten gar
nichts zu tun. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Wysocki. — Jetzt hat das Wort Herr Gladiator von
der CDU-Fraktion.

Dennis Gladiator CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Zu unserem Asylrecht gehort es
in der Tat auch, Nein zu sagen. Wer kein Bleibe-
und kein Aufenthaltsrecht bekommt, der muss
schnellstmoéglich unser Land wieder verlassen.
Das ist nicht nur geltendes Recht, sondern das ist
auch unsere Uberzeugung als CDU, fiir die wir auf
allen Ebenen eintreten.

In der Tat erleben wir in der Praxis immer wieder,
dass es zu Abschiebehindernissen kommt, vor al-
lem immer dann, wenn die ausreisepflichtigen Aus-
lander ihren Verpflichtungen nicht nachkommen
und wenn sie alles tun, um ihre Abschiebungen zu
verhindern. Deshalb hat die CDU auf Bundesebe-
ne gesetzgeberisch reagiert und MalRnahmen auf
den Weg gebracht, um diese Abschiebehindernis-
se wirksam zu beseitigen. Das muss dann in den
Landern umgesetzt werden. Das, worauf sich die
AfD bezieht, die arztlichen Atteste, wurde im Asyl-
paket Il im Marz letzten Jahres konkret aufgegrif-
fen.

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

— Hoéren Sie einmal zu, Herr Nockemann, Sie kon-
nen tatsachlich etwas lernen.

Da wurde geregelt, dass die Aussetzung der Ab-
schiebung aus gesundheitlichen Griinden nur noch
bei lebensbedrohlichen oder schwerwiegenden Er-
krankungen erfolgen kann, die in dem Zielstaat
nicht behandelt werden kénnen. Da geht es auch
nicht um das gleiche Gesundheitsniveau wie in
Deutschland, sondern es muss in dem Land be-
handelt werden kdnnen. Nur wenn das nicht der
Fall ist und damit Leib und Leben bedroht sind,
kann eine Abschiebung noch verhindert werden.

Es wird auBerdem seitdem gesetzlich vermutet,
dass der Abschiebung keine gesundheitlichen
Griinde entgegenstehen, das heil’t, der Auslander
muss seitdem mit einem qualifizierten Attest nach-
weisen,

(Dirk Nockemann AfD: Kann der Arzt aus-
stellen!)

dass die Abschiebung nicht durchgefiihrt werden
kann. Da reicht nicht irgendein Attest, dass man
Schnupfen hat, sondern das Attest muss qualifi-
Ziert sehr detailliert nachweisen, warum die Reise-
fahigkeit nicht gegeben ist und warum die medizini-
sche Behandlung hier erforderlich ist. Und dieses
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Attest muss unverziiglich vorgelegt werden; das
hat mein Vorredner auch schon gesagt.

(Dirk Nockemann AfD: Das habe ich auch
gesagt!)

Das heifl}t, es reicht nicht, am letzten Tag vor der
Abschiebung ein Attest aus dem Hut zu zaubern
fur eine lang bestehende Erkrankung, denn ein At-
test, das nicht unverziglich vorgelegt wird, darf
laut Gesetz gar nicht mehr berlicksichtigt werden.

Herr Nockemann, die Behérde hat schon jetzt die
Moglichkeit, eigene medizinische Untersuchungen
anzuordnen. Kommt der ausreisepflichtige Auslan-
der dieser Verpflichtung nicht nach und Iasst sich
nicht untersuchen, dann wird auch seine vorgetra-
gene Erkrankung nicht akzeptiert. Insofern reden
Sie hier ein Stuck weit an der Realitat vorbei. Da
hat der Bund auf Initiative der CDU bereits gehan-
delt.

Trotzdem will ich lhnen in einem Punkt recht ge-
ben. Man kann auf die Ildee kommen, dariber
nachzudenken, ob es nicht Sinn macht, dass dann
Amtsarzte diese Atteste ausstellen. Darum haben
die Innenminister der Union ja gesagt, das wollen
wir prufen. Das hat man geprift mit dem Ergebnis,
auch das wurde heute schon gesagt, dass die Ver-
fahren sich teilweise erheblich verzdgern und ver-
langern wirden. Es wiirde also nicht dazu fiihren,
die Verfahren der Abschiebung effizienter zu ge-
stalten, sondern sie wirden langer dauern. Das
wollen wir als CDU ausdrticklich nicht.

(Beifall bei der CDU)

So wundert es mich, dass die AfD dann heute hier
einen Antrag vorlegt, der im Ergebnis dazu flihren
wurde, dass die Verfahren langer dauern, dass Ab-
schiebungen sich hinauszdégern wirden. Dass das
AfD-Position ist, wundert mich. Es Idsst sich viel-
leicht damit erklaren, dass Sie eine Schlagzeile
aufgegriffen haben, sich dann aber mit den aktuel-
len Untersuchungen dazu, mit den Fakten nicht
wirklich beschaftigt haben. Ansonsten kénnten Sie
nicht zu diesem Antrag kommen.

Wir wollen, dass das Aufenthaltsrecht konsequent
Anwendung findet, dass diejenigen, die kein Blei-
berecht bekommen, unser Land schnellstmdglich
verlassen. Dafir haben wir auf Bundesebene die
Voraussetzungen geschaffen, das muss jetzt in al-
len Landern umgesetzt werden. Solche Antrage,
wie Sie sie hier vorlegen, die das Ganze konterka-
rieren, denen werden wir nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Gladiator. — Das Wort hat nun Frau Mdller von der
GRUNEN Fraktion.

(André Trepoll CDU: Es ist doch schon alles
gesagt, Frau Mdller!)

Antje Méller GRUNE: Nein, Herr Trepoll, es ist
noch nicht alles gesagt, auch noch nicht fast alles,
weil man naturlich noch viele weitere Aspekte bei
diesem Thema vielleicht erwahnen sollte.

Herr Prasident, meine Damen und Herren! Auch
wenn Herr Nockemann in der bekannten Art und
Weise hier den Einstieg macht, zwischen Behaup-
tungen und Unterstellungen ein bisschen popu-
listisch verpackt, und dann den Ton etwas veran-
dert, sich in die beamtenrechtliche Sprache aus
der Zeit entwickelt, als es noch Untertanen in die-
sem Staat gab,

(Beifall bei Phyliss Demirel GRUNE — Zuruf
von Dirk Nockemann AfD)

und Formulierungen vorschlagt und Begriffe ver-
wendet, bei denen es einem schlicht gruselt.

Ich mdchte schlicht und einfach die Frage stellen:
Warum werden eigentlich gesundheitliche und me-
dizinische Atteste fir Gefliichtete erstellt? Weil die-
se Personen namlich krank sind, und zwar schwer
erkrankt in vielen Fallen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Das ist die Ausgangslage, lber die wir hier reden.
Aufgrund der Tatsache, dass das Auslanderrecht
zum Gliick an der Stelle mindestens die Uberprii-
fungsnotwendigkeit vorsieht und sich dann auch
moglicherweise daraus Abschiebungshindernisse
ergeben, stellen Sie hier Arztinnen und Arzte unter
Generalverdacht, die unter hohem Aufwand, nadm-
lich oft durch die Ubersetzungsnotwendigkeit und
das schwere Entwickeln eines gemeinsamen Ver-
stéandnisses flr die Krankheit, zu einem Attest
kommen, weil es den Menschen schlecht geht. Al-
les andere, was Sie behauptet haben, was Sie be-
schrieben haben, ist kaum belegt, um nicht zu sa-
gen, gar nicht belegt. Was aber belegt ist, ist, dass
die Bundesarztekammer genauso wie Landeséarz-
tekammern sich sehr wohl einerseits in ihrer Stan-
desordnung, in ihrem Selbstverstandnis als Arztin-
nen und Arzte Uberhaupt nicht in die Richtung be-
wegen, dass sie Gefalligkeitsgutachten oder Ahnli-
ches erstellen,

(Dirk Nockemann AfD: Sie wissen doch, wel-
che Arzte es sind, Frau Miller!)

sondern hier einem Eid verpflichtet sind und eige-
nen Qualitatsstandards, die sehr hoch sind. Damit
verbunden sind Uberprifungsmaéglichkeiten. Bei je-
dem Gutachten, das Sie nicht glauben, kénnen Sie
sich an die jeweilige Landesarztekammer wenden
und um Uberpriifung bitten. Das ist aus unserer
Sicht der richtige Weg, um im Einzelfall noch ein-
mal um eine Uberpriifung eines Gutachtens zu bit-
ten. Was aber Uberhaupt nicht geht, ist, wenn es
schon nicht mehr reicht, dass Sie Gefliichtete hier
unter alle moglichen Generalverdachte stellen und
die Gruppe der Helferinnen und Helfer in medizini-
scher Not hier unter den nachsten Generalver-
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dacht stellen. So etwas ist schlicht und einfach un-
anstandig.

(Beifall bei den GUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Sehr geehrte Frau
Moller, vielen Dank. — Das Wort hat Frau Schnei-
der von der Fraktion DIE LINKE.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Herr Prasident! Ich gehe kurz in die
Geschichte und méchte einmal an eine Resolution
der Hamburger Arztekammer von 2003 erinnern
mit dem Titel "Dieses Land hat nicht das Recht,
Menschen in den sicheren Tod abzuschieben". Der
seinerzeitige Innensenator Schill pflegte namlich
ein generelles Misstrauen gegen Arzte, denen er
pauschal Gefalligkeitsgutachten unterstellte. Immer
wieder wurden Atteste ignoriert und Menschen
trotz schwerer und schwerster Erkrankungen abge-
schoben. Arzte waren willkiirlichen Anzeigen aus-
gesetzt, verurteilt wurde allerdings, soweit wir das
recherchiert haben, nie jemand. Damals allerdings
galt, Herr Wysocki hat es gesagt, eine Dienstan-
weisung, wonach die Auslanderbehoérde, wenn sie
Zweifel an Attesten hatte, Amtsarzte Ubergehen
konnte und stattdessen die Zusammenarbeit mit
Facharzten suchen und pflegen konnte, die ent-
sprechend der Zielvorgabe der Innenbehdrde die
sogenannte Reisefahigkeit der Betroffenen attes-
tierten.

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

Was den Geist lhres Antrags angeht, haben Sie
tief in die schillsche Mottenkiste gegriffen: dassel-
be Misstrauen gegen Migrantinnen und Migranten,
dasselbe Misstrauen gegen Arzte, das Sie hier
schiren. Allerdings haben Sie nicht bemerkt, Herr
Nockemann, dass die Realitat Sie Uberrollt hat. Sie
haben tatsachlich keine Ahnung, wovon Sie reden.

(Beifall bei der LINKEN)

Es entscheiden am Ende sowieso nicht die Gut-
achten der behandelnden Arzte Giber Abschiebung
oder Nichtabschiebung Schwerkranker und Trau-
matisierter. Daruber entscheidet im Zweifelsfall die
Auslanderbehérde beziehungsweise ihr Arztlicher
Dienst, der entsprechende Untersuchungsauftrage
an Facharzte vergibt. Ich weil gar nicht, wie viele
Gutachten in den letzten Jahren dem Eingaben-
ausschuss vorgelegen haben, die die Reisefahig-
keit Schwerkranker ausfuhrlich begriindet vernei-
nen, und wie oft der Arztliche Dienst dagegen nach
kurzer, meistens durchschnittlich 30-minGtiger Un-
tersuchung das Urteil flugreisetauglich fallte, oft mit
dem Zusatz: in Begleitung eines Arztes.

Far 2013 und 2014, vor den letzten Regelungsan-
derungen, liegen uns Zahlen vor. In diesen beiden
Jahren haben zwei als Honorarkrafte fur die Aus-
landerbehoérde tatige Facharzte 580 Untersuchun-
gen durchgefihrt und in lediglich 62 Fallen eine

Reisefahigkeit verneint. Wohlgemerkt, da geht es
nur um die Reisefahigkeit, nicht um den Gesund-
heitszustand des Betroffenen, nicht um die Frage,
ob bei Abschiebung im Zielstaat eine Verschlech-
terung der Gesundheit oder eine Verkirzung der
Lebenserwartung droht, nur in inzwischen eher sel-
tenen Fallen, etwa bei bevorstehendem Tod oder
wenn nachgewiesen werden kann, dass Betroffene
keinen Zugang zu notwendigen Behandlungen im
Zielstaat haben, oder wenn die Abschiebung selbst
das Leben gefahrdet, gilt Krankheit als Abschiebe-
hindernis. Das ist das Problem und nicht die von
der AfD vermuteten Gefalligkeitsgutachten unab-
hangiger Arzte. Zusammengefasst, unter jedem
Gesichtspunkt, der mir einfallt, hatten Sie sich |h-
ren Antrag sparen kénnen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Mareike En-
gels GRUNE)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Frau
Schneider. — Jetzt hat das Wort Frau Nicolaysen
von der FDP-Fraktion.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Der Antrag
der AfD ist populistisch. Auf der Basis einer pau-
schalen Unterstellung gegeniiber der Arzteschaft
werden hier unausgegorene Forderungen erho-
ben.

(Beifall bei der FDP)

Wir sind gegen pauschale Verurteilungen. Glauben
Sie im Ernst, dass massenhaft Arzte ihre wirt-
schaftliche Existenz durch Gefalligkeitsatteste aufs
Spiel setzen? Wenn Sie dies ernsthaft glauben,
zeugt das einmal mehr von lhrem Realitatsverlust.

(Beifall bei der FDP)

Fakt ist doch, dass die Hiirden fir eine Aussetzung
einer Abschiebung aus medizinischen Grinden be-
reits jetzt recht hoch sind. Paragraf 60 d Absatz 2 ¢
des Aufenthaltsgesetzes fihrt eindeutig aus, dass
an eine qualifizierte Bescheinigung hohe Anspri-
che gestellt werden. Wollen Sie wirklich behaup-
ten, dass diese Anspriiche massenhaft nicht erfillt
werden?

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

Sollte es Zweifel Uber die Reisefahigkeit eines Ab-
zuschiebenden geben, werden bereits jetzt die
Amtsarzte bemiiht. Paragraf 60 d Absatz 2 d des
Aufenthaltsgesetzes besagt weiterhin, dass die
Behorde berechtigt ist, eine vorgetragene Erkran-
kung nicht zu bertcksichtigen, wenn der Anord-
nung einer arztlichen Untersuchung nicht Folge ge-
leistet wird. Wenn wir auRerdem in Betracht zie-
hen, dass bereits jetzt Bescheinigungen von Allge-
meinmedizinern nicht ausreichen und dass Psy-
chologen nicht bescheinigen dirfen,
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(Dirk Nockemann AfD: Dann missen die
Amtsarzte ran!)

mussen wir sagen, faktisch ist die Hirde hoch ge-
nug. Die Kosten und zeitintensive angeordnete Un-
tersuchung nun jedem praventiv zukommen zu las-
sen, ohne dass stichhaltige Griinde fiir eine solche
MaRnahme vorliegen, halten wir fir unangebracht.
Unserer Ansicht nach ist dieser Antrag ein in einen
Antrag gegossenes Vorurteil und wir lehnen den
Antrag daher ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Frau
Nicolaysen. — Ich habe eine Wortmeldung der frak-
tionslosen Abgeordneten Glgli gesehen. Sie ha-
ben das Wort.

Nebahat Giiglii fraktionslos: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Inhaltlich haben hier alle Vor-
rednerinnen und Vorredner das Entscheidende ge-
sagt. Ich glaube, dazu braucht man nichts ergan-
zen. Aber ich méchte doch noch zwei, drei andere
Satze sagen. Ich finde, Herr Nockemann, Sie ha-
ben sich wieder so wunderbar disqualifiziert. Zum
einen haben Sie gezeigt, dass Sie die bestehende
Gesetzeslage nicht kennen, geschweige denn die
Praxis. Und dann haben Sie noch mit dem Antrag
genau das sozusagen gefordert, was Sie eigentlich
gar nicht wollen, dass sich die Verfahren verlan-
gern.

(Dirk Nockemann AfD: Das hat Herr Gladia-
tor verdreht!)

Das haben eben auch schon die Vorrednerinnen
und Vorredner gesagt. Also Sie haben wieder ein-
mal gezeigt, dass Sie im Grunde genommen vollig
disqualifiziert sind fur das, weswegen Sie hier sit-
zen.

Worum genau geht es denn der AfD? Der AfD geht
es darum, was sie eigentlich schon immer gemacht
hat, Flichtlinge, wenn sie dann vielleicht sogar
noch muslimisch sind, immer unter einen General-
verdacht zu stellen, ihnen immer irgendwie Lug
und Betrug vorzuwerfen. Diesmal haben wir einen
neuen Aspekt, dass plétzlich auch die Arzte mogli-
cherweise irgendetwas nicht vollig korrekt machen,
Gefalligkeitsatteste sind hier im Spiel. Also auf ein-
mal kommt ein neuer Generalverdacht. Und wenn
man |lhre Denke weiterdenkt,

(Dirk Nockemann AfD: Das stimmt doch gar
nicht! Die kdnnen nicht weiterdenken!)

wilrde das bedeuten, dass kunftig vielleicht die
Entscheiderinnen und Entscheider beim Bundes-
amt Uberprift werden sollten.

(Dirk Nockemann AfD: Das sind Beamte!)

Alle Arten von Helferinnen und Helfern, also jeder,
der sich in diesem Bereich bewegt und Service

und Dienstleistung anbietet, ist Ihnen suspekt. Das
ist eine Denke, die ich brandgefahrlich finde. Sie
treibt einen Keil in diese Gesellschaft, in eine Ge-
sellschaft, in der wir sowieso viele soziale Proble-
me haben. Sie kommen immer und glauben, Sie
kénnten sich in der Presse damit wunderbar pra-
sentieren, bekommen aber hier dann immer lhre
diversen Ohrfeigen, Herr Nockemann, wo Sie sich
als nichtwissend outen missen, wo Sie sich als je-
mand outen mussen, der Dinge beantragt, die er
gar nicht mdchte. Sie sind wirklich brandgefahrlich
fur dieses Land und schaden auch diesem Parla-
ment. — Danke.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei
Norbert Hackbusch DIE LINKE)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Frau
Gugliu. — Der fraktionslose Herr Dr. Flocken hat
sich noch gemeldet.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr geehrter
Herr Prasident, sehr verehrte Volksvertreter! Den
auslanderrechtlichen Ausfihrungen von Herrn
Nockemann mdchte ich nichts hinzufligen. Es gibt
aber noch einen anderen wichtigen Aspekt: die Po-
sition der Arzte. Ich selbst habe in sieben Landern
aufderhalb Deutschlands in Krankenhausern gear-
beitet. In keinem dieser Lander gilt das Wort oder
die Unterschrift eines Arztes weniger als in
Deutschland. Damit dies nicht noch schlimmer
wird, werden Atteste von niedergelassenen Arzten
in vielen Zusammenhangen, die vielleicht banal er-
scheinen, heutzutage nicht mehr anerkannt. Ein
Beispiel: Ein Ingenieur bei Airbus, der wegen eines
Wirbelsaulenleidens einen  hdhenverstellbaren
Schreibtisch wiinscht, braucht ein amtsarztliches
Attest.

(Dirk Nockemann AfD: Hort, hort!)

Die niedergelassenen Fachéarzte sind nicht traurig
dartber. Regelungen, die Gefalligkeitsatteste aus-
schlieRen, verhindern also auch, dass Arzte, wie
Eugen Roth es ausdriickt, sich selbst ein Armuts-
zeugnis ausstellen. — Vielen Dank flr die Aufmerk-
samkeit.

(Nebahat Giiglii fraktionslos: Was ist die Mo-
ral von der Geschichte?)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Dr. Flocken. — Gibt es weitere Wortmeldungen aus
dem Hause? — Das sehe ich nicht. Dann kommen
wir zur Abstimmung.

Wer mochte zunéachst die Drucksache 21/10910 an
den Innenausschuss Uberweisen? Ich bitte ums
Votum. — Wer moéchte das nicht? — Enthaltun-
gen? — Das ist mit groRer Mehrheit abgelehnt.
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Wir stimmen sodann Uber den Antrag der AfD-
Fraktion aus Drucksache 21/10910 in der Sache
ab.

Wer mdchte diesem seine Zustimmung geben, den
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — War abgelehnt. Damit ist dieser
Antrag insgesamt abgelehnt.

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 40, An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN,
Drucksache 21/10916: Amt der Senatskoordinato-
rin/des Senatskoordinators fiir die Gleichstellung
behinderter Menschen starken.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Amt der Senatskoordinatorin/des Senatskoor-
dinators fiir die Gleichstellung behinderter
Menschen stirken

— Drs 21/10916 -]

Gibt es hierzu Wortmeldungen? — Frau Jack von
der SPD-Fraktion hat das Wort.

Regina-Elisabeth Jack SPD: Sehr verehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Mit
der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskon-
vention im Marz 2009 hat sich Deutschland dazu
verpflichtet, den gesellschaftlichen Ansatz der In-
klusion umzusetzen. Diese Verpflichtung fiihrt da-
zu, dass die Konvention in allen Lebensbereichen
berlicksichtigt werden muss und der Inklusionsge-
danke sich so nach und nach in der Gesellschaft
verfestigt. Einen grof3en Anteil dieser Arbeit tragen
die Behindertenbeauftragten im Bund, in den Lan-
dern und in den Kommunen bei. Mit ihrem uner-
mudlichen Einsatz durch Aufklarung und offenen
Dialog wollen die Beauftragten die Rechte von
Menschen mit Behinderungen starken.

Im Jahr 2005 hat die Blrgerschaft das Hamburgi-
sche Gesetz zur Gleichstellung behinderter Men-
schen verabschiedet, das erstmals das Amt der
Senatskoordinatorin beziehungsweise des Senats-
koordinators fiir die Gleichstellung behinderter
Menschen gesetzlich regelt. In Hamburg ist es seit-
her die Aufgabe der Senatskoordinatorin bezie-
hungsweise des Senatskoordinators, zwischen
Birgerinnen und Birgern und der Verwaltung zu
vermitteln, als Ansprechpartner fir behinderte
Menschen und deren Verbande und Organisatio-
nen zur Verfigung zu stehen und darauf hinzuwir-
ken, dass die Gleichstellung behinderter Menschen
in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens
erfillt wird.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven-
tion wurde in Hamburg unter maf3geblicher Mitwir-
kung der Senatskoordinatorin mit der Erarbeitung
des Landesaktionsplans in 2012 eingeleitet. Sie ini-
tiierte dazu einen weitreichenden Beteiligungspro-
zess. Der Landesaktionsplan gibt die Marschrich-
tung vor, wie es in Hamburg mit der gleichberech-
tigten Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
vorangehen soll.

Mit dem Inkrafttreten der UN-BRK haben sich die
Aufgabenstellung und die Téatigkeit der Senatsko-
ordinatorin beziehungsweise des Senatskoordina-
tors, aber auch aller anderen Beteiligten in der Be-
hindertenhilfe grundlegend verandert. Vielschich-
tigkeit und Umfang der Aufgaben sind im Laufe der
Zeit stetig angestiegen. Damit die Umsetzung der
UN-BRK gelingen kann, bedarf es eines offenen
Dialogs, eines regen Austausches mit der Gesell-
schaft. An erster Stelle steht der Dialog mit den
Menschen mit Behinderungen, dem Landesbeirat,
der LAG mit ihren Behindertenverbanden und den
Inklusionsbeiraten. Weiter geht der Dialog mit den
Behorden, den Abgeordneten der Birgerschaft,
der Bezirksversammlung Uber Gewerkschaften bis
hin zu den Schwerbehindertenvertretungen. Hinzu
kommen Gesprache mit der Wirtschaft und Institu-
tionen des Sports und der Kultur. Auch die notwen-
dige Mitwirkung der Senatskoordinatorin bei der
Erarbeitung des neuen Bundesteilhabegesetzes
erforderte einen hohen zeitlichen Aufwand. Dieser
wird sich zuklnftig im Rahmen der Umsetzung und
Evaluierung des Bundesteilhabegesetzes aus
Sicht behinderter Menschen fortsetzen.

Hinzu kommt, dass Hamburg sich als Modelltrager
zur Erprobung der neuen Eingliederungshilfe be-
worben hat.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Hierbei wird ebenfalls die Unterstitzung der Se-
natskoordinatorin beziehungsweise des Senatsko-
ordinators ndtig sein, wenn Hamburg den Zuschlag
erhalt. Bisher wird die Arbeit der Senatskoordinato-
rin beziehungsweise des Senatskoordinators in
Hamburg aus dem Ehrenamt getatigt. Dieses Eh-
renamt entspricht inzwischen einer Vollzeitstelle,
erganzt durch Abend- und Wochenendtermine,
und erfordert somit einen hohen Einsatz und Enga-
gement im héchsten MaRe. Im Ubrigen ist deswe-
gen die Senatskoordinatorin heute leider nicht an-
wesend; sie ware gern gekommen, sie hatte noch
einen anderen dienstlichen Termin.

Eine Aufwandsentschadigung wird dieser Aufga-
benbewaltigung heute nicht mehr gerecht. Daher
halten wir es fur angemessen, dass die Tatigkeit
zukunftig hauptamtlich ausgefihrt wird, und wir bit-
ten den Senat, uns einen entsprechenden Gesetz-
entwurf mit der Anderung des Hamburgischen Ge-
setzes zur Gleichstellung behinderter Menschen
vorzulegen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10916
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(Beifall bei der SPD und bei Mareike Engels
GRUNE)

Wichtig ist, dass dabei die Weisungsunabhangig-
keit des Amtstragers weiterhin erhalten bleibt. Im
Ubrigen werden sich nur so kiinftig geeignete Kan-
didatinnen und Kandidaten fiur dieses Amt finden
lassen. Nicht zuletzt ist die Uberfiihrung des Amtes
der Senatskoordinatorin beziehungsweise des Se-
natskoordinators in die Hauptamtlichkeit auch ein
Ausdruck der Anerkennung und Wertschatzung
der Arbeit der bisherigen Amtsinhaberinnen und
Amtsinhaber.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich denke, ich spreche hier im Namen aller, wenn
ich bei dieser Gelegenheit unseren Dank und Re-
spekt fur die geleistete Arbeit hier zum Ausdruck
bringe.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Jens Meyer FDP und Cansu Ozdemir DIE
LINKE)

Ich bitte Sie daher um Unterstltzung unseres An-
trags. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Frau
Jack. — Als Nachste steht auf der Liste Frau Grun-
waldt von der CDU-Fraktion.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Das
Amt der Senatskoordinatorin aus dem Ehrenamt in
ein regulares Arbeitsverhaltnis zu Uberfihren, ist
richtig, konsequent und misst dem Thema die Be-
deutung zu, die es verdient. Es ist auch richtig,
dass die UN-Behindertenrechtskonvention in Ham-
burg dadurch besser zum Tragen kommt. Und na-
turlich sind die Bereitstellung der Mittel und die
Weisungsunabhangigkeit wichtige Punkte in der
hier beauftragten Gesetzesanderung.

Gestatten Sie mir an dieser Stelle nur eine Frage,
und zwar, warum wir das hier eigentlich heute dis-
kutieren. Eigentlich geht es doch um eine Notwen-
digkeit und damit aus meiner Sicht um eine Selbst-
verstandlichkeit. Und wir hatten hier und heute
auch bereits Uber einen konkreten Entwurf zur Ge-
setzesanderung debattieren kdnnen, ohne diesen
extra zu beauftragen. Dass es beim Thema Gleich-
stellung von Menschen mit Behinderung leider
eher schleppend vorangeht, ist ja nichts Neues.
Die Liste der offenen Baustellen ist lang, und das
nicht nur im wértlichen Sinn. Vom barrierefreien
Ausbau der S- und U-Bahn-Stationen bis hin zu
den Zugangschancen fir Menschen mit Behinde-
rungen zum ersten Arbeitsmarkt gibt es noch viel
zu tun.

(Jan Quast SPD: Das muss die CDU gerade
sagen! Da liegen acht verlorene Jahre da-
zwischen!)

Zusammengefasst: Ich hoffe, dass dieser Antrag
heute hier kein Ablenkungsmandéver von den noch
offenen Baustellen ist. Wir stimmen ihm jedenfalls
zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Frau
Grunwaldt. — Von der GRUNEN Fraktion hat Frau
Engels das Wort.

Mareike Engels GRUNE: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Wir wollen ge-
rechte und gleiche Teilhabe fir alle, wir wollen eine
inklusive Gesellschaft. Und deswegen kénnen wir
nicht oft genug Uber Inklusion in diesem Parlament
reden und Uber die Aufgaben, die vor uns liegen,
um wirklich eine inklusive Gesellschaft zu schaffen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Unsere Gesellschaft hat flir Menschen mit Behin-
derung aber besonders viele Barrieren und so
brauchen wir viel Engagement fir die Inklusion und
in allen Bereichen. Auf groRartige Weise leistet
dies die Senatskoordinatorin fir die Gleichstellung
behinderter Menschen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Was viele wahrscheinlich gar nicht wussten, dieser
Job ist ein Ehrenamt. Dieser Vollzeitjob ist ein Eh-
renamt. Und das wird den Anforderungen heutzu-
tage nicht mehr gerecht und ist eigentlich nur
durch die Hingabe von Ingrid Kérner zu bewerk-
stelligen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es ist daher ein wichtiges Zeichen der Anerken-
nung, dass wir das Amt der Senatskoordinatorin
beziehungsweise des Senatskoordinators nun
hauptamtlich machen wollen. Frau Koérner ist nicht
nur Ansprechpartnerin fur Betroffene und ihre An-
gehdrigen, sie engagiert sich in allen Bereichen fur
Barrierefreiheit und Inklusion in dieser Stadt. Sie
bringt eine Vielzahl von Veranstaltungen auf den
Weg, vernetzt Initiativen und Vereine. Hier tragt sie
wesentlich zu einer guten Kommunikation in der
Szene bei. Auf Initiative der Senatskoordinatorin
grindete sich zum Beispiel das Netzwerk zur Un-
terstitzung fir Geflichtete mit Behinderung. Und
seit 2015 veranstaltet die Senatskoordinatorin jahr-
lich die Woche Inklusion. Mittlerweile sind es Wo-
chen Inklusion und sie laufen gerade. Ich empfehle
einen Blick ins Programmbheft.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Mit der Verleihung des Inklusionspreises setzt sich
Frau Kérner auch fur die Wirdigung von Engage-
ment im Bereich der Inklusion ein, zum Beispiel im
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Bereich Tourismus, und macht da sichtbar, wie
man mit gutem Beispiel vorangehen kann. Und
nicht zuletzt hat Frau Kérner das Bundesteilhabe-
gesetz kritisch begleitet und sich hier fur die Inter-
essen der Menschen mit Behinderung starkge-
macht. Grundlage ihrer Arbeit ist stets der Hambur-
ger Landesaktionsplan, der eine Vielzahl von Maf3-
nahmen fir den Weg zu mehr Gleichberechtigung
von Menschen mit Behinderung festlegt. Die
Grundlage dafiir ist ja die eben bereits erwahnte
UN-Behindertenrechtskonvention. In ihrer Arbeit
wird sie seit 2012 vom Inklusionsbiro unterstitzt.

Es ist wichtig, dass Menschen mit Behinderung mit
der Senatskoordinatorin eine Ansprechpartnerin
haben, eine Person, die ihre Interessen innerhalb
der Offentlichen Verwaltung vertritt, denn auch un-
sere Politik und unsere Verwaltung missen immer
noch inklusiver werden. Deswegen freue ich mich
Ubrigens auch daruber, dass es mittlerweile in so
vielen Bezirken Inklusionsbeirate gibt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir sind daher der Auffassung, die Senatskoordi-
natorin beziehungsweise der Senatskoordinator
Ubernimmt eine verantwortungsvolle Aufgabe und
sollte ein Hauptamt sein. Dabei gilt es, die Unab-
hangigkeit zu wahren. Ich bitte um Zustimmung zu
unserem Antrag. — Danke schoén.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprésident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Frau
Engels. — Das Wort hat Frau Ozdemir von der
Fraktion DIE LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Ich kann und ich
muss es auch sehr kurz machen. Wir begrifien
den Antrag, aber ich kann mich Frau Grunwaldt
anschlielen. Ich hatte mir gut vorstellen kénnen,
dass wir heute schon Uber den Gesetzentwurf ab-
stimmen. Es ist eine Forderung, die wir als LINKE
von Anfang an gestellt haben, weil wir einfach der
Auffassung waren, nach dem Landesaktionsplan
gibt es einfach unglaublich viele Baustellen, die
angepackt werden mussen, gerade in diesem Be-
reich, die erfiillt werden mussen. Wir wissen auch,
dass es ein Kraftakt ist, und insofern ist es eben
richtig, auch diese Stelle dementsprechend so zu
starken. Ich denke, dass dann eben auch Dinge
angepackt werden konnen, die schon langer
brachliegen. Beim Landesaktionsplan wissen wir
ja, dass es zum einen eine gute Sache ist, aber
dass es noch viel besser ware, wenn endlich auch
alle Mallnahmen umgesetzt werden kdnnten. Das
Problem dabei ist eben, wir haben hier einen sehr
intransparenten Prozess. Auch wenn wir Anfragen
stellen, werden diese ausweichend und wirklich
nichtssagend beantwortet. Wir begrifien diese
MaRnahme und hoffen, dass sich da wirklich auch
etwas andert, damit das alles fur uns auch etwas
transparenter werden kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Frau
Ozdemir. — Das Wort hat Herr Meyer von der FDP-
Fraktion.

Jens Meyer FDP: Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Allen Men-
schen eine gleichberechtigte gesellschaftliche Teil-
habe zu ermdglichen, um ein eigenverantwortli-
ches und vor allem selbstbestimmtes Leben zu
fihren, ist ein selbstverstandliches Ziel, das uns in
diesem Hause wohl alle eint. Das Amt des Senats-
koordinators beziehungsweise der Senatskoordi-
natorin fur die Gleichstellung behinderter Men-
schen erflllt hierbei eine bedeutende Aufgabe,
denn als Ansprechpartnerin fir die Burgerinnen
und Burger unserer Stadt ist sie in allen Belangen
der Gleichstellung auf dem Weg zur Inklusion die
zentrale Anlaufstelle. Deshalb ist es zu begriRen,
dieses Amt zu starken, das als reines Ehrenamt in
der Freizeit eigentlich nicht zu leisten ist und des-
sen vielfaltigen und wichtigen Aufgaben man eh-
renamtlich nicht gerecht werden kann.

Wichtig fir uns ist, dass die Senatskoordinatorin
beziehungsweise der Senatskoordinator auch
kiinftig eine unabhangige Stelle bleibt. Sie darf
nicht im Zuge einer Umwandlung in eine Planstelle
einer Behoérde untergeordnet und damit weisungs-
gebunden werden. Dann ware sie nicht mehr dazu
in der Lage, bei Konflikten zwischen Biirgern und
Amtern neutral zu vermitteln.

Wichtig fur uns ist auch, dass die Finanzierung
stimmt. Dazu findet sich im vorliegenden Antrag al-
lerdings kein Wort. Wir stimmen heute gern zu und
sind gespannt auf den Gesetzentwurf. Diesen wer-
den wir uns dann genauer ansehen, damit die gute
Absicht keine Absicht bleibt, sondern zum Wohle
der Menschen mit Behinderungen auch solide um-
gesetzt werden kann. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Meyer. — Jetzt hat das Wort Herr Dr. Kérner von
der AfD-Fraktion.

Dr. Joachim Koérner AfD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Eine qualitativ hochwertige Versorgung behinderter
Menschen ist erforderlich, ihre Einbindung in das
normale Leben so weit wie mdglich winschens-
wert. Allerdings sind wir der Auffassung, die Mittel
sollten fast ausschlieRlich in die Leistungserbrin-
gung und an die Behinderten flieRen, jedoch weni-
ger in die Burokratie. Deshalb lehnen wir den An-
trag ab. — Vielen Dank.
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(Beifall bei der AfD — Regina-Elisabeth Jack
SPD: Herr Dr. Koérner, Sie haben es nicht
verstanden!)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Vielen Dank, Herr
Dr. Kérner. — Gibt es weitere Wortmeldungen zu
diesem Antrag? — Das ist nicht der Fall. Dann stim-
men wir nun Uber den gemeinsamen Antrag der
Fraktionen der SPD und der GRUNEN aus Druck-
sache 21/10916 in der Sache ab.

Wer mochte diesen Antrag annehmen? — Wer ist
dagegen? — Enthaltungen? — Das ist mit Mehrheit
angenommen.

Dann kdmen wir zum Tagesordnungspunkt 41.

(Prasidentin Carola Veit Gbernimmt den Vor-
sitz.)

Prasidentin Carola Veit: Punkt 41, Drucksache
21/10917, Antrag der SPD- und der GRUNEN
Fraktion: Gute Arbeit in Hamburg — Richtlinien ge-
gen den Missbrauch von Leiharbeit bei den Be-
schaftigten der FHH und ihren 6ffentlichen Unter-
nehmen verlangern.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Gute Arbeit in Hamburg — Richtlinien gegen
den Missbrauch von Leiharbeit bei den Be-
schaftigten der FHH und ihren o6ffentlichen Un-
ternehmen verldangern

— Drs 21/10917 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Vision Zero fiir Leiharbeit angehen
— Drs 21/11044 -]

Hierzu liegt Ihnen ein Zusatzantrag der Fraktion
DIE LINKE vor.

Die Debatte eroffnet Herr Rose fiir die SPD-Frakti-
on, bitte.

Wolfgang Rose SPD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Hamburg
zur Stadt der guten Arbeit zu machen, ist seit un-
serem Regierungsantritt 2011 unser Ziel und natir-
lich gilt das auch fir die rot-grine Koalition seit
2015. Nach zehn Jahren Politik in den Senaten
von Ole von Beust gegen Arbeitnehmer und ihre
Gewerkschaften, mit Abbau der Mitbestimmung im
offentlichen Dienst, der Privatisierung der Kranken-
hauser und Pflegeheime sowie der Teilprivatisie-
rung der HHLA haben wir 2011 den Wechsel zu ei-
ner arbeitnehmerorientierten Politik wieder erfolg-
reich auf den Weg gebracht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Schon 2012 haben wir den ersten groRen Meilen-
stein gesetzt. Mit dem ersten Gute-Arbeit-Paket in
Drucksache 20/5901 haben wir drei groRe Fort-
schritte auf den Weg gebracht: die Einfuhrung des
Landesmindestlohns, die verbindliche Geltung von
Tariftreue und Mindestldhnen im Vergabegesetz
und die Richtlinien zur Leiharbeit im Einflussbe-
reich der Stadt.

Mit allen drei Regelungen haben wir eine Doppel-
strategie verfolgt: zum einen einen realen, spirba-
ren Fortschritt fir gute Arbeit zu erreichen, soweit
es in unserer Reichweite liegt, und zum Zweiten,
bundesweit voranzugehen und Zeichen zu setzen
fur entsprechende bundesgesetzliche Regelungen.
Davon haben Arbeitnehmer in Hamburg und Ar-
beitnehmer auf der Bundesebene profitiert.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auch bei der Leiharbeit konnten Andrea Nahles
und die SPD auf Bundesebene einen starkeren
Schutz der Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer
durchsetzen. Seit letztem Jahr muss nach neun
Monaten Equal Pay gelten, die Leiharbeit ist auf
18 Monate begrenzt, die Kolleginnen und Kollegen
zahlen mit fir die Bildung von Betriebsraten und ihr
Missbrauch als Streikbrecher ist streng verboten.
Das sind deutliche Fortschritte, aber es ist nicht
hundert Prozent dessen, was wir weiterhin fir er-
forderlich halten: Equal Pay vom ersten Tag an
und die strenge Begrenzung von Leiharbeit auf
wirkliche, temporare Spitzen des Arbeitsaufwands,
die mit eigenem Personal kurzfristig nicht bewaltigt
werden konnen. Das ist fir alle Amter, Behérden,
Landesbetriebe und o6ffentlichen Unternehmen mit
Mehrheitsbeteiligung der Stadt unsere weiterge-
hende L&sung flr Hamburg.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und diese Regelung war durchschlagend erfolg-
reich. Bereits 2012 hat sich die Zahl der Einsatzta-
ge in der Kernverwaltung halbiert und ist dann in
den Folgejahren auf diesem niedrigen Niveau von
rund 15 000 Einsatztagen gleich 60 ganzjahrige
Vollzeitstellen verblieben. In den letzten Jahren ist
die Zahl wieder angestiegen, allerdings nicht durch
die Ausweitung prekarer Niedriglohnjobs, sondern
wegen der temporaren Mehrbedarfe durch die
Flichtlingsbetreuung und den Zusatzbedarf an gut
bezahlten IT-Fachleuten bei Dataport. Insgesamt
haben sich die beiden Richtlinien also gut bewahrt.
Damit sind wir in Hamburg ein Vorbild auf Bundes-
ebene und darum beantragen wir heute, die Richt-
linien zu entfristen und ihre Geltung auf Dauer zu
sichern.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und natdrlich haben wir uns auch den Zusatzan-
trag der LINKEN angeschaut und dabei, ehrlich
gesagt, ein bisschen gestaunt, denn |hr Vorschlag,
liebe Kolleginnen und Kollegen, bedeutet faktisch
kaum etwas anderes, als dass die Stadt fiir ihren
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Bereich eine eigene Leiharbeitsfirma einrichtet. An-
ders ginge es bei der Fllle an verschiedenen Ta-
tigkeiten, die in den Behdrden und Unternehmen
der Stadt anfallen, gar nicht. Und innerhalb von Ar-
beitsbereichen gibt es entsprechende Vertretungs-
und Springerreserven langst, sonst ware der Be-
darf an Leiharbeit um ein Vielfaches hoher. Das ist
wirklich kein sinnvoller Schritt, sondern eher Aus-
druck dessen, dass die Links-Fraktion es auch bei
Arbeitnehmerthemen kaum Uber sich bringt, einem
guten rot-griinen Vorschlag ohne Wenn und Aber
zuzustimmen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir gehen weiter auf dem Weg fur gute Arbeit in
Hamburg und wir bitten Sie, mitzukommen und
diesen Antrag zu unterstitzen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau Grunwaldt be-
kommt das Wort flir die CDU-Fraktion.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrte Frau
Préasidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Das
Ansinnen von Rot-Grin, Leiharbeit durch das Auf-
rechterhalten der Richtlinie weiter zurlickzudran-
gen, ist I6blich und sollte eine Selbstverstandlich-
keit sein. Wir werden dem rot-griinen Antrag hier
auch zustimmen.

Richtig ist, dass in der Verwaltung, in dem Perso-
nalbericht, die Leiharbeitsverhaltnisse wirklich zu-
rickgegangen sind bis auf das Jahr 2016, wie von
Herrn Rose schon ausgefiihrt. Leider kdbnnen wir
jedoch dem Personalbericht immer nicht entneh-
men, wie viele Leiharbeiter es zu welchem Lohn
und zu welchem Zweck gegeben hat. Das macht
eine seridse Beurteilung im Ergebnis immer etwas
schwierig. Und da gibt es dann doch auch noch
den Ausreil’er bei den offentlichen Unternehmen,
denn die kamen im Jahr 2016 auf sagenhafte liber
150 000 Leiharbeitstage. Ich frage mich immer, wie
das passieren kann. Okay, das ist keine Verwal-
tung, das sind offentliche Unternehmen, aber in
der Verwaltung, im Gegensatz zum freien Markt,
hat man da ja viel bessere Planungssicherheiten.
In Wirklichkeit durfte es zu solchen Ausreiflern
nicht kommen.

Hochst bedenklich finde ich auch die Regelung bei
der Hochbahn-Wache. Dazu habe ich ja schon ei-
nige Schriftliche Kleine Anfragen gestellt. Dort hat
man dem Thema Leiharbeit einfach einen neuen
Namen gegeben. Es heildt jetzt Gemeinschaftsbe-
trieb, was da zwischen der Hochbahn-Wache, der
Hochbahn und der Securitas gebildet worden ist.
Die Arbeitsverhaltnisse bleiben aber alle unveran-
dert. Wie dem auch sei, die Richtlinie hat weiterhin
ihre Berechtigung.

Zu dem Antrag der LINKEN: Den lehnen wir ab.
Ich habe ihn so verstanden und ich glaube, das ist

ja auch die grundsatzliche Meinung der LINKEN,
das Thema Leiharbeit ganz abzuschaffen. Wir hin-
gegen bleiben dabei, dass es ein wichtiges Instru-
ment fir den Arbeitsmarkt ist, das, und das gehort
auch immer zur Wahrheit mit dazu, von vielen
auch freiwillig ausgelbt wird und fir manchen so-
gar den Einstieg in ein unbefristetes Arbeitsverhalt-
nis ermoglicht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Frau Maller hat das Wort
fur die GRUNE Fraktion.

Antje Moller GRUNE: Frau Préasidentin, meine Da-
men und Herren! Nur in aller Kirze ein paar Dinge
noch zur Erganzung. Das ganze Thema und Pro-
blem, arbeitsrechtlich und sozial, rund um die Leih-
arbeit ist uns, glaube ich, allen klar. Die drei Eck-
punkte des Antrags aus dem Jahr 2011, der ja von
SPD, CDU, GRUNEN und LINKEN gemeinsam
beschlossen wurde, Equal Pay sicherstellen,
Missbrauch verhindern und jahrlich im Personalbe-
richt berichten, sind fir ein Bundesland ein guter
Schritt, ein groRer Schritt. Der Fokus liegt dabei
darauf, anders als DIE LINKE es jetzt fordert, Leih-
arbeit ganz zu verbannen, sondern es geht erst
einmal darum, den Missbrauch von Leiharbeit zu
verhindern. Dafir gibt es Prifmechanismen, die
sind eindeutig. Das wiurde man sich fir die private
Wirtschaft, glaube ich, so winschen, dass uber-
haupt solche Prifungen stattfinden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es ist aber natirlich trotzdem so, dass der Anteil
an Leiharbeit Schwankungen unterworfen ist und
unterliegt. Es ist hier schon gesagt worden, zwi-
schenzeitlich war der Bedarf an weiteren, an zu-
satzlichen Arbeitskapazitaten gro3 und konnte
nicht anders gedeckt werden.

Um den Vorschlag der LINKEN noch einmal mit ei-
nem anderen Blick anzugucken, wiirde ich das ein
bisschen anders ausdriicken, als Wolfgang Rose
das gemacht hat. Sie wirden im Grunde ja einen
Personalpool unter dem Dach der Freien und Han-
sestadt Hamburg schaffen. Das wirde dann be-
deuten, das dort angestellte Personal musste
Uberall dort einspringen, wo gerade Bedarf ware.
Das wirde einerseits von den bendtigten, spezifi-
schen Qualifikationen sicherlich nicht klappen,
denn man braucht ja schon Fachleute und Spezia-
listen im grof’en Thema Umgang mit den Gefllich-
teten. Ich kann mir da Uberhaupt nicht vorstellen,
dass so ein Personalpool diesen Bedarf hatte leis-
ten kénnen. Also ich halte das doch flir einen sehr
ineffizienten Vorschlag.

Unser Weg ist hier ein anderer. Wir sind auf einem
guten Weg mit Regeln zur Einddmmung der Leih-
arbeit. Wir wollen die praktische Umsetzung in den
Behdrden natlrlich nicht aus den Augen verlieren
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und auch immer wieder genauer unter die Lupe
nehmen, werden die Prifkriterien eingehalten, wo
sind Interpretationsspiele, mussen wir die schlie-
Ren oder wie werden sie genutzt. Kurz, wir kdnn-
ten noch besser mit diesen Richtlinien arbeiten, um
die Entscheidung fir Leiharbeit in jedem Einzelfall
sinnvoll und verantwortlich zu treffen. Und das wer-
den wir tun.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Celik hat das Wort
fir die Fraktion DIE LINKE.

Deniz Celik DIE LINKE: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Wir haben mit
unserem Zusatzantrag einen Personalpool oder
mehrere Personalpools vorgeschlagen, um langfris-
tig — wir wissen, dass es nicht von heute auf mor-
gen geht, aber langfristig — auch darauf hinzuwir-
ken, dass Leiharbeit Uberflissig wird. Dass das na-
turlich kurzfristig nicht umsetzbar ist, sondern dass
es geprift werden soll, war unser Anliegen. An-
sonsten unterstitzen wir den Antrag der SPD und

finden es auch sinnvoll, dass es unbegrenzt ver-

langert wird.

Noch einmal zurlick zu unserem Personalpool.
Das ist keinerlei Arbeit, sondern wir dachten, dass
in diesem Pool auch festangestelltes und qualifi-
ziertes Personal mitwirkt. Es gibt auch Beispiel-
modelle in der Privatwirtschaft, aber das wird
auch im Gesamthafenbetrieb angewendet, dass es
einen Pool von 1 000 Beschéftigten gibt, die eine
sichere und ordentlich bezahlte Arbeit haben. Und
deshalb finden wir es sinnvoll, dass man auch sol-
che Modelle prift,

(Beifall bei der LINKEN)

weil Leiharbeit natirlich fir die Betroffenen heilt,
dass sie keine langfristige Lebensplanung vorneh-
men konnen. Sie haben immer die Sorge, dass sie
auch wieder entlassen oder kurzfristig eingesetzt
werden. Das ist natirlich eine Belastung fir die
Betroffenen. Wir mdchten, dass diese Belastungen
durch solche Modelle Uberwunden werden, dass
Menschen nicht mehr unter einer solch prekaren
Situation beschaftigt sein missen. Das ist unser
Anliegen.

Ansonsten kann ich mich auch dem anschliel3en,
was Frau Grunwaldt gesagt hat. Wir wirden uns
auch ein bisschen mehr Transparenz im Personal-
bericht winschen, weil wir sehen, dass es da
Schwankungen gibt. Aber wir wissen zum Beispiel
nicht, in welchen Zeitrdumen und in welchen Berei-
chen spezifisch Leiharbeiter eingesetzt werden.
Das konnte man sicherlich noch detaillierter auf-
schlisseln. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau Nicolaysen hat das
Wort fiir die FDP-Fraktion.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Im
Jahr 2012 wurden Leiharbeitskrafte im Aquivalent
von 14 200 Arbeitstagen in der Kernverwaltung
eingesetzt. Seitdem stieg der Einsatz von Leihar-
beitskraften stetig und erreichte im Jahr 2015 so-
gar eine Hohe von 36 352 Tagen oder anders aus-
gedriickt, im Aquivalent von fast 100 Jahren Ar-
beitszeit. Erst im letzten Jahr ging die Stundenan-
zahl wieder etwas zurlick. Den Wert von 2012 hat
die Freie und Hansestadt Hamburg aber noch nicht
wieder erreicht. Und hier rede ich, wie gesagt, nur
von der Kernverwaltung. Dazu kommen noch die
offentlichen Unternehmen der Stadt. Sage und
schreibe 153 700 Tage Leiharbeit kamen noch ein-
mal im Jahr 2016 zusammen, also 421 Jahre Leih-
arbeit.

Bitte verstehen Sie mich nicht falsch, wir Freien
Demokraten haben nichts gegen den freien und
flexiblen Einsatz von Arbeitskraften, wir trauen den
Menschen aber zu, selbst zu prifen, welchen Ar-
beitsvertrag sie unterschreiben méchten. Ihre Ar-
beit ist genauso gut und wichtig, auch gerade weil
sie flexibler einsetzbar sind. Die geradezu ideologi-
sche Verteufelung von Leiharbeit von einigen in
diesem Haus wird der Leiharbeit deshalb nicht ge-
recht. Das ist angesichts des notwendigen und
sinnvollen Einsatzes von Leiharbeitskraften in der
Kernverwaltung und in o6ffentlichen Unternehmen
geradezu zynisch.

Sie kénnen sich vorstellen, dass wir wahrend der
Fluchtlingskrise nicht so schnell hatten reagieren
kénnen. Nun will Rot-Griin ein Gesetz entfristen,
das offenbar keinen Deut zur Begrenzung der Nut-
zung von Leiharbeit in Hamburg beigetragen hat,

(Wolfgang Rose SPD: So ein Quatsch!)

eben weil es hierfur offenbar schlicht einen ent-
sprechenden Bedarf gab und immer noch gibt,

(Beifall bei der FDP)

selbst wenn es politischer Wille ware, den Einsatz
von Leiharbeit bei der Freien und Hansestadt
Hamburg und ihren 6&ffentlichen Unternehmen oder
sogar bei Auftragnehmern der Stadt zu begrenzen.
Eine Fortschreibung des Gesetzes ist nicht sinnvoll
und nicht notwendig, sondern eine reine Symbol-
politik.

(Beifall bei der FDP)

An dieser Stelle wirde ich darum gern Montes-
quieu zitieren:

"Wenn es nicht notwendig ist, ein Gesetz zu
machen, dann ist es notwendig, kein Gesetz
zu machen."
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Wir werden diesem Antrag daher nicht zustim-
men. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Wolf fiir die AfD-
Fraktion, bitte.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Die eine
Richtlinie zielt darauf ab, in allen Behérden das
Prinzip Equal Pay for Equal Work einzufiihren.
Gleicher Lohn fir gleiche Arbeit, das klingt erst ein-
mal gut, aber der Senat schieft mit seinen Richtli-
nien Uber das Ziel hinaus. Mit dem strengen Erfor-
dernis, alle Instrumentarien angewendet zu haben,
um die zugewiesenen Aufgaben mit dem vorhan-
denen Personal zu erflllen, bevor auf Leiharbeit
zurlickgegriffen werden kann, wird zu stark regle-
mentiert. Auch dass die Dauer von Leiharbeit im
Regelfall einen Monat nicht tberschreiten darf, in
auRersten Ausnahmefallen maximal drei Monate
betragen durfe, halten wir fur zu strikt.

Fir interessant halten wir die Ausfiihrung des Se-
nats in der zweiten Richtlinie, in der er die Leihar-
beit eingangs auch wirdigt, ndmlich da heil3t es:

"Leiharbeit ist ein geeignetes Mittel fir Un-
ternehmen, vortibergehende Personalbedar-
fe, die durch individuell begriindete Ausfalle
von Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmern
oder aufgrund von Arbeitsspitzen entstehen,
zu Uberbricken."

Danach wird das aber in der Richtlinie weiter ein-
geschrankt.

Wir stimmen mit dem Senat darin Uberein, dass
Leiharbeit eine wichtige Funktion Ubernimmt, um
kurzfristigen Verlust beziehungsweise Ausfall von
Arbeitskraften zu kompensieren. Aus diesem
Grund aber vertreten wir, anders als der Senat, die
Auffassung, dass die Bedingungen, unter denen
Leiharbeit genutzt werden kann, mit den gegen-
wartig gultigen Richtlinien zu stark beschrankt wer-
den. Insbesondere die zeitliche Beschrankung auf
einen Monat legt den Unternehmen, die dessen
bedirfen, eine zu enge Zwangsjacke auf. Daher
lehnen wir die Verlangerung der Richtlinien ab, den
noch weitergehenden Antrag der LINKEN ohne-
hin. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen, meine Damen und Herren? — Das ist nicht
der Fall. Dann kénnen wir zur Abstimmung kom-
men und stimmen zunachst Uber den Zusatzantrag
der LINKEN ab.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist die-
ser Antrag mit grofder Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zum gemeinsamen Antrag von SPD
und GRUNEN.

Wer moéchte diesem zustimmen? — Auch hier die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist dieser
Antrag mit Mehrheit so beschlossen.

Wir haben unsere Debatten fir heute beendet und
kdnnen zur

Senatsbefragung

kommen. Uns liegt vonseiten der Fraktionen der
FDP und der AfD jeweils eine Fragestellung vor,
fur die uns ebenfalls jeweils 20 Minuten zur Verfi-
gung stehen.

[In der letzten Senatsbefragung zur Fahrrin-
nenanpassung hatte Senator Horch erklart, die
durch das Urteil vom Bundesverwaltungsge-
richt erforderlich gewordenen Planungen bis
Ende 2017 abschlieBen zu wollen, doch mittler-
weile ist dieser Zeitplan vom Senat mehrfach
korrigiert worden.

Wie ist der aktuelle Stand der Planungen mit
Niedersachsen zur Schaffung von Ausgleichs-
flachen bzgl. der Fahrrinnenanpassung?]
(Fragethema der FDP-Fraktion)

Wir beginnen mit der FDP-Fraktion. Herr Kruse
winscht das Wort und hat es fir maximal eine Mi-
nute. Bitte schon.

Michael Kruse FDP: Lieber Herr Senator Horch!
In der letzten Senatsbefragung zum Thema Fahr-
rinnenanpassung hatten Sie ja etwas optimistisch
verkundet, dass die Planungen, die jetzt durch das
letzte Urteil des Bundesverwaltungsgerichts not-
wendig geworden sind, bis Ende 2017 abgeschlos-
sen sein sollten. Deswegen wurden wir gern sehr
konkret fragen, wie der aktuelle Stand der Gespra-
che mit Niedersachsen bezlglich der Schaffung
von Ausgleichsflachen ist und ob Sie weiterhin im
Zeitplan sind.

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator.

Senator Frank Horch:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wenn ich vor der Beantwor-
tung der Frage noch einmal die Gesamtsituation
unseres umfassenden Planfeststellungsverfahrens
in seiner GréfRenordnung, in seiner Dimension dar-
stellen darf, damit wir ein rechtes Verstandnis ha-
ben fir das, worum es jetzt geht und was wir mitt-
lerweile mit dem Urteil vom 9. Februar 2017 auf
den Weg gebracht haben.

Ich mache es sehr kurz. Ich will noch einmal deut-
lich betonen, was das Bundesverwaltungsgericht
gesagt hat, damit wir immer wissen, woran wir uns
orientieren. Keiner der Habitatschutzrechtlinienver-
stofRe wiegt so schwer, dass die Planung als Gan-
zes infrage gestellt werden kann. Vielmehr kénnen
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die Mangel der habitatrechtlichen Vertraglichkeits-
und Abweichungsprifung durch zusatzliche Ermitt-
lung — das ist ein Teil lhrer Frage —, durch Bewer-
tung und durch Umplanung und entsprechende er-
ganzende Planungen und Abwagungen beseitigt
werden. Das ist das Urteil vom 9. Februar 2017.

Und jetzt zu lhrer Frage. Wir haben uns mit drei
Fragen aus dieser Feststellung zu beschaftigen,
was die Habitatrichtlinien nach der EU angeht. Das
waren einmal die Salinitat bei Kilometer 660 und
670 und der Hintergrund der Koharenzmalinah-
men in entsprechender Abstimmung mit Nieder-
sachsen. Es wurde uns vorgeworfen, dass wir uns
mit unseren Koharenzmafinahmen auf Standard-
mafRnahmen, auf Sowieso-Malinahmen innerhalb
der Landesgrenzen von Niedersachsen bewegt
haben. Dem missen wir entgegenhalten, dass hier
der Bewirtschaftungsplan Niedersachsens bis dato
— damals besonders, jetzt haben sich die Dinge
schon genahert — noch nicht aufgestellt worden ist.
Von daher fiel es sehr schwer, die standardisierten
MaRnahmen, die Niedersachsen in seinem Bewirt-
schaftungsplan hat, was Hamburg auch in seinem
Bewirtschaftungsplan und ebenfalls Schleswig-Hol-
stein gemacht haben ... Aber es ist eine Tatsache,
Niedersachsen hinkt dort etwas hinterher, weil es
auch fur Gesamtniedersachsen nicht nur hier im
Bereich der Elbe und mit diesen Koharenzen eine
nicht unwesentliche Situation ist.

Wir bemihen uns mit allen Beteiligten, was den
Landkreis Stade und auch die niedersachsische
Landesregierung angeht, zu einem einvernehmli-
chen Weg zu kommen. Wir werden von gutachterli-
chen Tatigkeiten von der BUE begleitet, um hier
tatsachlich jetzt zu einem Abschluss zu kommen.
Ich gehe davon aus, dass wir vor diesem schwieri-
gen Hintergrund, auch immer mit der gewissen
Rucksichtnahme und der kooperativen Zusammen-
arbeit mit Schleswig-Holstein, jetzt Ende des Jah-
res 2017/Anfang 2018 zu einer entsprechenden
gemeinsamen Vereinbarung kommen.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank. — Herr Kru-
se.

Michael Kruse FDP: Vielen Dank dafiir eben.
Mich wiirde dann noch interessieren, wie lhr aktu-
eller Stand ist, wann es denn wirklich mit den Bag-
gerarbeiten fur die Fahrrinnenanpassung losgehen
soll.

Senator Frank Horch:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Das ist ein noch etwas weiter
Schritt, denn nur mit diesem Hintergrund, den ich
eben erlautert habe ... Es ist ja ein Hintergrund der
drei Malnahmen, die uns vom Bundesverwal-
tungsgericht auferlegt worden sind. Ein elementa-
rer Hintergrund ist ja noch die von uns jetzt ge-
wahlte Billwerder Insel flir den neuen Lebensraum

des Schierlings-Wasserfenchels, und der ist fir
den Beginn der Baggerarbeiten, worauf wir alle ab-
zielen, sehr elementar. Und da darf ich lhnen sa-
gen, dass wir bezlglich der Billwerder-Insel-Ent-
wicklung uns technisch in der gesamten Vorge-
hensweise planerisch auf einem guten Weg befin-
den.

Wir haben hier mit gutachterlichen Tatigkeiten, die
die Grundlage bilden, all unsere Mallnahmen, die
wir entsprechend auf den Weg bringen, mit einer
generellen Planung, mit einem Hauptgutachten
noch untermauern lassen. Und die Voraussetzun-
gen, die hier der Schierlings-Wasserfenchel, was
Salinitdt angeht, was ein schwieriger Bereich ist,
und auch, was die Tide-Herstellung betrifft, die wir
hier in diesem Lebensraum nachempfinden mus-
sen, missen auch tatsachlich hergestellt werden.
Das ist alles technisch gesehen auf einem guten
Weg, bedarf aber jetzt noch einer grundsatzlichen
Zusammenfassung nach dem hauptgutachterli-
chen Hintergrund. Hierfir waren und sind auch im-
mer Kartierungen noch erforderlich, weil wir hier
immer Uber die Jahreszeiten — Friihjahr, Sommer,
Herbst und Winter — gewisse Brutgebiete, gewisse
Fauna-Flora-Habitat- und Natura-2000-Dinge mit
bedenken missen. Aber ich gehe davon aus, dass
wir in diesen kleinen Planfeststellungsverfahren
— so mussten wir das verstehen — neben dem ge-
samten Planfeststellungsverfahren dann fiir dieses
umfassende Gebiet eine Planfeststellung herzu-
stellen haben. Dieses ist dann, wenn wir jetzt An-
fang des Jahres technisch gesehen alles auf den
Weg gebracht haben — das muss deutlich ausge-
sprochen werden —, auch wieder beklagbar. Dem
versuchen wir entsprechend durch eine sehr
grindliche, umfassende, solide Arbeit zu begeg-
nen, die hier vom Bund und von uns mit der HPA
gemeinsam auf den Weg gebracht wird, mit der
BUE, um tatsachlich keinen technologischen Hin-
tergrund hier zu Ubersehen. Aber es ist auch erfor-
derlich, eine offentliche Auslegung vorzunehmen.
Das machen wir, da sind wir in der Vorbereitung,
und bei allem, was einen solchen Planfeststel-
lungsbeschluss angeht, haben wir es wie auch
sonst in behordlichen Entscheidungen, ob wir eine
StralRe oder eine Briicke bauen, mit diesem Proze-
dere zu tun.

Ob daraus eine Klage wird, kann ich lhnen nicht
sagen. Ich glaube nicht, weil einfach immer wieder
das, was ich am Anfang verkiindet habe — und was
nicht meine Ankiindigung ist, sondern eine Aussa-
ge des Bundesverwaltungsgerichts —, hier die we-
sentlichen Dinge dieses umfassenden, gréfRten
Planfeststellungsverfahrens in Deutschland in allen
wichtigen Punkten gutgeheiflen wird und wir es
hier mit Ergdnzungen zu tun haben. Diese Planer-
ganzung, die wir auf den Weg gebracht haben, ist
fur die handelnden Behorden, fir den Bund und fir
uns bindend und wenn keine Klagen kommen, sind
wir mit der Vorlage sofort in einem Baurecht und
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kénnen dann mit den entsprechenden vorbereiten-
den Baggerarbeiten und weiteren Maflnahmen be-
ginnen. Das ist die Situation.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Es besteht jetzt fiir die anderen Fraktionen
die Gelegenheit zur Nachfrage. Es beginnt Herr
Dr. Seeler fiir die SPD-Fraktion.

Dr. Joachim Seeler SPD: Herr Senator, die drei
Bausteine, die Sie als Ergebnis des Verfahrens
und des Urteils vom 9. Februar 2017 genannt ha-
ben, basieren ja auf den Klagen der Umweltschutz-
verbande. Stehen Sie jetzt aktuell mit den Umwelt-
verbanden in Kontakt

(Dennis Thering CDU: Nee, tut er sicherlich
nicht!)

und suchen Sie dort das Gesprach, gerade im Hin-
blick auch auf die Auslegung im Rahmen des drit-
ten Planerganzungsbeschlusses?

Senator Frank Horch:* Wir haben ja immer Uber
den ganzen Weg dieses Planfeststellungsverfah-
rens deutlich gemacht, dass wir zu Gesprachen
bereit sind. Es hat ja zum Teil auch inoffizielle Ge-
sprache gegeben, aber nicht tatsachlich konkrete,
um davon Maflinahmen abzuleiten. Wir haben hier
offiziell seitens der Planfeststellungsbehoérden,
sprich des Bundes, der HPA und meiner Behdrde,
die Umweltverbande eingeladen, sich an diesem
Projekt Billwerder Insel mit zu beteiligen, weil es ja
die elementaren habitatrechtlichen Dinge sind. Die-
ser Einladung von August dieses Jahres sind sie
nicht gefolgt und waren nicht gewillt, tatsachlich
hier mit uns Uber diese MaRRnahmen, die wir dort
planen, zu sprechen.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Herr Niedmers.

Ralf Niedmers CDU:* Vielen Dank, Frau Prasiden-
tin! Noch eine ergadnzende Frage, und zwar zu |h-
rer Eingangsbemerkung, Herr Senator. Kénnen Sie
hier vor dem Hohen Hause sicherstellen und auch
verbindlich zu Protokoll erklaren, dass diese Ver-
einbarung mit Niedersachsen beziehungsweise mit
niedersachsischen Landkreisen oder Gemeinden
spatestens bis Ende Januar 2018 unterzeichnet
sein wird? Und konnen Sie auch sicherstellen,
dass die BUE im Rahmen des von |hnen Gesagten
vorbehaltlos zuarbeitet, dass auch alles behorden-
intern geliefert und getan wird, um diesen Planfest-
stellungsbeschluss, der da neu ausgelegt werden
muss, auch wasserdicht zu erarbeiten?

(Hansjérg Schmidt SPD: Das sind aber zwei
Fragen gewesen!)

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator.

Senator Frank Horch:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Vorbehaltlos mit der ganzen
Erfahrung dieses Prozesses, den wir hinter uns ha-
ben, kann ich das nicht sagen. Ich kann |hnen nur
eines sagen, wofir ich mich und woflr wir uns alle
einsetzen, und ich darf den Ersten Bilrgermeister
mit einbeziehen, der sich ja intensiv, auch was die
Begleitung dieses Prozesses angeht, immer mit
einmischt und sich auch berichten lasst, auch an
die Ubergeordneten Gremien, was den Ministerpra-
sidenten in Niedersachsen angeht, wir decken hier
alle Bereiche ab, um tatsachlich auf diesem Weg
weiterzukommen.

Jetzt muss man aber auch feststellen, dass das Er-
reichte immer wieder in Standardmafinahmen in
Bewirtschaftungsplanen kein Hexenwerk ist, aber
natdrlich auch bestimmte triviale Hintergriinde aus-
macht, die wir mit Niedersachsen gemeinsam auf
den Weg bringen mussen. Ich betone noch einmal,
in Schleswig-Holstein hat das gar keine Probleme
gegeben, die allen gefolgt sind, aber Bewirt-
schaftungsplane sind fur Lander wie Niedersach-
sen und Schleswig-Holstein aufgrund der europai-
schen Habitatrichtlinien und auch der daraus resul-
tierenden Koharenzen, die ja auch nicht nur mit
der Elbe zu tun haben missen, sondern mit jedem
Bauvorhaben, das darauf zuriickgreift, schon
grofRe Aufgabenstellungen.

Aufgrund des Standes, den wir erreicht haben, bin
ich absolut sicher, dass wir im Januar 2018 diesbe-
zuglich zu einem Abschluss kommen. Von der Sei-
te her, muss ich betonen, habe ich keine Beden-
ken, dass dies zu einer Verzogerung fihrt.

Zu der Anmerkung BUE. Die BUE begleitet uns
hier in fachlicher Expertise ausgezeichnet. Auch
hier — das soll hier nicht falsch verstanden sein —
sind wir einvernehmlich auf dem Wege, die Dinge
Anfang 2018 auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Herr Dr. Tjarks.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Vielen Dank, Frau Pra-
sidentin! Herr Senator, Sie haben jetzt ja schon
Auskunft gegeben Uber zwei der drei Malkhahmen,
die im Zuge des Urteils des Bundesverwaltungsge-
richts zu prifen waren, namlich die Billwerder Insel
und auch das Thema Landkreis Stade und die Be-
wirtschaftungsplane. Jetzt ist noch die Frage nach
der dritten MalBnahme, nadmlich nach dem Salini-
tatsgehalt. Liegen hierzu bereits weitere Gutachten
vor?

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator.
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Senator Frank Horch:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wir haben uns mit der Salinitat
der Unterelbe bis hin zum Mundungstrichter inten-
siv schon vor Jahren beschaftigt, weil es ja auch
intensive Gesprache mit dem Landkreis Stade in
den einzelnen Zonen 1, 2 und 3 gegeben hat. Wir
haben dafir ja auch Entscheidungen getroffen,
wenn es zu den Malnahmen kommt und wenn
sich die Salinitat auch in den einzelnen Bereichen
bestatigt, dass dann auch im Bereich der Bewirt-
schaftung, was Kehdingen, was Landwirtschaft,
was Obstbau, was Spriihanlagen fir Kirschen an-
geht ... Auf der anderen Seite sind noch einmal
mit dem Beschluss des Bundesverwaltungsge-
richts von uns aus mehrere gutachterliche Positio-
nen einbezogen worden. Und es ist eindeutig be-
statigt, dass wir in unserem Planfeststellungsver-
fahren mit dem Urteil vom 9. Februar 2017, was
die Salinitat angeht, alles entsprechend bertick-
sichtigt haben und man keinerlei Ergadnzungen
sieht. Von der Seite her ist damit auch dieser Be-
schluss vom 9. Februar in der Salinitdt der Elbe
zwischen Kilometer 660 und 670 eindeutig besta-
tigt worden.

Prasidentin Carola Veit: Schonen Dank, Herr Se-
nator. — Herr Hackbusch.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Senator, ge-
genwartig klagen nicht nur Umweltverbande, son-
dern auch die Stddte Cuxhaven und Otterndorf
beim Bundesverwaltungsgericht im Zusammen-
hang mit zwei Aspekten. Der eine Aspekt ist die
Frage der Deichsicherheit, das kennen wir schon,
und der zweite ist die Situation, dass sie vor der
Gefahr von Unfallen warnen, weil sie befirchten,
dass die explosionsartige Zunahme von Schiffen
zu grofllen Gefahren fiur ihre Stadte Cuxhaven und
Otterndorf fihrt. Was sagen Sie zu diesem Sach-
verhalt?

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator Horch.

Senator Frank Horch:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wenn mit der Klage dieser
Sachverhalt zum ersten Mal in das Verfahren ein-
gebracht wiirde, dann wirde ich sicherlich Schwie-
rigkeiten haben zu argumentieren. Aber diese Hin-
tergrinde, die uns seitens der Kommunen, der
Stadte Otterndorf und Cuxhaven, vorgetragen wer-
den — es gibt ja noch weitere Dinge, die hier be-
klagt werden —, sind alles Dinge, die in diesem um-
fassenden Verfahren in allen Belangen bedacht
wurden. Wir kdnnen feststellen, dass das Bundes-
verwaltungsgericht jetzt bei allen Annahmen, auch
mit neuen Richtern und neuen Verantwortlichkei-
ten, dass das Ganze noch einmal in einem grofRen
Male neu aufgerollt wird, dass das nicht der Fall
ist. Der vorsitzende Richter hat sehr deutlich ge-
sagt, welches Recht es fir Klagen gibt und wo es

keinerlei Rechtmafigkeit fir die Klage geben wird,
weil es sich um keinen landesspezifischen Hinter-
grund handelt. Ich glaube, ohne dass wir das Urteil
wissen — das werden wir ja am 27. November 2017
erfahren —, dass wir aufgrund des Prozessverlau-
fes, was diese Klagen der Stadte und Kommunen
angeht, mit dem Gesamtverfahren keine weiteren
Schwierigkeiten zu befiirchten haben, weil wir uns
intensiv damit auseinandergesetzt haben.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Herr Professor Kruse bitte.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Herr Senator Horch, wie vie-
le Container hat der Hamburger Hafen schon ver-
loren, seitdem einige Umweltverbande, Betroffene,
Scheinbetroffene und Querulanten mit immer neu-
en Klagen den Logistikstandort Hamburg ge-
schwacht haben? Da ich vermute, dass Sie die
Zahl nicht prazise im Kopf haben, wirde ich Sie
bitten, uns das zu Protokoll zu geben, aber viel-
leicht kdnnen Sie uns eine Schatzung abgeben.
Ich vermute, dass lhrer Behdrde entsprechende
Schatzungen Uber die bisher eingetretenen Ge-
schehnisse vorliegen.

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator.

Senator Frank Horch:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich kann lhnen das jetzt nicht
Uber die Jahre in Verbindung mit dem Planfeststel-
lungsverfahren und den Problemen beantworten,
die wir aufgrund mangelnder Tiefgangsverhaltnisse
und Begegnungsvoraussetzungen auf der Elbe ha-
ben. Ich kann es lhnen aber in einem Punkt relativ
prazise beantworten. Wenn wir die gegenwartige
Situation durch die immer gréRer werdenden Schif-
fe nehmen und die damit steigende Problematik
der Dimensionen flir die Erreichbarkeit des Ham-
burger Hafens, rechnen Experten, dass wir auf-
grund der Zahlen der letzten Jahre, als fast 90 die-
ser GroBRschiffe hier angelaufen sind, die alle be-
kannterweise nur in einem bestimmten Beladungs-
zustand Hamburg erreichen konnten, 700 000 bis
800 000 Container im Jahre 2017 erwarten zu ver-
lieren. Das sind statistische Zahlen, die der Hafen
gerade kundgetan hat. Und das sind Zahlen, die
relativ belegbar sind. Wenn man das jetzt zurlck-
rechnet, als die Schiffe noch nicht so grof waren
wie jetzt — das ist ja erst eine Entwicklung der aller-
letzten Jahre, aber es ist eine Kurve ... Mit jedem
groRer werdenden Schiff, das nach Hamburg
kommt ... Da bekommt man oft auch die Antwort,
dass man doch die Schiffe sieht. Aber man muss
eben auch dabei bedenken, mit welchem Aufwand
und in welchem Beladungszustand sie nach Ham-
burg kommen. Es kann auch 30 000-TEU-Schiffe
geben. Wenn sie aber nur 8 000 Container an
Bord haben, kommen sie auch nach Hamburg.
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Aber lhre Frage ist so weit berechtigt. Wir haben
analysiert, dass wir im Jahre 2017 rund 700 000
bis 800 000 Container verloren haben, weil die
Schiffe nicht entsprechend beladen werden konn-
ten.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor.

Damit ist die erste Runde der Fragestunde been-
det und wir kdnnen zur zweiten Fragestellung kom-
men, die die AfD-Fraktion eingereicht hat.

[Hamburg boomt und wachst, hat aber nur ei-
ne sehr begrenzte Flache zur Verfiigung, so
dass sie den Bediirfnissen von Wohnungsbau,
Biros und Gewerbebetrieben nicht gerecht
werden kann, wenn wir nicht alles zubauen,
sondern eine lebenswerte Stadt bleiben wollen.

Welche Plane hat der Senat, liber unverbindli-
che Gesprachsrunden hinaus, die Kooperation
insbesondere mit Schleswig-Holstein so zu in-
tensivieren, dass Hamburgs Flachenprobleme
gelost werden konnen?]

(Fragethema der AfD-Fraktion)

Wer méchte hier vortragen? — Herr Ehlebracht von
der AfD-Fraktion bitte.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Sena-
torin! Hamburg boomt und wachst, hat aber letzt-
endlich nur eine sehr begrenzte Flache zum Boo-
men und zum Wachsen. Wenn wir den Bedurfnis-
sen von Wohnungs-, Biro- und Gewerbebau ge-
recht werden und nicht alles zubauen wollen, son-
dern so eine lebenswerte und liebenswerte Stadt
bleiben wollen, wie wir sind, dann ist die Frage,
welche Plane der Senat iber die bisher unverbind-
lichen Gesprachsrunden hinaus hat, die Kooperati-
on insbesondere mit Schleswig-Holstein so zu in-
tensivieren, dass Hamburgs Flachenprobleme, wie
anfangs beschrieben, geldst werden.

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator.

Senator Frank Horch:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Herr Ehlebracht, auch wenn
Sie nur Frau Stapelfeldt anschauen, sind wir in der
Fragestellung doch stark gemeinsam unterwegs,
weil wir heute gar nicht die Flachen so trennen
kénnen. Wir sind eine wachsende, attraktive Stadt.
Wir erfahren das taglich. Wir sind auch froh dar-
Uber, dass viele Menschen nach Hamburg kom-
men, hier leben und auch hier arbeiten wollen. Und
das sind keine Probleme, sondern klare Aufgaben-
stellungen, die wir I6sen missen. Wir treten hier
gemeinsam auf, weil es nicht ein einseitiges Pro-
blem ist. Es ist keine reine Besiedlung, es ist kein
reiner Wohnungsbau, es sind Gewerbeflachen

Ubersetzt in Arbeitsplatze, Wertschopfung und
Steuern. Das ist die ganze Kette der Wertschop-
fung, die wir sehen mussen.

Auf die aktuelle Situation bezogen sind das Vor-
gange, die man grenziberschreitend nicht so ohne
Weiteres automatisieren kann, sondern unser
Beispiel, was den gemeinsamen Gewerbepark
Wandsbek-Stapelfeld angeht, ist immerhin ein Pro-
jekt, das schon einige Jahre lauft. Und es zeigt
sich, dass wir uns hier tatsachlich in einer Aufga-
benstellung befinden, in der rAumlich gesehen und
in der Sache selbst, aber auch in den Kopfen ein
Umdenkprozess stattfinden muss. Es ist uns in die-
ser Situation bezlglich der 27 Hektar in Wandsbek
und der 13 Hektar in Stapelfeld gelungen, ein Ge-
werbegebiet zu entwickeln, was tatsachlich ein No-
vum ist, und wir grenziberschreitend unter allen
Voraussetzungen, auch unter dem Gesichtspunkt
der wirtschaftlichen Belange, dieses mit den Kom-
munen und den Gemeinden geklart haben. Dar-
Uber hinaus, was die Belange des Naturraums
— heute eine unverzichtbare Malinahme —, was die
Naherholung — auch in der Nahe dieses Bereiches
zu sehen —, die verkehrlichen Anbindungen an-
geht, die wir in tiefen Analysen untersucht haben,
was zugehende Verkehre zu diesem Gewerbege-
biet und Pendlerverkehre betrifft ... Die verkehrli-
che Situation ist also ein elementarer Hintergrund.
Und von der Seite finde ich, dass diese Gesamt-
kombination, die wir hier auf den Weg gebracht ha-
ben, ein Beispiel ist, welches ein gutes Ergebnis
gebracht hat. Uber dem Ganzen steht eine intensi-
ve Blrgerbeteiligung, die wir heute an jeder Stelle
in starkem Malle praktizieren mussen. Und ich
glaube, dass wir hier gut vorangekommen sind.

Ich will auch sagen, wo die Schwierigkeiten liegen.
Es sind natlrlich in dem unmittelbaren regionalen
Bereich oder dem 6rtlichen Bereich — es soll nicht
beschimpfend sein — kleinteilige Betrachtungswei-
sen, aber mit der gro3en Herausforderung, die wir
als Stadt haben, was ich eingangs gesagt habe,
mulssen wir auch gesamtstadtische Belange se-
hen, die an so einer Stelle letztendlich verwirklicht
werden kénnen.

Ich darf Ihnen sagen, dass die Kooperation, in die-
sem Fall mit Schleswig-Holstein, Giber Jahre inten-
siv gelaufen ist und dass wir hier ein sehr gutes Er-
gebnis erzielt haben, indem wir tatsachlich in der
Interessenslage alles auf den Weg gebracht ha-
ben. Natdrlich ist dafiir viel erforderlich. Ein we-
sentlicher Hintergrund ist die Metropolregion Ham-
burg, die stdndig wachst und die ja heute weit in
Mecklenburg-Vorpommern, in Schleswig-Holstein,
in Niedersachsen hineinragt und das ja nicht mit
der Idee, weil wir nur wachsen wollen oder weil wir
ein bisschen gréRenwahnsinnig sind. Denken Sie
auch Kopenhagen mit Greater Copenhagen. Aber
dieser Gedanke einer Metropolregion ist in all die-
sen Belangen und den Herausforderungen, in den
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Planungen, was Leben, Wohnen und Arbeiten an-
geht, ein wichtiger Punkt.

Hier ist es jetzt in diesem Fall — deswegen greife
ich das Beispiel heraus — zielgenau gelungen, mit
Schleswig-Holstein das auf den Weg zu bringen,
um eben tatséchlich auch einmal ein Flachenland
und auch uns als Stadt zu befriedigen. Ich glaube,
dass unsere Vorgehensweise beispielhaft ist. Da
kann man auch nicht als Grof3stadt Hamburg kom-
men und sagen, dass wir hier den Marshallplan im
Tornister haben und euch jetzt sagen, wie die Din-
ge aussehen mussen. So einfach ist es nicht. Von
der Seite her glaube ich, dass wir hier ein gutes Er-
gebnis erzielt haben.

Ich habe jetzt speziell diesen Hintergrund des Ge-
werbegebietes und auch die Besiedlung in Wands-
bek/Rahlstedt genommen. Wir haben naturlich vie-
le andere Projekte auch mit Schleswig-Holstein ge-
rade in der gemeinsamen Bearbeitung. Ich will das
Beispiel Niedersachsen nennen, was die Situation
bezuglich der Ansiedlung von Siemens in Cuxha-
ven angeht. Auch das ist ein Beispiel, bei dem wir
uns kooperativ Uber die Grenzen gezeigt haben,
ohne Staatsvertrag, dass man das gemeinsam auf
den Weg bringt.

Ein weiterer Punkt, der uns dazu flihrt, dass wir tat-
sachlich zu Ergebnissen kommen, ist ein standiges
Monitoring, das wir gemeinsam mit unseren Nach-
barlandern vornehmen, um in den Aufgabenstel-
lungen, in den Fragen entsprechend die Antworten
in einer Monitoring-Hintergrundorganisation auf
den Weg zu bringen. Das ist einzigartig und es ist
auch in Deutschland fihrend. Und ich glaube, dass
das gerade in so einem eng besiedelten Gebiet
wie Hamburg mit den Voraussetzungen, die wir
hier flr die Zukunft schaffen missen, ein wichtiger
Hintergrund ist. Von der Seite her tun wir sehr viel,
aber es ist kein einfacher automatisierter Vorgang,
sondern bedarf intensivster Gesprache, um in der
Abwagung der Interessen lokal, aber auch lander-
spezifisch gute Ergebnisse zu erzielen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Herr Ehlebracht, eine Zusatzfrage.

Detlef Ehlebracht AfD:* Vielen Dank erst einmal
dafiir. Das Novum, von dem Sie sprachen, hat ein
gutes Ergebnis gebracht, es wird jetzt eine ge-
meinsame Gewerbeflache dort erstellt. Aber sollte
da nicht etwas innovativer vorgegangen werden?
Vor funf Jahren wurde die Idee geboren, einen ge-
meinsamen Ausschuss zu grinden. Vor einem
Jahr und funf Tagen ist der im Ausschuss mit
Schleswig-Holstein ins Leben gerufen worden.

Jetzt habe ich mir die Tagesordnung angeguckt
und in der Tagesordnung der kommenden Sitzung,
die am Freitag sein wird, gibt es von den vier Ta-

gesordnungspunkten dort drei, die Ist-Aufnahmen
und Prasentationen sind, und nur eine, die einen
innovativen Charakter hat. Ist es nicht gerade in
Hinblick auf die Fragestellung der ersten Frage
wichtiger, zum Beispiel in so einem Ausschuss
mehr Innovationen, mehr Neuerungen hineinzu-
bringen oder mehr zu gucken, was neu ist, anstatt
bereits Laufendes zu verwalten und zu besichti-
gen?

Prasidentin Carola Veit: Bitte, Herr Senator.

Senator Frank Horch:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich hatte eben nicht ganz ver-
standen, welche Tagesordnung Sie gemeint ha-
ben, aber es ist die Tagesordnung der Burger-
schaft fur den Ausschuss.

Detlef Ehlebracht AfD:* Es ist die jetzt am Freitag
kommende Sitzung fir den Ausschuss, der sich da
gemeinsamer Ausschuss mit Schleswig-Holstein
nennt. Und dieser Ausschuss ist ja pradestiniert
daflr, innovativ landeribergreifende Zusammenar-
beit zu initiieren.

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator, Sie mus-
sen sich nicht Uber das Zustandekommen der Aus-
schusseinladung dieses Hauses ... Also wenn Sie
mdgen, gern.

Senator Frank Horch:* Okay. Ich will das nicht im
Einzelnen jetzt noch weiter versuchen zu erlautern,
aber ich will nur Ihren Ansatz, auch den innovati-
ven Ansatz erklaren. Das ist ja heute in vielen
Punkten eine unserer wichtigsten Aufgabenstellun-
gen, die Innovationen und auch die Moglichkeiten
der Digitalisierung, um es einmal aufzugreifen, zu
verwirklichen. Das haben wir an diesen Stellen ge-
tan und gerade immer wieder auch mit Schleswig-
Holstein, wo wir versuchen, gemeinsame LOsun-
gen zu finden und entsprechend auf den Weg zu
bringen.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank. — Gibt es
Nachfragen seitens der anderen Fraktionen? —
Herr Kienscherf, bitte schon.

Dirk Kienscherf SPD:* Herr Senator oder Frau
Senatorin, wir haben jetzt viel iber Innovationen,
Neuerungen und Planungen gehort. Ich will es ein-
mal ein bisschen herunterbrechen. Ist es nicht ei-
gentlich so, dass im Gegensatz zu manchen, die
den Eindruck erwecken wollen, dass nur in Ham-
burg gebaut wird, insgesamt die Metropolregion
wachst, das heillt, dass sowohl in Hamburg als
auch im Umland Wohnen und Gewerbe vorange-
trieben werden?

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.
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Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Herr Kien-
scherf, Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ja, das ist richtig. Wenn wir von
dem Wachstum in Hamburg sprechen, dann betrifft
das selbstversténdlich auch die Umlandgemein-
den, das heil3t also auch den nérdlichen Teil der
Metropolregion. Wir kdénnen wirklich sowohl in
Hamburg als auch in den umliegenden Gemeinden
feststellen, dass es eine zunehmende Bautatigkeit
in Hinblick auf den Wohnungsbau gegeben hat
und selbstverstandlich auch die gewerbliche Nach-
frage nach Standorten fur Logistik und Produktion
zugenommen hat. Das heif3t, wir haben Gberall, so-
wohl in Hamburg selbst als auch in den Umlandge-
meinden, schon auf dieses Wachstum reagiert.

Wir begrifRen es ausdricklich, dass wir uns auch
im Hinblick auf das Wachstum verstéandigen. Wir
begriRen es, dass wir auch auf der schleswig-hol-
steinischen Seite Verstandnis dafiir finden, das
Wohnungsangebot zu diversifizieren und auch
dass wir mehr Wohnungen brauchen. Vielleicht
kann ich an dieser Stelle das sagen: Ich weil}
nicht, wie der Zufall dazu kam, aber die Landespla-
ner Schleswig-Holstein und Hamburg haben sich
heute gerade bei uns in der Behorde getroffen.
Und es ist selbstverstandlich, dass wir in den ver-
schiedenen Gremien Uber alle Fragen der gemein-
samen Entwicklung und der Landesplanung mitein-
ander reden. Das ist also sehr positiv.

Naturlich ist es so, dass man auch konkrete Pro-
jekte benennen kann. Ich will eines nehmen und
das damit dann auch beschlieRen. Wir haben ein
seit drei Jahren laufendes Projekt zur Untersu-
chung etwa der Wohnungsbaupotenziale entlang
der zuklnftigen S21 im Bezirk Eimsbittel und in
den benachbarten Kommunen wie Boénningstedt,
Ellerau, Quickborn und Henstedt-Ulzburg entlang
der gesamten AKN-Strecke nach Kaltenkirchen.
Das ist sehr erfolgreich und wird auch mittelfristig
zu Planungen auf beiden Seiten der Landesgrenze
fuhren.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Frau Sena-
torin. — Herr Warnholz, bitte.

Karl-Heinz Warnholz CDU: Herr Senator, ich ha-
be als Rahlstedter Wahlkreisabgeordneter in den
letzten Jahren zahlreiche Kleine Anfragen gestellt,
die dieses Gewerbegebiet zwischen Rahlstedt und
Stapelfeld betreffen, und habe auf viele Dinge hin-
gewiesen, auf Biotop, auf Flora und Fauna und
vieles mehr. Gestatten Sie mir bitte eine konkrete
Frage, weil ich gerade etwas anderes gehdrt habe,
dass der einer Freien Wahlergemeinschaft ange-
hoérige Burgermeister von Stapelfeld gesagt hat,
dass zahlreiche Landwirte doch nicht verkauft ha-
ben. Deswegen meine konkrete Frage bitte: Wie
viel Hektar sind denn jetzt konkret gekauft worden,

entweder vom Land Schleswig-Holstein oder von
der Hansestadt Hamburg oder von einem Gewer-
beinvestor?

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator, bitte.

Senator Frank Horch:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich kann Ihnen das jetzt in
Quadratmetern und in Hektar so nicht sagen. Ich
darf Ihnen nur die Gesprache, die gefiihrt wurden,
die wir ja auch jetzt in der letzten Woche einver-
nehmlich mit allen Beteiligten, mit dem Wirtschafts-
minister, mit den Landraten, mit den Blrgermeis-
tern hatten, und der Burgermeister von Stapelfeld
sall neben mir, der mir also in der Gesamtheit, was
ja auch die Diskussionen ... Und wir haben uns ja
auch an verschiedenen Stellen, in Hamburg, Berlin
und wo wir uns getroffen haben, Gber die Hinter-
griinde unterhalten. Das betraf den Naturraum, die
wirtschaftlichen Interessen, die abgewogen ge-
handhabt werden mussen.

Von der Seite kann ich Ihnen nur sagen, dass wir
uns — wir waren ja immerhin mit zwei Senatoren
und einem Minister da, die uns das auch bestatigt
haben — in Einvernehmlichkeit auch mit dem Blick
auf den Investor, mit dem Blick auf die Natur, mit
dem Blick vor allen Dingen, was mich ja auch be-
trifft, auf die verkehrliche Situation in aller Tiefe
und Detailliertheit damit auseinandergesetzt ha-
ben. Dann mdégen — das habe ich vorhin auch am
Anfang gesagt — gewisse lokale Betrachtungswei-
sen noch etwas differieren von dem, was wir ge-
samt landesseitig aus Schleswig-Holstein und
Hamburg sehen. Aber ich glaube, dass dies am
Ende ein Beteiligungsprozess ist, der auch als vor-
bildlich in Hamburg und Schleswig-Holstein gewer-
tet werden kann.

(Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Herr Sena-
tor. — Herr Duge fiir die GRUNE Fraktion, bitte.

(Zuruf von Karl-Heinz Warnholz CDU)
— Eine Nachfrage pro Fraktion, Herr Warnholz.
Herr Duge.

Olaf Duge GRUNE: Frau Senatorin, Herr Senator!
In der Fragestellung der AfD kommt ja so ein
bisschen simplifizierend zum Ausdruck, als brauch-
te man, wenn man Projekte mit Schleswig-Holstein
durchfihren wolle, nur mit der Landesregierung
des Landes Schleswig-Holstein zu sprechen und
Vereinbarungen zu treffen und dann wirde das
schon gehen. Nun wissen auch Hamburgerinnen
und Hamburger normalerweise, dass es in einem
Flachenstaat wie dem Land Schleswig-Holstein ein
bisschen anders lauft. Meine Frage daher: Kénnen
Sie uns einmal darstellen, worin die besonderen
Herausforderungen bei landeslbergreifenden Ver-
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einbarungen zu Projekten mit Flachenstaaten lie-
gen?

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Herr Duge,
Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Es gibt nattrlich sehr unterschiedliche
Formen der jeweiligen Landesplanung in Hamburg
beziehungsweise in den beiden anderen Landern
Schleswig-Holstein und Niedersachsen. Heute
konzentrieren wir uns auf Schleswig-Holstein. Als
Land kénnen wir uns mit dem Land Schleswig-Hol-
stein Uber den Landesentwicklungsplan und die
Regionalplanung, fir die die Regierung in Schles-
wig-Holstein zusténdig ist, auseinandersetzen.
Aber selbstverstandlich muss man auch sehen
— und das macht es ja auch insofern seit Jahrzehn-
ten etwas komplizierter —, dass die Bauleitplanung
in der Kompetenz der Kommunen ist. Das heilt,
alles, was dort zu entwickeln ist — und das betrifft
ja im Wesentlichen dann den Wohnungsbau —, ist
mit den Kommunen zu erértern. Das heil3t, wir ha-
ben hier unterschiedliche Ebenen. Aber ich glaube,
dass ich an dem Beispiel der Entwicklung von
Wohnungsbaupotenzialen entlang der S21/AKN
deutlich gemacht habe, dass es unterschiedliche
Ebenen gibt, auf denen miteinander gesprochen
und verhandelt wird sowie Vereinbarungen getrof-
fen werden. Also auf der Ebene der Landespla-
nung sind das die beiden Landesplanungsbehor-
den. Aber in dem Fall — in dem Beispiel, das ich
eben genannt habe — geht es ja auch darum, dass
ein Bezirk mit seinen Kompetenzen mit anderen
Kommunen auf der schleswig-holsteinischen Seite
Vereinbarungen trifft.

Wir haben hier also ein komplexes Geflecht von
Zustandigkeiten und Kompetenzen. Aber ich bin
mir sehr sicher, dass wir uns der Verantwortung
sehr wohl bewusst sind, auf das Wachstum sowohl
in Hamburg selbst als auch in Schleswig-Holstein
zu reagieren und gute Lésungen zu finden, sowohl
fur die Ausweitung des Wohnungsbaus als auch im
Hinblick auf die Ansiedlung von Arbeitsstatten und
Gewerbe. Und ich glaube, dass wir mit den ver-
schiedenen Ebenen, die wir haben, die auch inter-
kommunale Foren und anderes mehr beinhalten,
eine gute Zusammenarbeit haben, um tatsachlich
zu Vereinbarungen zu kommen. Und sie sind das
Entscheidende, um uns in der gemeinsamen Pla-
nung auf beiden Seiten der Landesgrenze weiter-
zubringen.

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Frau Sena-
torin. — Frau Sudmann mit einer Nachfrage.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Seit Jahrzehnten
wird ja so ahnlich, wie Herr Duge es eben getan
hat, dariber gesprochen, welche Probleme wir in
der Metropolregion haben, wie schwierig es sei,

gemeinsame Planungen zu machen. Wir héren in
jeder Debatte, ob hier oder in Schleswig-Holstein,
immer nur, dass es unterschiedliche Gliederungen
und andere Probleme sind. Mich interessiert mehr,
wo Sie im Bereich Wohnungsbau gemeinsame
Projekte angestoRen haben neben der S21. Wir
haben andere Bahnlinien, die in die Flachenlander
hineinlaufen, und wir wissen, dass sich das alte
Schumacher-Modell genau auf diese Achsen be-
zog. Und da wirde ich doch erwarten, dass nach
Uber 20 Jahren Metropolregion Hamburg sich da
ein bisschen mehr tut, als nur die Probleme zu be-
schreiben. Deswegen die Frage: Welche weiteren
Wohnungsbaulberlegungen, von mir aus auch
gern Visionen, haben Sie entlang der Entwick-
lungsachsen, die schon von Schumacher beschrie-
ben wurden?

Prasidentin Carola Veit: Frau Senatorin.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Frau Sud-
mann, Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Wovon geht denn diese Frage
aus, Frau Sudmann? Ich habe eben schon gesagt,
wir haben ein gemeinsames Interesse daran, so-
wohl Hamburg als auch Schleswig-Holstein, aus-
reichend Wohnraum fir die sehr starke Nachfrage
zur Verfigung zu stellen. Was wir nicht aul3er Kraft
setzen, ist das Grundgesetz und die Freizlgigkeit,
was bedeutet, dass die Menschen dorthin gehen
kénnen, wo sie glauben, dass sie ihr Glick finden,
ob in Schleswig-Holstein oder in Hamburg. Das
bietet aber fur uns auch grofe Herausforderungen.
Aber wir freuen uns doch dariiber, dass Hamburg
als lebenswerte Stadt, auch die Umlandgemeinden
in Schleswig-Holstein als lebenswerte Kommunen
so nachgefragt werden. Und wir versuchen jeweils
flachensparend — ressourcensparend kann man
auch sagen — durch Innenentwicklung und andere
MalRnahmen — und davon haben wir ja eine ganze
Menge in der Innenentwicklung — zu einer nachfra-
gegerechten Bereitstellung von Wohnraum zu
kommen. Das ist der erste Punkt, den ich dazu sa-
gen mdchte.

Das heilit, dass wir selbstverstandlich den Verein-
barungsweg zwischen den beiden Landern und
auch mehr als das eine Projekt haben, das ich Ih-
nen jetzt vorgestellt habe. Aber nichtsdestotrotz
wird es auf beiden Seiten darum gehen, dass wir
das Wachstum bewaltigen, das wir gleichermalen
haben. Dazu gehoért zum Beispiel auch, dass nicht
nur in Hamburg die Innenentwicklung, die flachen-
schonend ist, in den Vordergrund gestellt wird und
Prioritat hat, sondern auch in den Umlandkommu-
nen. Wir wirden uns auch darlber freuen und es
unterstitzen, wenn es mehr stadtische Angebote
gibt.

Um das eine also noch einmal aufzunehmen als
Hintergrund lhrer Frage: Kdénnen wir, wenn in
Schleswig-Holstein mehr Wohnraum entwickelt
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wirde, das Wachstum in diese Stadte lenken? Das
geht an der realen Situation, die wir in Hamburg
und in den Umlandgemeinden haben, einfach
schlicht vorbei, weil wir beide mit dem Wachstum
konfrontiert sind und es auf die bestmdgliche Wei-
se bewaltigen wollen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank. — Herr
Meyer mit der letzten Zusatzfrage fir die FDP-
Fraktion.

Jens Meyer FDP: Frau Senatorin! Der NABU wiill
am 1. Dezember 2017 eine Volksinitiative zum Er-
halt des Anteils des Grins in Hamburg starten.
Welche Auswirkungen auf aktuelle oder zukiinftige
Stadtentwicklungsprojekte hatte eine erfolgreiche
Volksinitiative aus lhrer Sicht?

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist doch nicht das
Thema!)

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr geehr-
ter Herr Meyer, Frau Prasidentin, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ob das in einem Zu-
sammenhang mit der Eingangsfrage der AfD steht,
mag ich nicht beurteilen. Aber ich werde mir diese
Frage erst stellen, wenn die Initiative vorliegt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Vielen Dank, Frau Sena-
torin.

Damit ist unsere Fragestunde fiir heute beendet
und wir kdnnen mit der Schlussabstimmung begin-
nen.

(Unruhe im Plenum)
Haben Sie Einwande?
(Zurufe: Nein!)
- Gut.

Dann fahren wir fort mit den Abstimmungen und
starten mit unseren Berichten des Eingabenaus-
schusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/10799 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/10800 -]

Zunachst der Bericht 21/10799 und hier die Zif-
fer 1. Hierin ist nur eine Empfehlung enthalten.

Wer mochte dieser folgen? — Gibt es Gegenstim-
men? — Enthaltungen? — Dann haben wir das ein-
stimmig so beschlossen.

Von den Ziffern 2 bis 6 hat die Birgerschaft Kennt-
nis genommen.

Wir kommen zum Bericht 21/10800.

Wer mdchte sich hier der Empfehlung anschlielen,
die der Eingabenausschuss zur Eingabe 801/17
abgegeben hat? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist das mit groRer Mehrheit so be-
schlossen.

Wer folgt den Empfehlungen zu den Eingaben
731/17 und 809/17? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war dann einstimmig.

Und wer schlieBt sich den Empfehlungen zu den
Ubrigen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch das haben wir dann einstimmig so
beschlossen.

Die
Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Wir haben die unter A aufgefiihrten Drucksachen
zur Kenntnis genommen.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gibt es Gegenstimmen? — Oder Enthaltun-
gen? — Das ist nicht der Fall. Dann haben wir das
einstimmig so beschlossen.

Wir kommen zu Punkt 19, Drucksache 21/10920.
Das ist der Bericht des Familien-, Kinder- und Ju-
gendausschusses: Senat darf Opfer von sexuellem
Missbrauch im familidren Bereich nicht langer al-
lein lassen.

[Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schusses liber die Drucksache 21/7598 (Neu-
fassung):

Senat darf Opfer von sexuellem Missbrauch im
familidaren Bereich nicht langer allein lassen
(Antrag der CDU-Fraktion)

— Drs 21/10920 -]

Wer mdchte sich Ziffer 1 der Ausschussempfehlun-
gen gern anschlielRen? — Wer nicht? — Gibt es Ent-
haltungen? — Dann ist Ziffer 1 mit Mehrheit so be-
schlossen.

Ich stelle fest, dass die in Ziffer 2 empfohlene
Kenntnisnahme erfolgt ist.

Und wir kommen zu Punkt 22, Drucksache
21/10825, Bericht des Ausschusses fir Wissen-
schaft und Gleichstellung: "Akkreditierungsverfah-
ren und Akkreditierungsstaatsvertrag" sowie Ent-

*** Sammellbersicht siehe Seite 5017 f.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10799
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10800
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10920
HembacRu
Schreibmaschinentext
*** Sammelübersicht siehe Seite 5017 f.
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wurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag Uber die
Organisation eines gemeinsamen Akkreditierungs-
systems zur Qualitatssicherung in Studium und
Lehre an deutschen Hochschulen.

[Bericht des Ausschusses fir Wissenschaft
und Gleichstellung iiber die Selbstbefassungs-
angelegenheit
"Akkreditierungsverfahren und
rungsstaatsvertrag”

sowie uber die Drucksache 21/9664: Entwurf ei-
nes Gesetzes zum Staatsvertrag liber die Orga-
nisation eines gemeinsamen Akkreditierungs-
systems zur Qualitatssicherung in Studium und
Lehre an deutschen Hochschulen (Studienak-
kreditierungsstaatsvertrag) (Senatsantrag)

— Drs 21/10825 -]

Akkreditie-

Von Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen hat die
Birgerschaft Kenntnis genommen.

Wer mdchte sodann Ziffer 2 der Ausschussemp-
fehlungen folgen und das Gesetz zum Studien-
akkreditierungsstaatsvertrag  aus  Drucksache
21/9664 beschliefen? — Wer mochte das nicht? —
Gibt es Enthaltungen? — Dann haben wir das bei
einigen Enthaltungen einstimmig so beschlossen.

Wir brauchen eine zweite Lesung.

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat ist mit einer sofortigen zweiten Lesung
einverstanden. Widerspruch aus dem Hause? —
Sehe ich nicht.

Wer mdchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlieBen? — Und die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann haben wir das auch in zweiter Le-
sung mit einigen Enthaltungen einstimmig so be-
schlossen und damit auch endgliltig beschlossen.

Punkt 25, Drucksache 21/10902, Bericht des
Haushaltsausschusses: Haushaltsplan 2017/2018
— Nachbewilligungen nach 35 LHO.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/10486:

Haushaltsplan 2017/2018 — Nachbewilligungen
nach § 35 Landeshaushaltsordnung (Senatsan-
trag)

— Drs 21/10902 —]

Wer mdchte sich der Empfehlung des Haushalts-
ausschusses anschlieBen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist das mit Mehrheit so be-
schlossen.

Auch hier brauchen wir eine zweite Lesung.

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat ist einverstanden mit einer sofortigen
zweiten Lesung. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer mdchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fas-
sen? — Auch hier die Gegenprobe. — Und die Ent-
haltungen? — Dann haben wir das auch in zweiter
Lesung mit Mehrheit so beschlossen.

Punkt 30, Drucksache 21/10906, Antrag der CDU-
Fraktion: Wettbewerbsfahigkeit des Hamburger
Hafens durch bessere Kooperation mit dem Zoll
verbessern.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Wettbewerbsfahigkeit des Hamburger Hafens
durch bessere Kooperation mit dem Zoll ver-
bessern

— Drs 21/10906 —]

Vonseiten der LINKEN und der AfD liegt ein Antrag
auf Uberweisung an den Ausschuss fur Wirtschaft,
Innovation und Medien vor.

Wer folgt diesem Uberweisungsbegehren? — Wer
nicht? — Enthaltungen? — Dann ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer méchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Gibt es Gegenstimmen? — Enthaltungen? —
Dann hat der Antrag keine Mehrheit gefunden.

Punkt 33, Drucksache 21/10909, Antrag der CDU-
Fraktion: Mehr qualifizierte Nachwuchskrafte fir
die Verwaltung in Hamburgs Justizvollzugsanstal-
ten.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Mehr qualifizierte Nachwuchskrifte fiir die Ver-
waltung in Hamburgs Justizvollzugsanstalten

— Drs 21/10909 -]

SPD, CDU und GRUNE méchten die Drucksache
an den entsprechenden Ausschuss Uberweisen.

Wer moéchte das auch? — Wer stimmt gegen das
Uberweisungsbegehren? — Gibt es Enthaltun-
gen? — Dann ist das einstimmig so Uberwiesen
worden.

Punkt 35, Drucksache 21/10911, Antrag der AfD-
Fraktion: E-Bike-Ladestationen ausbauen!


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10825
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10902
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10906
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10909
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(Prasidentin Carola Veit)

[Antrag der AfD-Fraktion:
E-Bike-Ladestationen ausbauen!
— Drs 21/10911 -]

Die AfD-Fraktion mochte die Drucksache federfiih-
rend an den Verkehrsausschuss und mitberatend
an den Wirtschaftsausschuss tiberweisen.

Wer moéchte das auch? — Gibt es Gegenstim-
men? — Enthaltungen? — Dann ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer moéchte dem AfD-Antrag seine Zustimmung
geben? — Wer nicht? — Und wer enthalt sich? —
Dann ist der Antrag abgelehnt.

Meine Damen und Herren, ich winsche |hnen
einen schonen Feierabend.

Ende: 19.54 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Hendrikje Blandow-Schlegel, Sabine Boedding-
haus, Ulrike Sparr, Hauke Wagner, Dietrich Wersich und Sylvia Wowretzko


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/10911
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Anlage 1

Sammeliibersicht geman § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Blrgerschaft am 22. November 2017

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

10 10455 | Finanzierung der Drogen- und Suchthilfe in Hamburg

11 10523 | Damit die Integration gelingt — Nutzt der rot-griine Senat tatsachlich alle Chancen der zur
Verfligung stehenden Arbeitsmarktprogramme fir Flichtlinge?

12 10524 |Den Datenfriedhof zum Leben erwecken — Eine Erfolgskontrolle des Mangelerfassungs-
systems "Melde-Michel"

17 10888 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 14. Juni 2017:
"Information der Hamburger Offentlichkeit Giber die Neuregelungen der sogenannten Droh-
nenverordnung" — Drs. 21/9298

18 10808 | Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendausschusses

20 10809 |Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien

21 10900 |Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien

23 10856 | Bericht des Verkehrsausschusses

26 10903 |Bericht des Europaausschusses

27 10904 | Bericht des Ausschusses fur Soziales, Arbeit und Integration

28 10851 | Bericht der Hartefallkommission
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B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

LINKEN

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der

14 10871 |Haushaltsplan 2017 — Mehrbedarfe im Einzelplan 8.1 — SPD, Haushaltsaus-
Behdorde fur Inneres und Sport; GRUNEN |schuss (f.) und
Produktgruppe 272.03 "Sport" Sportausschuss
hier: Forderung von internationalen Sportveranstaltungen

15 10875 |Haushaltsplan 2017/18 — Haushaltsjahr 2018, Nachbewil- | SPD, Haushaltsaus-
ligung nach § 35 LHO und Ergénzung des Haushalts- GRUNEN, [schuss (f.) und
beschlusses 2017/18, Umsetzung der Behérdenumstruk- | FDP Ausschuss fur
turierung zur Uberleitung des Amtes Medien in die Behor- Wirtschaft, Innova-
de fur Kultur und Medien tion und Medien

16 10870 |Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Birger- |SPD, Ausschuss fur
schaft vom 2. September 2015 GRUNEN, |Soziales, Arbeit
"Hamburg hilft — Forum Fliichtlingshilfe schaffen, ehren- | LINKEN und Integration
amtliche Fluchtlingsarbeit noch mehr unterstitzen und
vernetzen, Informationsarbeit der Behdrden weiter forcie-
ren" (Drucksache 21/1354)

32 10908 |Mitarbeiter unserer Staatsanwaltschaft entlasten und SPD, Ausschuss fir
Strafverfolgung in Hamburg sichern CDhU, Justiz und

GRUNEN |Datenschutz

39 10915 | Chancengleichheit durch mehr Durchlassigkeit im allge- |SPD, Schulausschuss

meinen Schulsystem herstellen GRUNEN,






